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Editorial
Konsumerhebung und Verbraucherpreisindex –

Herausforderungen für die amtliche Statistik
in Pandemiezeiten

Die Covid-19-Pandemie hat die gewohnten wirtschaftlichen Abläufe
in vielen Bereichen stark beeinflusst. Die Einzigartigkeit dieser Krise
stellte und stellt somit ebenso die amtliche Statistik vor neue methodi-
sche Herausforderungen, Adaptionen des statistischen Methodenin-
ventars wurden nötig. Das betrifft vor allem bei der Preiserhebung die
verstärkte Nutzung von Scannerdaten und die Anwendung saisonaler
Fortschreibungen bei der Indexberechnung; dies erfordert Kreativität,
aber immer auch den Bezug zu vorhandenen und bewährten Metho-
den; es galt und gilt der Grundsatz „faute de mieux“.

Wenn es gelingt, diese durchaus außergewöhnliche Situation mit ge-
eigneten Erhebungs- und Analysemethoden zu bewältigen, dann hat
man eine Art Blaupause für künftige Krisen gleicher Gestalt geschaffen,
zumindest was deren nummerische/statistische Beschreibung be-
trifft.

Das hat politische Konsequenzen. Amtliche Statistiken sind die
Grundlage jeder evidenzbasierten Wirtschaftspolitik. Bei Mikroerhe-
bungen stehen die Lebensrealitäten der Vielen jedenfalls gleichberech-
tigt im Fokus der Aufmerksamkeit, während in synthetischen Statistiken
wie den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen finanzstärkeren
AgentInnen ein größeres Gewicht zukommt. Um die Volkswirtschaft an
allen Stellen der Einkommens- und Vermögensverteilung zu verstehen
und die Auswirkungen von Veränderungen einschätzen zu können, ist
eine seriöse Diskussion über Erhebung und Analyse unverzichtbar.

Wir unterziehen deshalb die Situation bei der Konsumerhebung, der
Preiserhebung bzw. der Inflationsberechnung einer näheren Betrach-
tung. Denn wie schon 2008 im Finanzsektor zeigte sich in der Corona-
Pandemie, dass selbst bei scheinbar einfach zu erhebenden Daten wie
den Konsumausgaben nicht nur die Probleme größer werden, etwa in
den Lieferketten oder bei Kostenüberwälzungen, auch ihre Erfassung
in der Statistik wird schlechter.

1. Inflationsentwicklung: Vergangenheit und Zukunft

Der unerwartet starke Konjunkturaufschwung, kurzfristige Kapazi-
tätsgrenzen, Lieferengpässe bei Vorprodukten (Halbleitern), zunächst
ein Rückgang, dann ein Anstieg der Erdölpreise und die auch damit
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verbundenen Basiseffekte sind die Hauptursachen für die in den letzten
Monaten des Jahres 2021 schnell gestiegenen Inflationsraten.

Im Dezember 2021 erreichte diese mit einer Höhe von 4,3% ein Drei-
ßigjahreshoch. Hauptpreistreiber im nationalen Verbraucherpreisindex
waren die Ausgabenpositionen Flüge, Bewirtung, Materialien für die
Wohnungsinstandhaltung und eben Erdölprodukte. Sie steigerten die
Inflationsrate in den letzten Monaten um mehr als einen Prozentpunkt.
Dieser hohe Anteil an der Inflationsrate ist vom Basiseffekt getrieben,
er geht also auf eine Eigenheit des Inflationsmesskonzeptes zurück.
Da Inflationsraten immer im Vergleich zum Vorjahresmonat gemessen
werden, führt eine sehr schwache Preissteigerung wie im Dezember
2020 mit 1,2% auch zu höheren Werten im Folgejahr, wenn sich die
Entwicklung wieder stabilisiert. Vergleicht man also die Preise vom De-
zember 2021 mit jenen aus der Zeit vor der Pandemie (Dezember
2019), so liegt der „jährliche“ Anstieg bei 2,7% – also nur mehr ein
Neunjahreshoch, was gleich deutlich weniger spektakulär erscheint.

Für die politischen Handlungsoptionen ergibt sich angesichts dieser
Preisanstiege ein weiteres Problem. Denn dort, wo internationale Dy-
namiken von Rohstoffen und Lieferketten bestimmend für die Inflation
sind, bleibt auch weniger Handlungsspielraum für nationale Maßnah-
men. Das Wirtschaftsforschungsinstitut erwartet, dass der Höhepunkt
der monatlichen Inflationsraten im Jänner 2022 mit etwa +5% erreicht
wird und bis zum Jahresende 2022 ein Rückgang auf rund +2% zu be-
obachten sein wird.

Abbildung 1: Monatswerte des Verbraucherpreisindex 1996
seit der Einführung des Euro, Index basiert auf 2001 = 100

Quelle: Statistik Austria VPI 1996, eigene Berechnungen. Wert für Dez. 2021 vorläufig.
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Die längerfristige Preisentwicklung in Österreich ist also nach wie vor
wenig besorgniserregend. Selbst mit den hohen Werten der letzten Mo-
nate liegt die Entwicklung der Verbraucherpreise seit Einführung des
Euro noch unter jenem Wert von 2%, mit dem die Europäische Zentral-
bank Preisstabilität definiert.

Der problematische Teil der Preisentwicklung liegt nicht im allgemei-
nen Niveau, sondern in der Struktur der Preissteigerungen, und das
durchaus unabhängig vom allgemeinen Inflationsniveau.

2. Umsatzsteuersenkung: fehlgeschlagener Anreiz

Die von der Regierung beschlossenen Unterstützungsleistungen für
Unternehmen – Fixkostenzuschuss, Garantien, Ausfallbonus, Verlust-
ersatz – haben ohne Zweifel vielen Betrieben das Überleben gesichert
und damit ihren wirtschaftlichen Zweck erfüllt. Einige Maßnahmen
haben allerdings einen fragwürdigen Charakter.

Das Parlament beschloss Anfang 2020 eine Senkung des Umsatz-
steuersatzes auf 5% für Gastronomie, Beherbergung, Kultur und Publi-
kation. Der Zeithorizont dieser befristeten Maßnahme war anfangs für
Juli 2020 bis Dezember 2020 geplant, nachträglich kam es zu einer
Verlängerung bis Dezember 2021.

Die Wirkung dieser Maßnahmen auf das Preisniveau wurden in einer
WIFO-Studie evaluiert (Loretz et al. 2021). Mit wenigen Worten lässt sich
sagen: Die Senkung der Umsatzsteuer wurde nicht an die KonsumentIn-
nen weitergegeben, ihr Auslaufen wird nach Erwartungen des WIFO
hingegen zu 40% auf die VerbraucherInnen überwälzt. Der Zweck der
Nachfrage-Stimulierung wurde damit verfehlt. Die Umsatzsteuersen-
kung führt zu einer Erhöhung der Gewinne auf Kosten des Staatshaus-
halts, und ihr Auslaufen geht ein weiteres Mal auf Kosten der Konsumen-
tInnen. 2022 bewirkt dies einen erheblichen Inflationseffekt. Der budge-
täre Einnahmenentfall ist hoch, er beträgt mehr als zwei Mrd. Euro. Hier
war die direkte Förderung von behördlich geschlossenen Unternehmen,
die in Österreich ja auch in großem Stil angewendet wurde, effektiver
und hatte keinen ungewollten Rebound-Effekt auf die Inflation.

3. Wohnen: ein hausgemachter Spezialfall

2020 wurden in Österreich ca. 68.000 Wohnungen fertiggestellt, laut
Statistik Austria steigt damit der Wohnungsbestand 2021 auf rund 4,9
Millionen Einheiten an. Während das allgemeine Preisniveau seit An-
fang 2015 um 14,5% gestiegen ist, waren es für die Verbrauchskatego-
rie „gezahlte Mieten“ 21,7%. Die Wohnbauoffensive hat bisher nicht
ausgereicht, den erhofften preisdämpfenden Effekt auszulösen, daher
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bedarf es geeigneter sozial- und wirtschaftspolitischer Maßnahmen,
insbesondere im öffentlichen Wohnbau, und eine konsequente Durch-
setzung des Mietrechts bzw. dessen Neugestaltung (Arbeiterkammer
Wien 2021). Die Problematik Mietpreise liegt zurzeit nicht so sehr in
den Auswirkungen auf die laufende Inflation, sondern der steigenden
Belastung für die Haushalte. Besonders betroffen sind davon die ein-
kommensschwachen Haushalte.

4. Konsumerhebung 2019/20,
eine der wichtigsten Erhebungen

Nicht nur die laufende Preiserhebung leidet unter den Beschränkun-
gen der Pandemie, sondern auch die alle fünf Jahre stattfindende Kon-
sumerhebung.

Diese bildet die Grundlage für die Zusammenstellung des Waren-
korbs bei der Inflationsberechnung. Gemäß einer EU-Rahmenverord-
nung sind die Staaten der Europäischen Union verpflichtet, in Fünfjah-
resabständen Konsumerhebungen durchzuführen. Die Ergebnisse
dieser Erhebungen geben Aufschluss über die Ausgabenstruktur der
privaten Haushalte, d.h. letztlich auch über die Lebensbedingungen der
unterschiedlichen sozialen Schichten. Sie sind ein zentrales Instrument,
um Lebensstandard und -qualität überhaupt feststellen zu können, bie-
ten wichtige Einblicke in die verschiedenen Verteilungsdimensionen
und sind damit eine der wichtigsten Sozialerhebungen überhaupt.

Mit Ende 2021 liegen die gesamten Ergebnisse der Konsumerhe-
bung 2019/20 vor. Dies betrifft sowohl die Hauptergebnisse als auch
die sozialstatistischen Auswertungen. Damit wird u.a. die Ausgangsba-
sis für die Gewichtung und Spezifizierung des sogenannten Warenkor-
bes für den Harmonisierten und Nationalen Verbraucherpreisindex
(HVPI/VPI) geschaffen. Beide Statistikprodukte – die Erhebung und
nachfolgend die Berechnung der Inflation – haben eine wirtschafts- und
sozialpolitische Bedeutung, die kaum zu überschätzen ist.

Ziel der Konsumerhebung ist es, die Struktur der Ausgaben der priva-
ten Haushalte in Österreich festzustellen. Dazu werden stratifizierte
(geschichtete) Zufallsstichproben aus den Daten des Zentralen Melde-
registers gezogen. D.h., es werden Erhebungseinheiten – in diesem
Fall private Haushalte – ausgewählt, die in Hinblick auf die Verteilung
über die Bundesländer der Gesamtheit der österreichischen Haushalte
entsprechen. Erhoben werden nicht nur die laufenden Verbrauchsaus-
gaben, sondern u.a. auch die Wohnungsausstattung (etwa Art der Hei-
zung), der Kfz-Bestand, die Einkommen, die Berufstätigkeit, das Alter,
die Haushaltsgröße (Personen) usw. Damit ergibt sich ein umfassen-
des Bild von der Lebenssituation der Menschen.
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Die Dauer der Erhebung erstreckte sich insgesamt über ein Jahr –
von Ende Mai 2019 bis Mitte Juni 2020. In dieser Zeit trugen einzelne
Haushalte jeweils 14 Tage lang ihre Ausgaben detailliert in ein Haus-
haltsbuch ein, dann folgten die nächsten. Insgesamt nahmen 7.000
Haushalte an dieser Erhebung teil; das entspricht einem Viertel des
Umfanges der Stichprobenziehung (Ausschöpfungsrate). Die Teilnah-
me an der Erhebung war für die gezogenen Haushalte freiwillig.

Die Konsumerhebung stellt eine Beschreibung der sozialen und öko-
nomischen Verhältnisse der Bevölkerung dar. Es gibt keine andere sta-
tistische Erhebung, welche die Lebenswelt der Haushalte in einem so
breit angelegten Merkmalskatalog erfasst. Dies hat aber letztlich wie-
derum zur Konsequenz, dass ein umsichtiges Vorgehen sowohl bei der
Gestaltung des Fragenkatalogs als auch bei der Befragung (Interviews)
oberste Priorität besitzt. Wie bei nahezu allen Erhebungen/Befragun-
gen im Privatbereich treten hier unliebsame Phänomene auf. Als Bei-
spiel soll an dieser Stelle nur das sogenannte Underreporting genannt
werden. Damit ist gemeint, dass Befragte bei bestimmten heiklen Fra-
gen, wie etwa jenen nach dem Einkommen oder dem Konsum von Ver-
brauchsgütern (z.B. Alkoholika), bewusst oder unbewusst falsche Aus-
künfte erteilen. Diesem Underreporting kann mit diversen Plausibilität-
schecks begegnet werden. Im konkreten Fall (Alkoholika) findet ein Ab-
gleich mit den Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
statt. So lassen sich Widersprüche zwischen Produktion und Ver-
brauch bestimmter Güter leicht feststellen. Aber auch der umgekehrte
Weg ist durchaus üblich: Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
bedienen sich zur Validierung ihrer Ergebnisse ebenfalls der Konsum-
erhebung, wo immer diese als verlässlicher gilt.

Der Konsumerhebungsdatensatz findet unmittelbar Verwendung,
z.B. lässt sich der Anteil der Ausgaben für Lebensmittel an den Ge-
samtausgaben, der als sogenannter Engel-Index bekannt ist und als
Armutsmaß dient, bereits aus den Standardtabellen ablesen. Darüber
hinaus ist die Nutzung dieses Datensets auch für weitere analytische
Zwecke interessant. Als Beispiel sei hier die Berechnung der Inflations-
raten nach soziodemografischen Merkmalen erwähnt: Anhand der
Daten zu den Konsumausgaben – gegliedert z.B. nach Einkommens-
dezilen – wird ersichtlich, wie sich Preissteigerungen für unterschiedli-
che Güter auf die einkommensschwächsten Haushalte im Vergleich zu
den einkommensstärksten auswirken.

Die Berechnung haushaltspezifischer Sparquoten stellt weitere ana-
lytisch gewonnene Ergebnisse dar. In all diesen Fällen hat man es mit
Ergebnissen zu tun, die für wirtschafts- und sozialpolitische Entschei-
dungen von höchster Relevanz sind.
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5. Covid-19: eine Herausforderung für die Primärstatistik

Die Feldarbeit für die Konsumerhebung 2019/20 begann Ende Mai
2019 und endete im Juni 2020. Konzeptive und methodische Vorarbei-
ten, wie etwa das Erstellen und Testen der Fragebögen, die Stichpro-
benziehung etc., erfolgten bereits im Vorfeld.

Mitte März 2020 kam es zum ersten bundesweiten Lockdown, des-
sen Folgen wirkten sich auf die gesamte Feldarbeit aus.

Durch die gesetzlich verordnete weitreichende Schließung von Ge-
schäften, Gastronomie, Tourismus- und Kultureinrichtungen und vie-
lem mehr war die Konsumnachfrage – zumindest was das Offline-Ge-
schäft betrifft – nur sehr eingeschränkt möglich. Insgesamt fiel ein
Viertel der gesamten Feldarbeit der Konsumerhebung 2019/20 in den
Lockdown im Frühjahr 2020.

Das jährliche Ausgabenvolumen der privaten Haushalte gemäß Kon-
sumerhebung 2019/20 betrug insgesamt 141,1 Mrd. Euro. Davon ent-
fallen 106,5 Mrd. Euro in die Phase vor der Pandemie (Anfang Juni
2019 bis Anfang März 2020) und 34,6 Mrd. Euro in die Covid-19-Phase
(Anfang März 2020 bis Ende Juni 2020).

Um dennoch Vergleiche zu vorherigen Konsumerhebungen anstellen
zu können, hat Statistik Austria die Ausgabensummen – es handelt sich
um zwölf Hauptpositionen – aus dem Zeitraum in der Pandemie (ca. ein
Viertel des gesamten Erhebungszeitraums) und das Ausgabenvolu-
men des Zeitraums davor jeweils auf Jahresvolumen umgerechnet.

Bei einigen Ausgabenpositionen lässt sich der Nachfragerückgang
leicht als coronabedingt ausmachen. So lagen die Ausgaben für Nah-
rungsmittel (ohne die im Gasthaus konsumierten Speisen) ab Mitte
März 2020 um etwa 11% über dem Jahresdurchschnitt. Eine Erklärung
dafür ist der geschlossene Gastronomiebereich. Dort lag die Konsuma-
tion um 56% unter dem Jahresdurchschnitt. Für Speisen und Getränke
via Zustellservice stiegen die Ausgaben um 44,5%. Ebenso leicht er-
klärbar ist der Konsumrückgang bei Bekleidung (–30,3%), Sport-, Kul-
tur- und Freizeitveranstaltungen (–41,4%). Auch Käufe, die aus Grün-
den der Vorratshaltung getätigt wurden, lassen sich relativ gut
eingrenzen. Am Rande bemerkt: Im Bereich Körperpflege stiegen die
Ausgaben für hygienische Papier- und Zellstoffwaren um 4,3%.

Laut Konsumerhebung 2014/15 betrugen die durchschnittlichen mo-
natlichen Haushaltsausgaben damals 2.990 Euro. In der Konsumerhe-
bung 2019/20 schlugen sie mit 3.250 Euro zu Buche; dies bedeutet ein
Plus von nominell 8,4%. Rechnet man die Haushaltsausgaben mit Hilfe
einer Skala1 in gewichtete Personenausgaben (Äquivalenzausgaben)
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um, so beträgt das Wachstum 9,7% (2014/15: 1.970 Euro; 2019/20:
2.160 Euro). Die Diskrepanz zwischen Haushaltsausgaben und Äqui-
valenzausgaben wird im Zeitverlauf geringer, da die durchschnittliche
Haushaltsgröße sinkt.

Ein Vergleich der laut den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
verfügbaren Haushaltseinkommen pro Kopf zeigt für den Zeitraum
2014–2019 einen Anstieg um 12,2% (eine entsprechende Auswertung
der Konsumerhebungen ist zurzeit noch nicht verfügbar). Dieser liegt
damit um fast vier Prozentpunkte über dem Ausgabenanstieg laut Kon-
sumerhebung. Die Folge ist ein Anstieg der gesamtwirtschaftlichen
Sparquote (2014: 7,3%, 2019: 8,2%, 2020: 14,5%).

6. Ein neuer Warenkorb und ein neues Gewichtungsschema

Eine weitere wichtige Verwendung der Ergebnisse der Konsumerhe-
bung bezieht sich auf den sogenannten Warenkorb des Verbraucher-
preisindex; damit ist sowohl der nationale Verbraucherpreisindex als
auch der Harmonisierte Verbraucherpreisindex gemeint. Der Harmoni-
sierte Verbraucherpreisindex schafft einerseits die Vergleichsbasis für
europaweite Inflationsraten, andererseits dient er der Europäischen
Zentralbank zur Bewertung der Geldwertstabilität in der Eurozone. Die
wesentlichen Unterschiede beider Indizes liegen in der Ausgabenge-
wichtung der Einzelpositionen; sie sind aber gering.

Neben den oben beschriebenen regulären Berechnungen des HVPI
und VPI gibt es noch die Gruppe der Sonderindizes, so etwa den Index
für den täglichen Einkauf (Mikrowarenkorb) oder den Index für den wö-
chentlichen Einkauf (Miniwarenkorb). Diese liefern zwar anschauliche
Ergebnisse, sind aber statistisch – was die Warenkorbbelegung anbe-
trifft – relativ schwach abgesichert und führen in der Öffentlichkeit re-
gelmäßig zu Missverständnissen. Ein ähnliches Problem hat das Sta-
tistische Bundesamt (Wiesbaden) mit dem von Brachinger (2008)
entworfenen Index der „Wahrgenommenen Inflation“.

7. Vergleichbarkeit durch einheitliche Klassifikation

Sämtliche Konsumausgaben werden im EU-Raum gemäß der Klassi-
fikation des individuellen Verbrauchs nach Verwendungszweck (COI-
COP, Classification of Individual Consumption by Purpose) erfasst.

Die COICOP-Grundstruktur besteht aus zwölf Ausgabengruppen: Er-
nährung, alkoholische Getränke/Tabak, Bekleidung, Wohnen, Woh-
nungsausstattung, Gesundheit, Verkehr, Kommunikation, Freizeit, Bil-
dung, Restaurant und sonstige Ausgaben.

Die Gewichtung der Ausgabengruppen leitet sich aus den Ergebnis-
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sen der Konsumerhebung ab. So geben etwa die Haushalte im Durch-
schnitt für Nahrungsmittel 12,1% und für Wohnen 24,4% aus – jeweils
gemessen an den Gesamtausgaben. Die bereits angesprochenen
zwölf Ausgabengruppen werden weiter untergliedert in 756 Indexposi-
tionen. Im letzten Arbeitsschritt werden den Indexpositionen konkrete
Produkte und Dienstleistungen zugeordnet, es handelt sich um ca.
40.000 Güter und Dienstleistungseinheiten. In diesen Prozess fließen
neben der Konjunkturstatistik auch andere Sekundärstatistiken (Tou-
rismusstatistik, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen usw.) und ei-
ne Menge externer Expertise ein. Eine Vorgabe des Statistischen Amt
der Europäischen Union (Eurostat) lautet, dass alle Produkte mit einem
Ausgabenvolumen von mehr als einem Promille der Gesamtausgaben
im Warenkorb vertreten sein müssen.

8. Jährliche Anpassung der Warenkorbgewichte
und unerlässliche Qualitätsanpassungen

Jährliche Anpassung der Warenkorbgewichte und unerlässliche
Qualitätsanpassungen

Seit Jänner 2021 veröffentlicht Statistik Austria den Verbraucher-
preisindex 2020 (VPI 2020 = 100). Beide Indizes – VPI und HVPI – wer-
den als Laspeyres-Kettenindex geführt. Dies hat gegenüber dem Fest-
basisindex den Vorteil, dass auch kleine Änderungen des Warenkor-
bes bzw. der Gewichtung jährlich durchgeführt werden können. Der
Kettenindex wirkt dadurch veralteten Gewichtungsstrukturen entge-
gen. Diese Anpassung der Gewichtung erfolgt durch ein rechnerisch
durchgeführtes Gewichtungsupdate: Die Gewichte des Vorjahres wer-
den dabei auf die Dezemberindizes preisaktualisiert, womit zumindest
die Verzerrung durch unterschiedliche Preissteigerungen ausgegli-
chen wird. Problematisch ist allerdings, dass es sich beim resultieren-
den Index um eine schwer interpretierbare Maßzahl handelt.

Zusammengefasst: Bei der alle fünf Jahre stattfindenden Großrevision
handelt es sich um eine Neukonzeption des Warenkorbes durch einen
Erhebungsvorgang, bei der jährlichen Revision primär um einen Re-
chenvorgang mit partiellen Gewichtungs- und Sortimentsänderungen.

Eine oft geäußerte Kritik lautet, dass der Warenkorb veraltet sei.
Diese Kritik würde auf einen reinen Laspeyres-Index tatsächlich zutref-
fen – da bleiben das Gewichtungsschema und die Warenkorbbeset-
zung über fünf Jahre hinweg unverändert. Bei einem Kettenindex hinge-
gen besteht dieses Problem nicht im selben Ausmaß, das oben geschil-
derte Rechenverfahren führt zu einer jährlichen Gewichtsanpassung.

Qualitätsanpassungen werden nötig, wenn sich ein Produkt in seiner
Zusammensetzung ändert. Es gibt verschiedene Verfahren der Quali-
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tätsanpassung, eine davon ist die sogenannte hedonische Methode.
Darunter versteht man ein Regressionsverfahren, das die Produktzu-
sammensetzung (Einzelteile werden parametrisiert) im Fokus hat. An-
gewandt wird diese Methode überwiegend bei technischen Produkten,
in Österreich derzeit allerdings nur bei Büchern.

9. Covid-19 in der Warenkorbgewichtung

Der Preisstatistik liegt mit der Konsumerhebung 2019/20 nunmehr
ein Konsummuster vor, das in vielen Ausgabenbereichen lockdownbe-
stimmt ist. Eine solche Struktur kann nicht ohne weiteres für eine VPI-
Gewichtung herangezogen werden, die fünf Jahre Bestand haben soll.
Statistik Austria hat dazu für die Übergangszeit Gewichtungsvarianten
vorgelegt, die dem derzeitigen Pandemiegeschehen Rechnung tragen
sollen. Zur Erinnerung: Ein Viertel der Konsumerhebungsdauer fiel in
den Lockdown.

Seit Beginn der Covid-Krise im März 2020 veränderte sich das Kon-
summuster der privaten Haushalte. Auch wenn dieser Umstand nur
von temporärer Natur sein sollte, so musste seitens der Preisstatistik
doch entschieden werden, in welcher Form das Gewichtungsschema
zu adaptieren ist.

Statistik Austria hat sich dafür entschieden, dass die Auswirkungen
der Covid-Krise auf das Konsummuster für die Gewichtung des VPI im
Jahr 2021 nicht berücksichtigt werden. Verwendet wurden also die
Ausgabensummen der Konsumerhebung 2019/20 – bereinigt um die
Einflüsse der Pandemie.

10. Preiserhebung und Inflationsberechnung
in Zeiten von Covid-19

Pandemiebedingt kam es auch zu massiven Ausfällen bei den Preis-
erhebungen bzw. -meldungen. Die Gründe dafür: geschlossene Ge-
schäfte, Veranstaltungen, die nicht stattgefunden haben, Ausfall des
Flugverkehrs und dergleichen.

Seit April 2020 wirken sich diese umfassenden Einschränkungen auf
die Preiserhebungen und damit auf die Berechnung des VPI und des
HVPI aus. Erhebungsausfälle müssen jedoch kompensiert werden, um
die Berechnung der Inflationsrate in geforderter Qualität durchführen
zu können. Eurostat gab aus diesem Anlass ein Methodenpaper he-
raus, das sich sehr detailliert mit der Behandlung von Preisausfällen
befasst. Besonders hervorgehoben wird in diesem Dokument die Wich-
tigkeit der klaren Methodenbeschreibung.
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11. Skizze der Gewichtungsadaptionen

Erstes Prinzip: Beibehaltung der Index-Gewichte, also der Gewich-
tung der Warenkorbpositionen. Dieses Prinzip besagt, dass eine zwi-
schenzeitlich nicht verfügbare Konsumposition grundsätzlich keine Ge-
wichtungsänderung rechtfertigt.

Das zweite Prinzip bezieht sich auf die Stabilität der Indexreihen:
Keine für die Indexberechnung benötigte Indexreihe wird aufgelassen.
Um das zu garantieren, müssen Fortschreibungsverfahren angewandt
und transparent gemacht werden.

Prinzip Nummer drei verfolgt die Minimierung der Anzahl imputierter
Preise: Alternative Preisfeststellungen sollen ergriffen werden, wenn
die regelmäßige Preiserhebung unmöglich ist. Ansonsten müssen ge-
eignete Methoden der Fortschreibung gewählt werden.

Ein kurzer Blick auf die Bedeutung der Fortschreibungen im Gesamt-
index zeigt, dass im Monat April 2020 der Anteil der Fortschreibungen –
gemessen am Gesamtwarenkorb – insgesamt 26,1% betrug (Deutsch-
land: 22,4%). Dieser Anteil verringerte sich im Laufe des Jahres 2020
auf 3,3% im Oktober und stieg dann bis Dezember 2020 auf 20,3%
(Deutschland: 8,3%) an. Ab 2021 lag der Anteil der Imputationen unter
20%. Damit ist bei der methodischen Bewältigung der Preisniveaumes-
sung europaweit ein Weg beschritten worden, der sowohl methodische
Stringenz als auch die Interpretation der Berechnungsverfahren und
Ergebnisse befriedigend gewährleistet. Eine große Rolle spielt in die-
sem Zusammenhang das statistische Problem der Adäquanz: Das Er-
gebnis der Messung muss einen Bezug zum betrachteten Messgegen-
stand haben.

12. Fazit und künftige Anforderungen

Die Covid-19-Pandemie ist für die amtliche Statistik eine große und
neue Herausforderung. Bis dato gut etablierte und bewährte Erhe-
bungs- und Berechnungsmethoden mussten innerhalb kürzester Zeit
an die neue Situation angepasst werden. Obwohl noch keine finale Be-
wertung abgegeben werden kann, so zeigt sich doch, dass diese Übung
gut gelungen ist, und zwar nicht nur in der Preisstatistik, sondern in der
gesamten Wirtschaftsstatistik (Unternehmensstatistik, VGR usw.).

Im Lichte dieser Pandemie-Herausforderungen sollte jedoch nicht
darauf vergessen werden, dass es über die Covid-Krise hinaus noch
drängende basisstatistische Heraus- und Anforderungen gibt. Beispiel-
haft soll hier etwa die Berechnung der Inflation nach sozioökonomi-
schen Kriterien genannt werden. Was ist damit gemeint? Das immer
größer werdende Primärdatenangebot auf Mikroebene (Einkommen,
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Vermögen, Transferleistungen u.dgl.) lässt auch das statistische Ana-
lysepotenzial beträchtlich ansteigen. So könnte etwa eine Gewich-
tungssegmentierung des Warenkorbes für Haushalte nach Einkom-
mensdezilen oder anderen Kriterien für eine Inflationsberechnung
herangezogen werden (Fessler et al 2013).2 Dies würde der seit Jahren
geführten Verteilungsdiskussion eine neue, interessante Dimension
hinzufügen. Die zunehmende Automatisierung der Rechen- und Erhe-
bungsvorgänge und die fortschreitenden Registerzugriffsmöglichkeiten
dürften dabei eher Vorteile denn Hindernisse darstellen.

13. Politische Herausforderungen

Letztlich bleibt die Inflation aber nicht auf statistische Erhebungsme-
thoden beschränkt. Wo sie zur Debatte steht, hat sie politisches, wo sie
auf die Lebensrealitäten der Menschen trifft, soziales Sprengpotenzial.
Gerade in dieser Debatte sind detaillierte Erhebungen wichtig, um
Basis- und Kompositionseffekte, meistens vorübergehend weitergege-
bene Kosten und Angebotsverknappungen, unterscheiden zu können.

Mit der Inflation wird auch Panikmache betrieben. Die Warnung vor
Teuerungen als Gegenargument zu Lohnerhöhungen ist bekannt, und
in der Debatte um aktive Geldpolitik sind Inflationswarnungen allgegen-
wärtig. Eine detaillierte Betrachtung hilft hier, die tatsächlichen Auswir-
kungen sowie die tatsächlich Betroffenen zu erkennen.

Und Inflation ist nicht gleich Inflation. Aus der Konsumerhebung geht
zum Beispiel hervor, dass unterschiedliche Haushalte unterschiedliche
Konsumgüter nachfragen. Krisenpolitik, die die Nachfrage stabilisiert,
wird also in der Tendenz Inflationseffekte auf die von den Begünstigten
nachgefragten Güter haben. Wo ein Fixkostenzuschuss Unternehmen
vor der Schließung bewahrt, wird das (in der Erstrunde) nichts mit der
Nachfrage nach Inlandsreisen, vielleicht aber mit Büroelektronik und
ganz sicher etwas mit Gewerbemieten machen.

Preiserhöhungen werden kurzfristig von Firmen entschieden; wenn
diese mit gesteigerter Nachfrage konfrontiert sind, haben sie die Wahl,
die Produktionskapazität oder die Preise zu erhöhen. Die mittelfristige
Anpassung des Angebots an die Nachfrage erfolgt über die Wettbe-
werbsdynamik. Die wird von Firmen- und nicht von KonsumentInnen-
verhalten getragen, ein Zurückkehren zum Preisniveau vor der Verän-
derung findet keinesfalls automatisch statt.

Die österreichischen Corona-Hilfen gingen überproportional an Un-
ternehmen. Die Inlandsnachfrage brach dort, wo Konsum trotz Lock-
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downs und Lieferschwierigkeiten tatsächlich möglich war, insgesamt
kaum ein. Ob sich das aber durch alle Einkommensschichten zieht und
welche Verschiebungen in der Wirtschaftslandschaft auf uns zukom-
men: Für solche Fragen sind die Erhebungen von Statistik Austria und
Eurostat unverzichtbar.

Derzeit deutet alles darauf hin, dass die hohen Inflationsraten im Win-
ter 2021/22 vorübergehend sind. Sie entstehen durch einen unerwartet
raschen Konjunkturaufschwung und die Schwierigkeiten in der Anpas-
sung des Angebots sowie durch besonders niedrige Inflationsraten vor
einem Jahr und die damit verbundenen Basiseffekte. Vorübergehend
höhere Inflationsraten sollten keine dauerhaften negativen wirtschaftli-
chen Effekte nach sich ziehen, besonders dann, wenn Löhne und So-
zialleistungen entsprechend angepasst werden. Den Gewerkschaften
gelingt es im Rahmen der Kollektivvertragsverhandlungen, die Kauf-
kraft der Löhne und Gehälter zu sichern. Auch Pensionen und andere
Sozialleistungen werden im Ausmaß der Inflationsraten angepasst.
Dennoch bleiben negative Verteilungseffekte bestehen, weil die Verlie-
rerInnen der Covid-Krise, darunter vor allem Arbeitslose, prekär Be-
schäftigte und KleinunternehmerInnen von der Wirtschaftspolitik nicht
ausreichend unterstützt werden.

Die WUG-Redaktion
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Arbeitszeitverkürzung.
Modelle und Praxis in Betrieben

Franz Astleithner, Bettina Stadler

1. Einführung

Das Thema Arbeitszeitverkürzung hat im Kontext von Digitalisierung
und steigenden physischen und psychischen Belastungen in den vergan-
genen Jahren eine gewisse Renaissance erlebt. Die letzte generelle, d.h.
gesetzliche, Maßnahme zur Arbeitszeitverkürzung wurde in Österreich in
den 1980er Jahren verabschiedet.1 Dies war die Einführung einer fünften
(bzw. nach 25 Dienstjahren sechsten) Urlaubswoche in den Jahren 1984
bis 1986 (Tálos 2016). Anschließend konzentrierte sich der Diskurs zu Ar-
beitszeitfragen – wie in den meisten anderen europäischen Ländern – ver-
stärkt auf Fragen der Flexibilisierung von Arbeitszeiten (Flecker und Schö-
nauer 2010). Das Thema der Arbeitszeitverkürzung war für längere Zeit
weitgehend aus dem Blick geraten (Flecker und Altreiter 2014).

Mit Flexibilisierung war ursprünglich die Hoffnung verbunden, dass Arbeit-
nehmerInnen von einer flexibleren Gestaltung der Arbeitszeiten profitieren
würden, indem Arbeitszeiten besser mit anderen Aspekten des Lebens
vereinbar werden (Teriet 1978). Gleichzeitig bedeutete Flexibilisierung für
Arbeitgeber in einem Kontext steigender internationaler Konkurrenz die
Möglichkeit, unternehmerisches Risiko von Auslastungsschwankungen
auf die Beschäftigten zu verlagern und die Personaldecke auszudünnen,
was den weit verbreiteten gewerkschaftlichen Widerstand gegen Flexibili-
sierung erklärt (Vobruba 2006).

Tatsächlich sind flexible Arbeitszeiten ein zweischneidiges Schwert. In
vielen Fällen orientieren sich die Arbeitszeiten in Österreich nicht oder nur
zu einem geringeren Teil an den Bedürfnissen der ArbeitnehmerInnen und
viel stärker an den Anforderungen von Arbeitgebern (Chung 2009; Eich-
mann und Saupe 2014). Während stärker individuumsbezogene Arbeits-
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der Kollektivverträge. Frankreich verabschiedete Ende der 90er Jahre die gesetzliche
35-Stunden-Woche (vgl. Lehndorff 2016, 2020).



zeitflexibilität positive Effekte auf die Gesundheit, das Stresserleben und
die Burnout-Symptomatik hat, zeitigt betriebsbezogene Flexibilität negati-
ve Auswirkungen auf die genannten Symptome (Amlinger-Chatterjee und
Wöhrmann 2017).

Die Flexibilisierung von Arbeitszeiten hat also für viele ArbeitnehmerIn-
nen wichtige Erwartungen nicht erfüllt. Gleichzeitig können wir in Öster-
reich sinkende Arbeitszeiten, die Einführung der Freizeitoption (Haslinger
et al. 2016; Gerold 2017; Eichmann 2018), einen steigenden Anteil an Teil-
zeitbeschäftigung, sei diese nun freiwillig oder unfreiwillig gewählt, und
immer mehr Personen mit Arbeitszeitverkürzungswunsch feststellen
(Schönauer et al. 2016; Astleithner und Schönauer 2018). Diese Entwick-
lungen spiegeln unter anderem einen Wunsch nach besserer Vereinbar-
keit von Arbeit und Leben wider (Gerold und Nocker 2015, 2018). Es ist
also eine Renaissance der Debatte zur Arbeitszeitverkürzung festzustel-
len. Welches Umfeld und welche betrieblichen Lagen und Mechanismen
die Vereinbarung von kürzeren Arbeitszeiten fördern oder hindern wurde
von uns in den Jahren 2020/2021 mit einem von der Abteilung Wirtschafts-
wissenschaften der AK Wien geförderten Forschungsprojekt untersucht.
Nach einem Überblick über wichtige Motive für Arbeitszeitverkürzung und
unser methodisches Vorgehen präsentieren wir die Ergebnisse dieser
Analyse.

1.1 Arbeitszeitverkürzung als Katalysator für gesellschaftlichen,
ökologischen und sozialen Wandel

Derzeit treffen beim Thema Arbeitszeitverkürzung Wünsche der Indivi-
duen auf gesellschaftliche bzw. strukturelle Herausforderungen, die eine
Verkürzung der Arbeitszeiten nahelegen. Beide Aspekte können durch
eine aktive Arbeitszeitpolitik adressiert werden. Zu den (potentiell) positi-
ven Wirkungen von Arbeitszeitverkürzung zählen:

a)  der Beschäftigungseffekt von Arbeitszeitverkürzung (Marterbauer
2011; Lehndorff 2016; Poyntner 2016; Figerl et al. 2021): Dieser hängt mit
der Frage zusammen, wie die durch steigende Arbeitsproduktivität frei
werdenden Ressourcen genutzt werden. Keynes etwa sagte Anfang des
20. Jahrhunderts vorher, dass bis 2028 in Europa und den USA drei Stun-
den Arbeit pro Tag mehr als ausreichen würden, um die gesellschaftlich
notwendige Arbeit zu verrichten (Keynes 2010). Aufgrund der fortwähren-
den Produktivitätsgewinne war beispielsweise die Vollbeschäftigung der
1970er und 1980er Jahre nur durch eine massive Umverteilung von Arbeit
möglich (Kopatz 2012). Auch im Kontext der im Zuge der digitalen Trans-
formation erwartbaren Umwälzungen am Arbeitsmarkt kann die Verkür-
zung der Arbeitszeiten dazu beitragen, die vorhandene Arbeit auf mehr
Personen zu verteilen.
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b)  Arbeitszeitverkürzung ist eine Vorbedingung einer geschlechterge-
rechten Verteilung von Arbeit, da eine gleichberechtigte Teilhabe an be-
zahlter Arbeit zur Voraussetzung hat, dass unbezahlte Arbeit gleichmäßi-
ger verteilt wird, was unter den gegebenen langen Vollzeitarbeitszeiten
nur schwer zu bewerkstelligen ist (Scambor et al. 2013; Altreiter et al.
2016; Stadler 2018; Sardadvar et al. 2020). Wie Zeit verwendet wird, ist
von gesellschaftlichen Strukturen und Institutionen geprägt und wird somit
zu einem wichtigen Aspekt in der Analyse sozialer Ungleichheit, allem
voran zwischen den Geschlechtern (Jacobs und Gerson 2004; Gerstel
und Clawson 2015).

Neben diesen klassischen Argumenten für Arbeitszeitverkürzung finden
sich neuere Begründungen, die für Verkürzung sprechen.

c)  Vor dem Hintergrund der ökologischen Krise, die durch den Ressour-
cenverbrauch und den CO2-Ausstoß der derzeitigen Wirtschaftsweise ent-
steht, kann Arbeitszeitverkürzung, eingebettet in eine sozioökologische
Transformation, ein Baustein für eine Ökologisierung der Wirtschaft sein
(Schor 2008; Pullinger 2014).

d)  Aber auch auf Seiten der Arbeitskräfte hat die stark wettbewerbs-
orientierte Organisation der Arbeit mit ihrer Arbeitsverdichtung, Entgren-
zung und Subjektivierung von Arbeit und durch unsichere und unplanbare
Erwerbskarrieren zu einer Überbeanspruchung menschlicher Ressourcen
geführt, die sich in steigenden Raten von Burnout und anderen psychi-
schen Erkrankungen niederschlägt (Voß und Weiss 2013; Aumayr-Pintar
et al. 2018; Leoni 2019). Arbeitszeitverkürzung kann einerseits dazu bei-
tragen, die individuelle Arbeitsmarktposition der Lohnabhängigen durch
gesteigerte Nachfrage nach Arbeit zu stärken und somit Unsicherheit zu
reduzieren. Andererseits kann in Arbeitssituationen, die durch Überforde-
rung geprägt sind, mehr Freizeit dazu beitragen, mit belastenden Anforde-
rungen der modernen Arbeitswelt besser umgehen zu können.

e)  Arbeitszeitverkürzung kann also – wenn sie nicht in Verdichtung
mündet – neben den bekannten positiven Effekten auf die physische Ge-
sundheit (Caruso et al. 2004; Kauffeld et al. 2004; Wirtz 2012; Jansen-
Preilowski et al. 2020; Pega et al. 2021) ebensolche auf die psychische
Gesundheit haben.

f)  Ein weiteres Argument für eine Arbeitszeitverkürzung bezieht sich auf
die Steigerung der Arbeitsproduktivität durch kürzere Arbeitszeiten.

g)  Zudem kann die Arbeitsmarktpartizipation von älteren Arbeitnehme-
rInnen in Vollzeit erleichtert werden, was vor allem im Zuge der Anhebung
des faktischen Pensionsantrittsalters zunehmende Relevanz erlangt.

h)  Kürzere Arbeitszeiten können generell die Work-Life-Balance ver-
bessern (Anttila et al. 2015).

j)  Dadurch haben sie das Potential, eine wesentliche Triebkraft hin zu
einer besseren Gesellschaft zu sein (De Spiegelaere und Agnieszka
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2017). Alle bisher beschriebenen Effekte (Umverteilung, Geschlechterge-
rechtigkeit, physische und psychische Gesundheit, verbesserte Work-
Life-Balance) ziehen positive gesellschaftliche Auswirkungen nach sich.
Darüber hinaus ist Zeitwohlstand (Time Affluence), also genug Zeit für die
Dinge zu haben, die man machen will, eng mit Glücksempfinden und Well-
being verbunden (Kasser und Sheldon 2009).

j) Weiters braucht auch politisches Engagement Zeit, denn Demokratie
lebt von der Auseinandersetzung mit Themen und anderen Menschen
(Stadler et al. 2020).

k) Im Zuge der digitalen Transformation wird zudem die nötige Zeit für
Weiterbildung und persönliche Entfaltung zu einer Grundvoraussetzung
für gute Teilhabechancen am Arbeitsmarkt und generell für die Integration
in die Gesellschaft (Flecker und Altreiter 2014).

1.2 Beispiele für Arbeitszeitverkürzung im Betrieb

Während auf gesetzlicher Ebene in ganz Europa Verkürzungen der Ar-
beitszeit relativ rar sind, findet man durchaus Bewegung in Kollektivverträ-
gen und vor allem auch in einzelnen Betrieben. Das ist insofern nicht ver-
wunderlich, da der Trend zur Dezentralisierung der industriellen
Beziehungen ebenso die Aushandlung von Arbeitszeiten umfasst (Lehn-
dorff und Haipeter 2007).

Betriebliche Verkürzungen der Arbeitszeit sind dabei kein neues Phäno-
men. Noch vor der Verabschiedung der Hours of Work Convention 1919
durch die ILO, die als erster Schritt zur flächendeckenden Einführung des
Acht-Stunden-Tages gesehen werden kann, gab es vereinzelt Unterneh-
men, die diesbezüglich eine Vorreiterrolle spielten. In Deutschland etwa
führte die Degussa (Deutsche Gold- und Silber-Scheide-Anstalt) 1884 den
Acht-Stunden-Tag ein, Robert Bosch 1906 in den Bosch-Werken. In den
1930ern hat Kellog’s in den USA die Arbeitszeit auf 30 Stunden reduziert
und den Lohn um 12,5% angehoben, um einen Beitrag zur Senkung der
hohen lokalen Arbeitslosigkeit zu leisten. So wurde es möglich, eine kom-
plette vierte Schicht anzustellen (Hunnicutt 1992). Gerade in den letzten
Jahren tauchen im medialen Diskurs wieder öfter Beispiele zur betriebli-
chen Arbeitszeitverkürzung auf.2 So hat die britische Royal Mail 2018
einen Übergang von 39 auf 35 Stunden vereinbart.3 Viel Beachtung fand
auch das Beispiel des kommunalen Altenheims in Göteborg, in dem die
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2 Die New Economics Foundation gibt einen guten Überblick über fortschrittliche Arbeits-
zeitentwicklungen in Europa: https://neweconomics.org/campaigns/shorter-working-
week (abgerufen am 20.12.2021).

3 European Network for the Fair Sharing of Working Time (2019): Shorter Working Week
Newsletter 4. Online verfügbar unter https://neweconomics.org/campaigns/euro-wor-
king-time (abgerufen am 20.12.2021).



Schichten bei vollem Lohnausgleich (vorübergehend) von acht auf sechs
Stunden reduziert wurden, was unter anderem eine Reduktion der Kran-
kenstände nach sich zog. Das spanische Softwareunternehmen Del Sol
führte eine Vier-Tage-Woche bei vollem Lohnausgleich mit Arbeitszeiten
von 36 Stunden im Winter und 28 im Sommer ein. Durch die Maßnahme
wurden 25 neue MitarbeiterInnen angestellt. Das Unternehmen möchte
mit kürzeren Arbeitszeiten höhere Produktivität, weniger Abwesenheiten,
zufriedenere MitarbeiterInnen und weniger Fluktuation erreichen.4 Das
Stahlunternehmen ArcelorMittal in Eisenhüttenstadt hat als Maßnahme
zur Beschäftigungssicherung die Arbeitszeit 2010 von 35 auf 32 Wochen-
stunden gesenkt. Als das Unternehmen die Arbeitszeit wieder erhöhen
wollte, verhandelte der Betriebsrat, dass die Beschäftigten freiwillig zwi-
schen 32 und 35 Stunden wählen konnten. 80% der Beschäftigten ent-
schieden sich für die kürzeren Arbeitszeiten, vor allem weil in der Schicht-
arbeit dadurch eine bessere Verteilung der Arbeitszeiten möglich war.5
Gerold et al. (2017) zeigen anhand von fünf Fallbeispielen österreichi-
scher Betriebe, wie Arbeitszeitverkürzung in einzelnen Betrieben umge-
setzt werden kann und identifizieren Barrieren und Triebkräfte. Über diese
Studie hinausgehend betrachten wir in unserer Analyse, welche Faktoren
für individuelle und lebensphasenspezifische Arbeitszeitverkürzung(swün-
sche) hinderlich bzw. förderlich sind und beziehen ebenfalls den vom Kol-
lektivvertrag und von Betriebsvereinbarungen gebotenen Rahmen und die
Perspektive und Rolle der Betriebsräte bei der Gestaltung der Arbeitszei-
ten ein.

1.3 Forschungsziel

Betriebe sind die Orte, an denen ungewünschte lange Arbeitszeiten ent-
stehen (Van Echtelt et al. 2009) bzw. wo lange Arbeitszeiten auch durch
entsprechende Arbeitsorganisation vermieden werden können (Perlow
1999). In Betrieben ergibt sich daher eine Nische für Arbeitszeitverkür-
zung. Wir gehen in diesem Artikel folgenden Fragen nach:

• Welche Ansatzpunkte für eine Verkürzung der tatsächlichen Arbeits-
zeiten in Betrieben gibt es?

• Welche Faktoren wirken sich positiv auf Arbeitszeitverkürzung im
Betrieb aus, welche negativ?

• Welche Rolle nehmen Betriebsräte und Betriebsvereinbarungen in
der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung ein?
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4 https://english.elpais.com/elpais/2020/01/16/inenglish/1579178186_175588.html
(abgerufen am 20.12.2021).

5 https://www.igmetall-bbs.de/aktuelles/news-archiv/meldung/80-prozent-entschieden-
sich-fuer-zeit-und-geld/ (abgerufen am 20.12.2021).



Aus wissenschaftlicher Perspektive ergibt sich zudem die Notwendigkeit
einer Systematisierung der diversen Praktiken, die unter den sehr weiten
Begriff von Arbeitszeitverkürzung fallen, sowie der jeweiligen Belastungen
und Erleichterungen für die Beschäftigten (Jansen-Preilowski et al. 2020).
Betriebsfallstudien ermöglichen es, die verschiedenen Perspektiven auf
Arbeitszeit einzufangen, und sie können daher ein nuanciertes und facet-
tenreiches Bild liefern, wie auf Ebene der Betriebe kürzere Arbeitszeiten
ermöglicht oder eben auch verhindert werden bzw. ob Arbeitszeiten gene-
rell arbeitnehmerInnenfreundlich gestaltet sind.

In Abschnitt 2 werden wir die Methodik und das Sample beschreiben
sowie die Begriffsbestimmungen vornehmen. Anschließend werden die
einzelnen Unternehmen vorgestellt (3) und Aspekte betrieblicher Arbeits-
zeitverkürzung anhand von Fallstudien diskutiert (4). Abschnitt 5 fasst die
Ergebnisse zusammen.

2. Methodik, Sample und Begriffsbestimmung

Wir präsentieren hier die Ergebnisse einer Analyse der betrieblichen
Verhandlungen und der betrieblichen Praxis im Zusammenhang mit der
Gestaltung von Arbeitszeiten.

Die im Betrieb gelebten Arbeitszeiten werden auf ganz unterschiedli-
chen Ebenen gestaltet und ausverhandelt. Auch wenn sich die jeweiligen
Ebenen beeinflussen und aufeinander einwirken, müssen sie für unsere
Analyse klar unterschieden werden (vgl. Abbildung 1).

Als äußerster Rahmen sind die Verordnungen der Europäischen Union
zu nennen. Hier ist beispielsweise festgelegt, dass die durchschnittliche
wöchentliche Höchstarbeitszeit 48 Stunden nicht überschreiten darf.6
Ausnahmen von dieser Regelung sind nur in vorher definierten Bereichen
und unter genau geregelten Bedingungen möglich.7 Auf nationaler Ebene
sind Regelungen der Arbeitszeit insbesondere im Arbeitszeitgesetz zu fin-
den. So ist in Österreich seit 2018 geregelt, dass eine Wochen-Höchstar-
beitszeit von 60 Stunden zulässig ist, die jedoch in einem Durchrech-
nungszeitraum von 17 Wochen 48 Stunden nicht überschreiten darf (eine
Verlängerung dieses Zeitraums in Kollektivverträgen ist möglich). Für ein-
zelne Branchen sind in Österreich in Kollektivverträgen wichtige Regelun-
gen formuliert. So unterscheidet sich die wöchentliche Normalarbeitszeit
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6 Vgl. Artikel 6 der Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung.

7 So kann von der Regelung zur Höchstarbeitszeit lt. EU-Richtlinie nur durch Vereinba-
rung in Tarifverträgen oder zwischen Sozialpartnern abgewichen werden. Zudem sind
bestimmte Personengruppen wie "Leitende Angestellte" von der Arbeitszeitrichtlinie
ausgenommen. Siehe auch Europäische Kommission (2017).



von Branche zu Branche, im Kollektivvertrag (KV) für Handelsangestellte
und im Kollektivvertrag für die IT wird eine Normalarbeitszeit von 38,5
Stunden pro Woche festgelegt, im KV für die Mineralölindustrie sind dies
38 Stunden pro Woche. In den Kollektivverträgen für die Handelsange-
stellten und die Mineralölindustrie ist die Möglichkeit einer Umwandlung
von Geldzahlungen anlässlich von Dienstjubiläen in Freizeit vorgesehen.
In Betrieben mit Betriebsrat werden häufig weitere Regelungen zur Ar-
beitszeit in Betriebsvereinbarungen festgelegt und die Regelungen des
KVs konkret an die betrieblichen Umstände angepasst. Schließlich kön-
nen Regelungen zur Arbeitszeit auch individuell zwischen einzelnen Mitar-
beiterInnen und Arbeitgebern vereinbart werden.

Abbildung 1: Schichten der Gestaltung von Arbeitszeiten

Quelle: eigene Darstellung.

In der betrieblichen Praxis werden auf Basis dieser Regelungen die
Möglichkeiten und Grenzen der Gestaltung der Arbeitszeiten bestimmt.
Welche Arbeitszeitpraxis möglich ist und welche nicht toleriert wird, ist Teil
der alltäglichen Aushandlungsprozesse in Unternehmen.

Wir konzentrieren uns bei unserer Analyse auf Betriebsvereinbarungen
und die individuelle Arbeitszeitpraxis von Beschäftigten in Unternehmen.
Regelungen in Kollektivverträgen bilden dabei einen wichtigen Hinter-
grund. So wurde z.B. gefragt, wie weit Maßnahmen zur Arbeitszeitverkür-
zung, die in Kollektivverträgen zu finden sind, tatsächlich bei den Arbeit-
nehmerInnen ankommen, d.h. diesen bekannt sind und in die Gestaltung
der Arbeitszeiten einfließen.

Für die Analyse musste festgelegt werden, was genau als Arbeitszeit-
verkürzung definiert werden soll. Wir entschieden uns für eine breite Defi-
nition, um möglichst alle relevanten Praktiken zu erfassen. Mit direkter Ar-
beitszeitverkürzung sind Regelungen gemeint, die für ArbeitnehmerInnen
die wöchentlich oder jährlich zu leistende Arbeitszeit verkürzen. Dies kön-
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nen z.B. verkürzte wöchentliche Arbeitszeiten sein, wie sie zuletzt im Kol-
lektivvertrag für die sozialen Dienste vereinbart wurden,8 oder jährliche,
zum Teil unter bestimmten Bedingungen zusätzlich gewährte freie Tage.
So wurde in einigen Kollektivverträgen, aber auch in einzelnen Unterneh-
men, festgelegt, dass den ArbeitnehmerInnen nicht erst nach 25 Dienst-
jahren, sondern bereits nach fünf, zehn oder 15 Dienstjahren zusätzliche
Urlaubstage gewährt werden.9

Einige Regelungen in Betrieben beziehen sich nicht direkt auf eine Re-
duktion der Arbeitszeiten, wirken aber voraussichtlich in diese Richtung.
Indirekte Kanäle der betrieblichen Arbeitszeitverkürzung sind etwa zusätz-
liche freie Tage für Zeitausgleich in einem Gleitzeitmodell, die Möglichkeit,
die vertraglichen Stunden den eigenen Bedürfnissen noch besser anzu-
passen oder auch die Zugänglichkeit von Auszeiten und Altersteilzeitmo-
dellen zu verbessern. Zwar wird mit solchen Regelungen die vertragliche
Wochenstundenzahl bei Vollzeit nicht verändert, jedoch entstehen Poten-
tiale für kürzere tatsächliche Arbeitszeiten.

Das bedeutet, dass mit Aspekten der betrieblichen Arbeitszeitverkür-
zung sowohl die Verkürzung der wöchentlich zu erbringenden Stunden als
auch die Verkürzung der Arbeitsstunden, die übers Jahr geleistet werden
(müssen), gemeint sind. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn ar-
beitsbezogene Tätigkeiten, wie Fahrzeiten bei geteilten Diensten, als Ar-
beitszeit gewertet werden. Ebenso fallen Maßnahmen darunter, die eine
individuelle Verkürzung der Lebensarbeitszeit über betriebliche Ansprü-
che auf kürzere Arbeitszeiten oder Auszeiten bewirken. Ist es in einem Be-
trieb beispielsweise einfacher, lebensphasenspezifisch angepasste Lö-
sungen für kürzere Arbeitszeiten oder für Sabbaticals zu finden, wirkt sich
das nicht auf das Stundenausmaß bei Vollzeit aus, sehr wohl aber auf die
Lebensarbeitszeit, und führt dementsprechend auch zu einer gewissen
Umverteilung von Arbeit (vgl. Wotschack 2012; vgl. Pfahl und Reuyß
2020).

Basis für die Ausführungen sind fünf zwischen Oktober 2020 und Anfang
April 2021 durchgeführte Fallstudien in ausgewählten österreichischen
Betrieben. Die Fallstudienmethode eignet sich sehr gut für diese Art der
Untersuchung, da sie der Komplexität von Organisationen mit ihren zahl-
reichen AkteurInnen in besonderer Weise gerecht wird und flexibel ein-
setzbar ist (vgl. Pflüger et al. 2017). Bei der Auswahl der Branchen und der
Unternehmen konzentrierten wir uns auf Branchen, in denen direkte oder
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8 Beginnend mit 1.1.2022 wird die wöchentliche Normalarbeitszeit in der Sozialwirtschaft
von 38 Stunden auf 37 Stunden pro Woche reduziert.

9 So führte die Handelskette Hornbach im Jahr 2018 für alle MitarbeiterInnen nach einem
Jahr Betriebszugehörigkeit eine sechste Urlaubswoche ein; vgl.:
https://www.diepresse.com/5441713/hornbach-osterreich-fuhrt-sechste-
urlaubswoche-ein (abgerufen am 20.12.2021).



indirekte Arbeitszeitverkürzung in den letzten Jahren Thema von Kollektiv-
vertragsverhandlungen oder von Wünschen der Beschäftigten waren. Zu-
sätzlich sollten Betriebe in Produktion und Dienstleistung im Sample zu
finden sein und neben Betrieben in Wien auch Betriebe in anderen Regio-
nen Österreichs. Konkret wurden Betriebe aus folgenden Branchen aus-
gewählt: 1) Produktion und Vertrieb, 2) Sozialwirtschaft, 3) IT, großes Un-
ternehmen, 4) Handel, großes Unternehmen,10 5) Mineralölindustrie.
Abgesichert und kontextualisiert wurden die Ergebnisse durch Interviews
mit ExpertInnen aus Gewerkschaften und Arbeitsforschung. Eingeflossen
sind darüber hinaus die Ergebnisse einer Analyse von Maßnahmen zur
Arbeitszeitverkürzung in Kollektivverträgen (Stadler und Adam 2020).

In allen Betrieben wurden vier bzw. fünf leitfadengestützte Interviews ge-
führt: jeweils zwei bis drei Interviews mit Beschäftigten, ein Interview mit
einem bzw. einer BetriebsrätIn und ein Interview mit einem bzw. einer Ver-
treterIn des Managements. Alle Interviews wurden vollständig transkribiert
und mit Hilfe einer Inhaltsanalyse in Anlehnung an die Prinzipien der
Grounded Theory ausgewertet (Strauss und Corbin 1998; Charmaz 2014).

3. Fallbeispiele

3.1 Fallbeispiel 1: Naturprodukte GmbH

Die Naturprodukte GmbH wurde in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts gegründet und ist seither sowohl hinsichtlich der Anzahl der Be-
schäftigten als auch des Umsatzes stetig gewachsen. Mittlerweile hat das
Unternehmen, dessen Sitz in einer ländlichen Region Österreichs liegt,
mehrere hundert MitarbeiterInnen. Die Naturprodukte GmbH stellt Güter
her und handelt mit eigenen und zugekauften Produkten. Neben der Zen-
trale und den Produktionsstandorten gibt es noch mehrere Vertriebsstel-
len. Laut Interviewangaben und Website ist nachhaltige Produktion eine
wesentliche Orientierung des Unternehmens, weshalb hohe ökologische
und soziale Standards gesetzt werden.

Entsprechend den Angaben der Geschäftsführung liegen die Gehälter in
der Naturprodukte GmbH rund 10% über dem Kollektivvertrag, und es gibt
einen firmenweiten Mindestlohn von 1.900 Euro brutto. Zusätzlich gibt es
Ergebnisbeteiligungen und eine Einzahlung in ein betriebseigenes Pen-
sionsmodell. Somit liegt die Bezahlung bei der Naturprodukte GmbH so-
wohl für die Region als auch für die Branche deutlich über dem Durch-
schnitt.
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10 Im Handel setzt sich die Fallstudie aus Interviews mit Beschäftigten von zwei Unterneh-
men zusammen. Wegen der COVID-19-Situation war es nicht möglich, alle Interviews in
einem einzigen Betrieb zu führen.



Tabelle 1: Übersicht Fallbeispiele

Fallstudie 1
Naturprodukte GmbH

Fallstudie 2
Sozialwerke GmbH

Fallstudie 3
IT-Lösungen AG

Branche Herstellung von Möbeln
Einzelhandel Sozialwesen Informations-

dienstleistungen

Unternehmen

rund 500 Mitarbeite-
rInnen aufgeteilt auf

Zentrale und Vertriebs-
standorte

über 400 Mitarbeite-
rInnen aufgeteilt auf sehr

viele Standorte

untersuchter Bereich:
ca. 1.000 Mitarbeite-

rInnen, gesamt ca. 1.600
MitarbeiterInnen an 16

Standorten in Österreich,
110.000 weltweit

Anteil Frauen/Männer hoch hoch gering

Anteil Teilzeitbeschäftigte hoch hoch gering

Betriebsrat teilweise ja ja

Betriebsvereinbarung Arbeitszeit nein ja ja

Interviews
Betriebsrat (1)

Management (1)
MitarbeiterInnen (2)

Betriebsrat (1)
Management (1)

MitarbeiterInnen (2)

Betriebsrat (1)
Management (2)

MitarbeiterInnen (2)

Fallstudie 4
Einzelhandel GmbH

Fallstudie 5
Mineralöle AG

Branche Einzelhandel Gewinnung
von Erdöl und Erdgas

Unternehmen
ca. 10.000 Mitarbeite-
rInnen in 80 Filialen in

Österreich

untersuchter Bereich:
ca. 900 MitarbeiterInnen,
gesamt ca. 6.000 Mitar-

beiterInnen in Österreich,
20.000 weltweit

Anteil Frauen/Männer sehr hoch mittel

Anteil Teilzeitbeschäftigte sehr hoch gering

Betriebsrat ja ja

Betriebsvereinbarung Arbeitszeit ja ja

Interviews
Betriebsrat (1)

Management (1)
MitarbeiterInnen (3)

Betriebsrat (1)
Management (1)

MitarbeiterInnen (2)

Quelle: eigene Darstellung.

MitarbeiterInnen mit mittlerer Qualifikation, „normale Fachkräfte“, Gesel-
lInnen, Hilfskräfte und ungelernte Arbeitskräfte finden sich ausreichend
am regionalen Arbeitsmarkt. Außerdem bildet das Unternehmen Lehrlinge
aus, die nach dem Ende des Ausbildungsverhältnisses normalerweise
übernommen werden. Deswegen und weil Kündigungen ohnehin selten
vorkommen, ist Arbeitskräftemangel kein relevantes Problem für den Be-
trieb. Dennoch hat sich das Einzugsgebiet der Beschäftigten über die
Jahre vergrößert. Während früher vorrangig Personen aus einem Umkreis
von 15 km rekrutiert wurden, sind jetzt Pendelwege von bis zu 40 km
durchaus üblich.

Etwas schwieriger gestaltet sich die Situation im hochqualifizierten Be-
reich. Manche SpezialistInnen werden aus dem gesamten deutschspra-
chigen Raum angeworben. Für diese Posten werden dann auch individu-

478

Wirtschaft und Gesellschaft 47. Jahrgang (2021), Heft 4



elle Arbeitsort- und Arbeitszeitlösungen gefunden. Aus diesem Grund ist
es nicht verwunderlich, dass es im Unternehmen üblich ist, dass Personen
aus den Ballungsräumen zur Firmenzentrale pendeln. Sogar Wochenend-
pendeln wird von manchen hochspezialisierten Arbeitskräften praktiziert.
Darüber hinaus gibt es regelmäßige Zusammenarbeit mit externen
Arbeitskräften, etwa DesignerInnen, auch aus dem Ausland. Insgesamt
wissen die Beschäftigten um die Vorteile des Arbeitgebers und schätzen
ihre Arbeitsstelle als sehr attraktiv ein. Für das Unternehmen hat die enge
Bindung der MitarbeiterInnen an den Betrieb natürlich den Vorteil großer
Loyalität zum Betrieb.

Es gibt einen Betriebsrat für die Handelsangestellten und einen für die
Tischlerei. Für die HandelsarbeiterInnen und für die TextilarbeiterInnen
gibt es keine betriebliche ArbeitnehmerInnenvertretung. Dort fand sich
laut Interviewangaben niemand, der oder die die Aufgabe übernehmen
wollte, obwohl die Geschäftsführung der Gründung eines Betriebsrates
positiv gegenübersteht. Auch von Seiten des Betriebsrats wird das grund-
sätzlich positive Klima zwischen Beschäftigten und Führung bestätigt,
weshalb der Betriebsrat selten tätig werden müsse.

„Also die Betriebsratstätigkeit ist bei uns echt überschaubar. Natürlich gibt
es Phasen, wo ein bisschen mehr ist, aber das ist bei uns echt überschau-
bar. Da ist eine Stunde in der Woche ausreichend.“ (NP BR)

3.1.1 Arbeitszeitregelungen

Der „Kollektivvertrag für Tischler und Holzgestalter“ sieht eine Normalar-
beitszeit von 40 Stunden vor. Im Kollektivvertrag für den Einzelhandel be-
trägt die Normalarbeitszeit 38,5 Stunden.

Die vertraglichen Arbeitszeiten der Beschäftigten sind in der Naturpro-
dukte GmbH sehr heterogen und reichen von wenigen Stunden pro
Woche bis zu Vollzeit, wobei die MitarbeiterInnen relativ viel Mitsprache in
der Festlegung ihrer vertraglichen Arbeitszeit haben und das konkrete Ar-
beitsausmaß meist mit den AbteilungsleiterInnen vereinbart wird. Generell
wird laut Betriebsrat versucht, dort, wo es gewünscht ist, individuelle Lö-
sungen zu finden. Insofern gibt es jenseits von KV und Arbeitszeitgesetz
keine allgemeingültigen Regelungen zu Arbeitszeiten. Dem tendenziell
positiven Betriebsklima und den tendenziell kleinen Organisationseinhei-
ten, in denen vermutlich viel informell geregelt wird, ist es wahrscheinlich
geschuldet, dass es nicht als notwendig erachtet wurde, eine Betriebsver-
einbarung zur Arbeitszeit zu erstellen. Ob Zeitausgleich oder Ausbezah-
lung von Mehrarbeit bzw. Überstunden erfolgt, wird im Unternehmen den
Beschäftigten überlassen. Durch die enge Bindung der MitarbeiterInnen
an den Betrieb und die Unternehmensbeteiligungen sind ArbeitnehmerIn-
nen tendenziell auch gewillt, Phasen mit höherer Auslastung mitzutragen.
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3.1.2 Praxis der Arbeitszeiten und Bedürfnisse
der ArbeitnehmerInnen

Der Großteil der Beschäftigten bei der Naturprodukte GmbH sind Frau-
en, die häufig in Teilzeit beschäftigt sind. Laut einem Geschäftsführer be-
trägt die durchschnittliche Arbeitszeit im Betrieb knapp unter 30 Stunden.
Die Arbeitszeiten unterscheiden sich stark zwischen den verschiedenen
Unternehmensbereichen. So müssen in den Geschäften, im Kundenservi-
ce sowie in der Produktion gewisse Anwesenheits- bzw. Verfügbarkeits-
zeiten eingehalten werden. Darüber hinaus sind Produktionsstätten aus
Sicherheitsgründen immer mit mindestens zwei Personen besetzt. In die-
sen Bereichen besteht daher aus organisatorischen Gründen einge-
schränkte Arbeitszeitsouveränität, und Arbeitszeiten werden länger im
Voraus geplant. Bei Bürotätigkeiten, die keiner Synchronisation bedürfen,
besteht größerer Spielraum in der Arbeitszeiteinteilung, wobei die jeweili-
gen AbteilungsleiterInnen die gelebte Praxis sehr stark beeinflussen.

Indirekte Steuerung bzw. Steuerung über die Arbeitsmenge ist bei der
Naturprodukte GmbH nur in jenen Bereichen, die der Projektlogik folgen,
relevant. Dort, wo die Beschäftigten besonders viel Autonomie haben,
können sie, so zumindest unsere Einschätzung, selbst darüber entschei-
den, welche Aufgaben prioritär erledigt werden müssen bzw. welche lie-
genbleiben können.

Um auf Auftragsspitzen zu reagieren, gibt es im Betrieb verschiedene In-
strumente. So besteht die Möglichkeit, Aufgaben zu verschieben oder die
Arbeitszeit zu erhöhen. Darüber hinaus können manche Beschäftigte fle-
xibel eingesetzt werden, wodurch Auslastungsspitzen abgedeckt werden
können. Dennoch kommen auch bei der Naturprodukte GmbH in den Be-
reichen Werbung und Grafik vor allem vor Deadlines lange und problema-
tische Arbeitszeiten vor, die sich nicht zur Gänze vermeiden lassen.

„Vermeiden – man versucht es jedes Jahr, aber – weil einfach so viele Fak-
toren da dranhängen, das geht in der Produktentwicklung los, wenn Produk-
te nicht rechtzeitig fertig werden, weiß man nicht, kann man das jetzt in den
Katalog hineingeben oder nicht. Da hängt so viel dran. Das ist schwierig.“
(NP BR)

Bei Lehrlingen wird darauf geachtet, dass die Arbeitszeiten so gelegt
werden, dass sie den Arbeitsweg mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zu-
rücklegen können. Die Reinigungskräfte haben bei der Naturprodukte
GmbH lange Teilzeitarbeitszeiten und sind zumindest in der Zentrale auch
direkt beim Arbeitgeber angestellt. Reinigungskräfte beginnen am Morgen
relativ früh mit Arbeiten, die im Vollbetrieb nicht durchführbar wären. Spä-
ter am Tag führen sie Tätigkeiten aus, bei denen sie den Betrieb nicht stö-
ren, und am frühen Nachmittag haben sie normalerweise Dienstschluss.

Die Arbeitszeiterfassung erfolgt entweder mit standardisierten Excel-
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Listen oder mit manuell zu befüllenden Stundenlisten. In den Excel-Listen
besteht (im Normalfall) die Möglichkeit, Arbeitszeit zwischen 6:00 und
20:00 Uhr einzutragen. Eine Zuordnung von Arbeitszeiten zu Projekten
findet nicht statt. Generell wird darauf Wert gelegt, dass die MitarbeiterIn-
nen selbst die Hoheit über die Eintragung der Arbeitszeiten haben und
ihnen ein gewisser Vertrauensvorschuss gewährt wird („nicht bis ins klein-
ste Detail kontrolliert“).

Grundsätzlich wird die Zeiterfassung derzeit innerhalb der einzelnen
Einheiten eigenständig gehandhabt. Obwohl der Wunsch besteht, dass
sich die Arbeitszeiten übers Jahr gerechnet ausgleichen, gibt es keine un-
ternehmensübergreifenden verbindlichen Richtlinien zu Zeitausgleich.
Tendenziell wird darauf hingewiesen, dass Zeitguthaben abgebaut wer-
den sollen. Aber es ist offenbar auch kein Problem, Plusstunden ins
nächste Jahr mitzunehmen. Generell scheint es, dass bei der Naturpro-
dukte GmbH anstelle unumstößlicher Regelungen stärker auf persönliche
bzw. individuelle Bedürfnisse eingegangen wird und individuelle Lösun-
gen vereinbart werden.

„Ich meine, wir haben bestimmte Mitarbeiter, die regelmäßig ihre Stunden
ändern, das Stundenausmaß ändern, also wo es wirklich so ist, dass die
Personalverrechnerin da alle drei, vier Monate einfach wieder einen Vertrag
braucht, weil das Stundenausmaß sich wieder verändert hat. Kann unter-
schiedliche Gründe haben.“ (NP MA2)

In der Naturprodukte GmbH arbeitet ein sehr hoher Anteil an Frauen,
viele mit Betreuungsverantwortung. Gerade in einer ländlichen Region mit
schlecht ausgebauter Infrastruktur zur Kinderbetreuung werden die indivi-
duell zugeschnittenen Lösungen, die die Naturprodukte GmbH bietet, sehr
geschätzt. Auch der Anteil an Männern, die in Karenz gehen oder Arbeits-
zeit aufgrund von Betreuungspflichten verkürzen, scheint im regionalen
Vergleich eher hoch zu sein: „Wenn ein Mann bei uns in Karenz gehen will,
wird er nicht schief angesehen.“ Weitere Motive für kürzere Arbeitszeiten
sind zeitaufwändige ehrenamtliche Tätigkeiten in lokalen Vereinen (Fuß-
ball, Feuerwehr etc.). Außerdem werden berufliche Weiterbildungen und
berufsbegleitende Studien als Motive für individuell verkürzte Arbeitszei-
ten genannt. Die Beschäftigten schätzen die individuellen Mitgestaltungs-
möglichkeiten, die vor allem im niedriger qualifizierten Bereich keine
Selbstverständlichkeit sind.

Die Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie waren in
der Naturprodukte GmbH vielfältig, ArbeitnehmerInnen gingen (teilweise)
ins Homeoffice. In der Produktion wurden die Kontakte durch entspre-
chende Arbeitszeitgestaltung reduziert. Weiters beschloss das Unterneh-
men, im Zuge der COVID-19-Pandemie dauerhaft, soweit das zumutbar
ist, auf geschäftliche Flugreisen zu verzichten.
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3.2 Fallbeispiel 2: Sozialwerke GmbH

Die Kernaufgabe der Sozialwerke GmbH ist die Versorgung von Men-
schen mit psychischer Erkrankung, was die Betreuung, Behandlung und
Beratung durch mobile Dienste, Beratungs- und Wohneinrichtungen,
Werkräume und Klubs umfasst. Die Tätigkeit ist auf langfristige Kontakte
zu den KlientInnen ausgelegt und durch sehr hohe Autonomie charakteri-
siert.

„Ich habe sehr viel Autonomie in der Begleitung von KlientInnen. Ich kann
Klientinnen und Klienten sehr umfassend begleiten. Also eigentlich wenig
Vorgaben von der Länge der Begleitung. Also man kann KlientInnen über
Jahre begleiten, wenn nicht sogar ihr ganzes Leben. Insofern sind die Aufga-
benbereiche sehr umfassend, sehr vielfältig und sehr an den Bedürfnissen
der Person orientiert.“ (SW MA2)

Es gibt den Betrieb bereits mehrere Jahrzehnte, und er ist von einigen
MitarbeiterInnen auf mehrere hundert angewachsen, die an verschiede-
nen Standorten in zwei Bundesländern arbeiten. Aufgrund der Heteroge-
nität der Aufgaben und der Vielzahl an Standorten unterscheiden sich die
verschiedenen Einrichtungen des Betriebs in ihren Tätigkeiten und der je-
weiligen Arbeitsorganisation sehr stark voneinander.

Die Beschäftigungsstruktur des Betriebs ist durch einen relativ hohen
Anteil an Frauen, auch in Führungspositionen, gekennzeichnet. Insge-
samt arbeiten ca. 15% der Beschäftigten in Vollzeit. Sehr viele der Teilzeit-
beschäftigten haben noch eine zweite Arbeitsstelle. Das macht die Ar-
beitsplanung im Betrieb teilweise herausfordernd, weshalb sie sehr viel an
Austausch und Kommunikation bedarf.

Da es kaum Schwankungen im Arbeitspensum gibt und die Aufgaben
kontinuierlich über das Jahr erledigt werden, ist der Personalstock relativ
stabil. Die Fluktuation liegt bei 12%, was für den Sozialbereich eher niedrig
ist, da häufige Jobwechsel üblich und positiv bewertet sind.

Finanziert wird das Unternehmen zur Gänze von öffentlichen Förderge-
bern, wodurch der ökonomische Spielraum begrenzt ist, vor allem, da in
den Verträgen mit den Fördergebern Schlüssel für die Auslastung, also
die Betreuungsquoten, und andere betriebliche Kennzahlen vorgegeben
sind, die erfüllt werden müssen. Lediglich über die Zusammensetzung von
Teams, wenn diese einen hohen Anteil an jungen MitarbeiterInnen aufwei-
sen, lässt sich „Gewinn“ erwirtschaften. Trotzdem hat sich im Betrieb die
Praxis etabliert, den MitarbeiterInnen in der Ausführung ihrer Tätigkeit viel
Freiraum zu lassen und ihnen in der Arbeitszeitgestaltung, soweit es mög-
lich ist, entgegenzukommen.

„Also wir versuchen schon, in die Organisation systematisiert reinzuhören,
um eben Anliegen und Bedarfe genannt zu bekommen.“ (SW MGMT)

Die Abgrenzung von der Arbeit gestaltet sich als herausfordernd, da be-
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lastende Arbeitssituationen, z.B. der Umgang mit Suiziden von KlientIn-
nen, die MitarbeiterInnen über Dienstschluss hinaus beschäftigen. Ver-
mutlich aufgrund der ohnehin schwierigen Abgrenzung achten die
MitarbeiterInnen besonders auf die Einhegung der Arbeit innerhalb der
Dienstzeiten, indem sie etwa Diensthandys in der Freizeit konsequent ab-
schalten und dadurch klassische Entgrenzung verhindern.

3.2.1 Arbeitszeitregelungen

Der KV der Sozialwirtschaft sieht derzeit 38 Wochenstunden vor, wobei
die tägliche Arbeitszeit bei einer Aufteilung auf vier Tage auf zehn Stunden
ausgedehnt werden kann. Anfang 2022 wird die Arbeitszeit auf 37 Stun-
den reduziert. Bei geteilten Diensten sind die zusätzlichen Wegzeiten als
Arbeitszeit zu rechnen. Umziehzeiten sind ebenso als Arbeitszeiten zu
rechnen. Ab 15-jähriger Betriebszugehörigkeit besteht Anspruch auf eine
sechste Urlaubswoche. Die Möglichkeit eines einvernehmlichen Sabbati-
cals ist im Kollektivvertrag vorgesehen.

Innerhalb des Sozialbereichs ist die Bezahlung im Betrieb wegen der
vielen hochqualifizierten Beschäftigten wie SozialarbeiterInnen, ÄrztInnen
oder diplomierten PflegerInnen relativ hoch. Allerdings ist der auf die je-
weilige Position bezogene Verdienst in Relation zu vergleichbaren Positio-
nen bei anderen Dienstgebern geringer. All-in-Vereinbarungen gibt es
nicht.

Homeoffice war vor der COVID-19-Pandemie nicht flächendeckend im-
plementiert, was auch mit der Unternehmenstätigkeit zu tun hat, in der die
Beziehung zu den KlientInnen im Mittelpunkt steht. Während des Corona-
Lockdowns mussten viele organisatorische Tätigkeiten von zuhause aus
durchgeführt werden. Von den Beschäftigten kam vor allem das Anliegen,
dass sie auch im Homeoffice in der Arbeitszeitgestaltung flexibel bleiben
möchten.

Im Verlauf der COVID-19-Pandemie gab es relativ große Konflikte um
Arbeitszeit und Entlohnung. Für die Beschäftigten war es teilweise
schwer, auf die vereinbarte Anzahl an Arbeitsstunden zu kommen, da sehr
viele Tätigkeiten, wie etwa Fahrten zu KlientInnen, wegfielen. So wollte die
Geschäftsführung, dass Minusstunden aufgebaut werden und Urlaub ver-
braucht wird, was allerdings nach Einwirken des Betriebsrates verhindert
werden konnte.

Zudem wurde während der COVID-19-Pandemie eine Betriebsverein-
barung zu Homeoffice abgeschlossen, wonach Beschäftigte, die Kinder
zuhause haben, nicht die volle Leistung bringen müssen. Das sollte eine
Entlastung der MitarbeiterInnen bewirken. Darüber hinaus hat der Arbeit-
geber während des ersten Lockdowns Eltern bei dringendem Bedarf eine
Betreuungszeit von bis zu 14 Tagen zugesprochen, welche vom Betrieb fi-
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nanziert wurde. Außerdem hat der Betrieb den Vorjahresüberschuss in
Form einer Corona-Prämie an die Beschäftigten ausgeschüttet.

Der Betriebsrat in der Sozialwerke GmbH ist fest verankert und wird sehr
stark in betriebliche Belange einbezogen. Die fundierten Einschätzungen
des Betriebsrates zur Stimmungslage werden von der Führung des Betrie-
bes geschätzt, da er Einblicke in Befindlichkeiten und Bedürfnisse der Be-
schäftigten geben kann. Der Betriebsrat nimmt dabei eine aktive Rolle ein
und interveniert öfter in kritischen Situationen. Beispielsweise sei einmal
von der Firma verlangt worden, dass Personen auch an ihren freien Tagen
in Rufbereitschaft sein sollen, was vom Betriebsrat abgelehnt wurde, wo-
durch schlussendlich die Anstellung eines Springers erwirkt wurde.

In seiner Arbeit sieht sich der Betriebsrat teilweise gezwungen, sich
gegen Wünsche der Beschäftigten zu stellen, wenn diese freiwillig zu pro-
blematischen Arbeitszeitpraktiken neigen.

„Ich habe eine Mitarbeiterin gehabt, die hat gesagt, okay, beim Jahresab-
schluss, sie will einfach durcharbeiten mit zig Wochenstunden und dann im
Sommer zusätzlich frei haben. Und das ist total okay. Und die Geschäftsfüh-
rung ist da auch einverstanden, und sie macht das einfach. Und ich habe ge-
sagt: ‚Na ja, du arbeitest nicht, weil es dir Spaß macht, sondern weil um die-
se Abschlusszeit mehr Arbeit anfällt, und damit wäre das zuschlagspflichtig,
und wenn dir der Geschäftsführer das eins zu 1,5 abgeltet, können wir darü-
ber reden. Und für alles andere bin ich dagegen.‘ Da war die Mitarbeiterin
ziemlich grantig auf mich.“ (SW BR)

In solchen – aus Betriebsratsperspektive heiklen – Situationen ist das
Arbeitszeitgesetz eine wichtige Referenz für den Betriebsrat.

In der Sozialwerke GmbH wurde bereits vor langer Zeit eine Betriebsver-
einbarung zu Gleitzeit abgeschlossen, welche der gelebten Praxis, in der
die MitarbeiterInnen relativ autonom arbeiten, einen geregelten Rahmen
gab. Heute werden zusätzlich die Durchrechnungszeiträume (bei fixem
Dienstplan) in Betriebsvereinbarungen geregelt. Die Durchrechnungszeit-
räume (auch für Gleitzeit) haben die Länge von einem Quartal, und inner-
halb dieser Zeit sollen sich die Stunden ausgleichen. Vollzeitbeschäftigte
können maximal 20 Stunden in das nächste Quartal mitnehmen, Teilzeit-
beschäftigte 16. Bei Überschreitung dieser 16 Stunden gebührt (bis zum
Vollzeitausmaß) ein Zuschlag von 25%. Zeitausgleich kann lt. Betriebs-
vereinbarung an mehreren zusammenhängenden Tagen konsumiert wer-
den. Minusstunden, die ins nächste Quartal übertragen werden, fallen nur
selten an. Generell gibt es in der Sozialwerke GmbH das Ziel, dass Über-
stunden nicht entstehen bzw. über den Durchrechnungszeitraum ausge-
glichen werden sollen, unter anderem, um die Kosten niedrig zu halten. In-
sofern wird versucht, systematisch anfallende Überstunden zu vermeiden
und rechtzeitig Personal aufzubauen. Dies hängt auch damit zusammen,
dass der Fördergeber nur im Notfall bereit ist, Überstunden zu bezahlen.
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Diese Begrenzung des Ausmaßes des Zeitguthabens wird von manchen
MitarbeiterInnen als Einschränkung ihrer Souveränität erlebt.

Eine Betriebsvereinbarung regelt außerdem, dass die ArbeitnehmerIn-
nen zum gesetzlichen bzw. kollektivvertraglichen Urlaub zusätzliche ar-
beitsfreie Tage bekommen. Das ist eine der wenigen Gestaltungsmöglich-
keiten, die es innerhalb der Fördergeberrichtlinien gibt, die sich auf die
Arbeitszeit auswirken.

3.2.2 Praxis der Arbeitszeiten und Bedürfnisse
der ArbeitnehmerInnen

Die Arbeitszeitplanung und -organisation erfolgt innerhalb der Teams
ein bis zwei Monate im Voraus. Die Möglichkeit der kurzfristigen Arbeits-
zeitflexibilität ist in der Sozialwerke GmbH meist gegeben. Dienste zu tau-
schen oder Stunden und Tage frei zu nehmen ermöglicht den Mitarbeite-
rInnen hohe kurzfristige Arbeitszeitsouveränität.

Generell erfassen die MitarbeiterInnen die Arbeitszeit selbst. Das ist in
einer Betriebsvereinbarung geregelt, die den Beschäftigten viel Freiraum
bei der Gestaltung der Arbeitszeiten einräumt, aber bei Verstößen auch
schwere Sanktionen bis zur Kündigung vorsieht. Die Arbeitszeit wird in 15-
Minuten-Blöcken erfasst. Es gibt aktuell noch verschiedene Systeme, wie
Arbeitszeit erfasst wird, wobei das Ziel einer Vereinheitlichung besteht.

Den aktuellen Stand der Arbeitszeit können die MitarbeiterInnen und die
LeiterInnen im Personalsystem einsehen.

Der Betrieb versucht, in Arbeitszeitfragen sehr auf die Bedürfnisse der
Beschäftigten einzugehen. Für den Betrieb gehen die Aushandlungen und
das Entgegenkommen beim Thema Arbeitszeit aber mit großem Aufwand
einher, der vor allem aufgrund der positiven Auswirkungen auf die Zufrie-
denheit und Motivation der MitarbeiterInnen betrieben wird.

„Also ein Beispiel, die Randwoche, Montag und Freitag, ist bei uns oft
schwierig zu besetzen, weil eben Teilzeitkräfte dann, also nicht nur wegen
beruflichen, sondern auch familiären Gründen diese Wochenenden halt
auch verlängern wollen. Und da sagen wir dann generell: ‚Wenn das für die
Dienstleistung oder für die Versorgung der Einrichtung, der KundInnen geht,
dann unterstützen wir das.‘ Also wir machen das nicht umgekehrt, indem wir
sagen: ‚Okay, das muss so sein‘, sondern es ist ein Verhandlungsprozess,
wobei es natürlich einen Rahmen gibt, dass man sagt: Es gibt Kernzeiten, es
gibt sozusagen eine Mindestanzahl von Personen, die anwesend sein müs-
sen, aber trotzdem wird das immer wieder verhandelt. Und das ist anstren-
gend, aber auch gleichzeitig auch Qualität.“ (SW MGMT)

Wenngleich das Unternehmen grundsätzlich bereit ist, den Beschäftig-
ten flexible Lösungen anzubieten, ergeben sich in der Praxis manchmal
Probleme. Vor allem in kleinen Einrichtungen fehlt teilweise die personelle
Flexibilität, etwa weil die Teams normalerweise multiprofessionell zusam-
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mengesetzt sind und gewisse Tätigkeiten nur sehr schwer von anderen
übernommen werden können. Trotz der grundsätzlichen Bereitschaft des
Betriebes, auf die Bedürfnisse der Beschäftigten einzugehen, schränken
das Wissen um diese bedingte Flexibilität und auch die Ungewissheit, ob
man in Zukunft wieder Stunden aufstocken kann, in der Praxis die Mög-
lichkeiten ein, weniger Stunden zu nehmen.

Ein lebensphasenspezifisches Anpassen der Arbeitszeit kommt aller-
dings trotzdem immer wieder vor.

„Aber wir versuchen, wenn jemand sowas haben möchte oder auch
braucht, es kann ja beides sein. Man muss es meiner Meinung nach nicht
nur brauchen, sondern man kann auch sagen: ,Ich möchte jetzt einmal Bil-
dungsurlaub machen oder drei Monate Auszeit‘, dann versuchen wir schon,
das irgendwie möglich zu machen. Ja. Und das geht nicht immer sofort,
manchmal ist es ein Langzeitplan.“ (SW BR)

Für die Beschäftigten bei der Sozialwerke GmbH sind sehr oft die belas-
tenden Arbeitsbedingungen ein Motiv, kürzere Arbeitszeiten zu wählen.

„Und es ist einfach in vielen Dingen ein belastender Beruf. Du hast einfach
mit Klienten zu tun, die jetzt vom schönen Leben nicht so überhäuft sind, und
mit Problemen zu tun, die sich oft nicht lösen lassen. Das ist sehr belastend.
Also das eine ist, quasi, auf sich selber schauen, auf seine eigene psychi-
sche Gesundheit schauen und diese Geschichte für sich selber ein bisschen
zu begrenzen. Und du könntest unendlich tun und wirst immer noch nicht auf
einen grünen Zweig kommen in dem Bereich, nicht.“ (SW BR)

Vor allem mit zunehmendem Alter führen die Belastungen des Berufs
dazu, dass Beschäftigte mehr Ausgleich brauchen.

„Mit zunehmendem Alter wird die Belastbarkeit einfach weniger. Das habe
ich selbst gemerkt, dass mit 50 so eine kleine Zäsur war. Man ist nicht mehr
so belastbar wie mit 40. Und ich mich schon sehr oft frage: Werde ich das bis
65 machen können? Und da ist mein Weg, Stunden zu reduzieren.“ (SW BR)

Pflege von Angehörigen, Hobbys und Weiterbildung sind weitere wichti-
ge Aspekte, weshalb kürzere Arbeitszeiten gewählt werden. Tatsächlich
kommt in der Sozialwerke GmbH die ganze Palette an Gründen für Wün-
sche nach kürzeren Arbeitszeiten vor.

3.3 Fallbeispiel 3: IT-Lösungen AG

Die IT-Lösungen AG unterstützt ihre KundInnen beim Aufbau und Be-
trieb von maßgeschneiderten Software-Lösungen. Dafür werden meist
vorhandene IT-Systeme an die konkreten Bedürfnisse der KundInnen an-
gepasst. Die Österreich-Niederlassung der IT-Lösungen AG ist Teil eines
internationalen Konzerns mit Headquarter im Ausland. Das Unternehmen
ist börsennotiert. Gesteuert wird die Österreich-Niederlassung von der
ausländischen Konzernmutter. Hervorgegangen ist die IT-Lösungen AG
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aus einem österreichischen Industrieunternehmen, das einen Teil an den
internationalen Konzern verkauft hat.

Insgesamt schrumpfte die Belegschaft der IT-Lösungen AG über die
letzten Jahre. Wegen Pensionierungen frei gewordene Stellen werden
häufig nicht mehr nachbesetzt. In vielen Bereichen, dies wurde in den In-
terviews berichtet, nehmen durch die Nichtnachbesetzung von Stellen die
Aufgaben der MitarbeiterInnen zu. Die Gehälter im Unternehmen entspre-
chen dem vergleichsweise hohen Niveau in der IT. Dahinter steht bei den
GesprächspartnerInnen aber jeweils auch eine weit über die Normalar-
beitszeit hinausgehende Zahl an Arbeitsstunden. MitarbeiterInnen in hö-
heren Funktionen erhalten zusätzlich Prämien (vgl. unten).

Ein Teil der Belegschaft ist schon sehr lange im Unternehmen, und bei
diesen gibt es eine geringe Fluktuation. Jüngere Beschäftigte wechseln
häufiger zu einem anderen Arbeitgeber, nur ein Teil der neu aufgenomme-
nen MitarbeiterInnen bleibt für längere Zeit im Unternehmen. Mit ein
Grund für diese Situation dürfte sein, dass Software-Skills von vielen Un-
ternehmen nachgefragt werden. Hinzu kommt, dass die Fluktuation in der
Branche insgesamt vergleichsweise hoch sein dürfte. Nach Beschreibung
der interviewten VertreterInnen des Betriebsrats scheint das Unterneh-
men der Fluktuation wenig entgegenzusetzen und diese eher als gegeben
hinzunehmen.

So wie in vielen anderen IT-Unternehmen arbeiten auch im untersuchten
Unternehmen deutlich weniger Frauen als Männer, aktuell liegt der Frau-
enanteil bei knapp 20%.

Insgesamt sind zum Zeitpunkt der Interviews ca. 50 MitarbeiterInnen in
Teilzeit, d.h. nur ca. 5% der gesamten Belegschaft. Eine Teilzeitbeschäfti-
gung vereinbaren vor allem Frauen nach der Geburt von Kindern; sie kom-
men dann in Teilzeit in das Unternehmen zurück. Ältere MitarbeiterInnen
nehmen manchmal Altersteilzeit in Anspruch. Hinzu kommen noch Werk-
studierende, d.h. Studierende, die im Rahmen einer Teilzeitanstellung an
einer Qualifikationsarbeit arbeiten.

Aufgrund der wechselvollen Geschichte des Unternehmens kommen für
die Beschäftigten drei verschiedene Kollektivverträge zur Anwendung: Für
die Mehrzahl der Beschäftigten und für alle jüngeren MitarbeiterInnen gilt
der IT-Kollektivvertrag. Für Beschäftigte, die bereits in das frühere Indu-
strieunternehmen eingetreten sind, gelten die Kollektivverträge für das
Metallgewerbe und die Elektro- und Elektronikindustrie.

3.3.1 Arbeitszeitregelungen

Der IT-Kollektivvertrag sieht eine wöchentliche Normalarbeitszeit von
38,5 Stunden vor. ArbeitnehmerInnen können in Blöcken von maximal drei
Arbeitstagen bis zu 20 Arbeitstage im Jahr Zeitausgleich nehmen. Der
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Kollektivvertrag sieht auch eine Ansparmöglichkeit für längere Freizeitblö-
cke von bis zu einem halben Jahr vor. Das Zeitguthaben kann über maxi-
mal drei Jahre angespart werden.

Im Unternehmen gilt die kollektivvertragliche Normalarbeitszeit von 38,5
Stunden pro Woche. Innerhalb dieses Rahmens gibt es zwei Gruppen von
Anstellungsverhältnissen: MitarbeiterInnen mit All-in-Vereinbarung, bei
denen eine bestimmte Zahl an Überstunden im Monat pauschal abgegol-
ten wird, und daneben MitarbeiterInnen ohne All-in-Vereinbarung. Diese
zeichnen ihre Arbeitsstunden elektronisch auf und haben entweder 38,5
Stunden vereinbart oder arbeiten in Teilzeit, d.h. in einem reduzierten wö-
chentlichen Stundenausmaß.

Ab einer mittleren Qualifikationsstufe ist es üblich, dass MitarbeiterInnen
mit einem All-in-Vertrag angestellt werden. Dies trifft auf knapp die Hälfte
der Belegschaft zu. Bei diesen Angestellten wird für eine Normalarbeits-
zeit von 38,5 Stunden das kollektivvertragliche Mindestgrundgehalt be-
zahlt, zusätzlich wird eine Überzahlung vereinbart, mit der Mehrarbeits-
stunden abgegolten werden. Abhängig von der innerbetrieblichen
Einstufung und der Erreichung von Zielen erhält die Mehrzahl der Be-
schäftigten mit All-in-Vertrag zusätzlich eine jährliche Bonuszahlung.
Diese reicht von 10% bis zu 30% des Jahresgehalts, wobei höher einge-
stufte MitarbeiterInnen auch einen höheren Bonus erhalten können. Die
dafür zu erreichenden Ziele werden individuell festgelegt, bei höheren Bo-
nusstufen nimmt die Bedeutung des Erreichens unternehmensweiter Fi-
nanzziele, die hier zusätzlich angelegt werden, zu.

Der Betriebsrat führt nach Jahresende eine so genannte Deckungsrech-
nung durch. Dabei wird überprüft, ob alle aufgezeichneten Über- und
Mehrstunden bezahlt wurden. Ist dies nicht der Fall, muss das Unterneh-
men die fehlenden Gehaltsbeträge nachzahlen. Für diese ebenso gesetz-
lich notwendige Abgeltung von Mehrarbeit und Überstunden im Rahmen
von All-in-Verträgen können sowohl die Überzahlung als auch ein gewähr-
ter Bonus herangezogen werden. Trotzdem kommt es immer wieder zu
Nachzahlungen, durchaus im Bereich von mehreren tausend Euro.

Zeitguthaben, die über die 38,5 Stunden pro Woche hinausgehen, wer-
den MitarbeiterInnen mit All-in-Vereinbarung zum Monatsende gestri-
chen, d.h., der Aufbau von größerem Zeitguthaben und die Konsumation
in Form von Zeitausgleich mit längeren Freizeitphasen ist für diese Grup-
pe nicht möglich. In die Deckungsrechnung am Ende des Jahres werden
diese zusätzlichen Arbeitsstunden jedoch einbezogen. Die im KV vorge-
sehene Ansparmöglichkeit von längeren Freizeitphasen kann von Mitar-
beiterInnen mit All-in-Vereinbarung also nicht genutzt werden.

MitarbeiterInnen ohne All-in-Vereinbarung können Über- oder Mehrar-
beitsstunden in Form von Zeitausgleich konsumieren. Werden Überstun-
den außerhalb der Normalarbeitszeit geleistet, werden diese tagsüber von
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6 bis 20 Uhr mit 50% Zuschlag und am Abend, in der Nacht und am Wo-
chenende mit 100% Zuschlag abgegolten, entweder in Zeit oder in Geld.
Solche Überstunden müssen üblicherweise von der Führungskraft im Vor-
hinein genehmigt werden.

Der Betriebsrat achtet darauf, dass Überstunden nicht mit Zuschlag aus-
bezahlt, sondern in Freizeit konsumiert werden.

„Das ist bei uns generell so, dass wir darauf bestehen, dass die Mitarbeiter
sich die Guthaben nicht auszahlen lassen, sondern dass die in Freizeit kon-
sumiert werden. In Ausnahmefällen stimmen wir dann einer Auszahlung zu.
Aber, wie gesagt, das sind pro Jahr, pww, maximal fünf Mitarbeiter, wo wir
sagen: ,Okay, da sehen wir jetzt keine Chance, dass der jetzt in einer abseh-
baren Zeit, im nächsten halben Jahr oder nächstes Jahr, da sein Guthaben
signifikant abbaut‘, und da stimmen wir dann einer Auszahlung zu. Aber das
ist, wie gesagt, sehr, sehr die Ausnahme.“ (IT MM 1)

Für alle Beschäftigten gilt Gleitzeit mit einer Kernzeit von Montag bis
Donnerstag von 9 bis 15 Uhr und am Freitag von 9 bis 12:30 Uhr. Dieses
Gleitzeitmodell mit Kernzeit scheint in der Praxis nicht streng eingehalten
zu werden, in den Gesprächen wurde diese Regelung zudem als „old-
school“ bezeichnet. Vielmehr ist es, abhängig von Terminen und Arbeits-
anforderungen, möglich, die Arbeitszeit recht flexibel zu gestalten und
auch während der Kernzeit Zeit für private Zwecke einzuplanen. In der
Praxis bedeutet dies längere Arbeitszeiten.

Im Unternehmen gibt es zwei elektronische Tools zur Arbeitszeiterfas-
sung. Die für Aufträge von KundInnen aufgewendete Arbeitszeit wird elek-
tronisch dokumentiert und den KundInnen direkt verrechnet. Die gesamte
Arbeitszeit, d.h. die direkt den KundInnen verrechnete Arbeitszeit und die
allgemeine Arbeitszeit, wird in einem weiteren elektronischen System er-
fasst. Vor dem ersten Lockdown in Folge von COVID-19 hatte sich einge-
bürgert, dass MitarbeiterInnen einmal wöchentlich ihre Arbeitszeiten in
das elektronische System eingetragen haben. Nachdem es im Homeoffice
teilweise zu sehr langen aufgezeichneten Arbeitszeiten und damit zu
Überschreitungen der gesetzlichen Höchstarbeitszeit gekommen ist, wird
nun von Seiten des Unternehmens strenger auf eine tägliche Aufzeich-
nung geachtet. Dies bedeutet jedoch vor allem eine Änderung der aufge-
zeichneten und weniger der tatsächlich geleisteten Arbeitszeiten.

(Über-)lange Arbeitstage können – falls es die Arbeitsmenge zulässt –
ausgeglichen werden, indem zeitnah weniger Stunden gearbeitet werden.
Ist dieses Nachholen der Freizeit wegen der Arbeitsmenge nicht möglich,
entfällt der Ausgleich.

Zwischen Weihnachten und Neujahr und an allen Fenstertagen ist
das Unternehmen geschlossen, und die MitarbeiterInnen arbeiten nicht.
Für Beschäftigte mit All-in-Vereinbarung gelten diese Arbeitstage als er-
bracht, d.h. sie haben an diesen Tagen frei, ohne Urlaub beantragen zu
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müssen. Je nachdem, wie die Feiertage fallen, ergeben sich daraus jähr-
lich zwischen fünf und neun zusätzliche freie Tage. Diese Regelung wird
im Unternehmen als wichtiges „Goody“ betrachtet, das wesentlich zur At-
traktivität als Arbeitgeber beiträgt. MitarbeiterInnen ohne All-in-Vereinba-
rung müssen diese Tage entweder einarbeiten oder Urlaubstage verbrau-
chen.

3.3.2 Praxis der Arbeitszeiten und Bedürfnisse
der ArbeitnehmerInnen

Alles in allem leisten viele Beschäftigte in vielen Wochen des Jahres
sehr viele Arbeitsstunden. Warum sind sie dazu bereit und zeichnen diese
manchmal nicht auf? Verschiedene Motive sind denkbar, sei es die Sorge,
den Arbeitsplatz zu verlieren oder die Einschätzung der Beschäftigten,
dass eine hohe Arbeitsleistung einfach erwartet wird. Tatsächlich wird der
hohe zeitliche Einsatz am Arbeitsplatz mehrmals mit dem Wunsch, viel
Geld zu verdienen und weitere Sprossen auf der Karriereleiter zu errei-
chen, begründet.

„Mir ist eher wichtig, eine sinnvolle Tätigkeit zu machen und gutes Geld
und Karriere zu machen, anstatt dass ich um vier Uhr jeden Tag nachhause
gehen kann, das ist mir nicht wichtig.“ (IT MA 3)

„Und jetzt, in der Situation, wo ich jetzt eben bin, wo ich sage, ich möchte
vielleicht eine höhere Position anstreben und mich weiterentwickeln etc., da
ist man vielleicht bereit, mehr zu arbeiten.“ (IT MA 2)

Nur wenige Beschäftigte werden die nächsten Karrierestufen hinaufstei-
gen, für die anderen erweist sich die Karriere als Karotte, die vor ihnen
hängt und sie zu mehr Leistung antreibt, ohne dass die damit verbundene
Hoffnung eingelöst würde.

Die Arbeitszeit im Unternehmen wird in vielen Fällen über die Arbeits-
menge gesteuert. Mehrmals wurde berichtet, dass die Arbeitsmenge nicht
in der Normalarbeitszeit erledigt werden kann. Gründe hierfür sind die be-
reits angesprochene Reduktion der Zahl der ArbeitnehmerInnen und das
Ausmaß nicht direkt einem Projekt zuordenbarer Tätigkeiten. Die Ge-
sprächspartnerInnen arbeiten meist alleine, Teamarbeit hat bei der Kern-
aufgabe, der Betreuung von KundInnen, wenig Bedeutung. Der Umgang
mit der Spannung zwischen Flexibilität und Regulierung ist im Betrieb häu-
fig Thema, Fragen der Entgrenzung treten verstärkt auf.

Zugleich wird vom Unternehmen darauf geachtet, dass es zu keinen do-
kumentierten Überschreitungen der gesetzlich vorgesehenen Höchstar-
beitszeiten kommt. Wenn MitarbeiterInnen mehr als zwölf Stunden an
einem Tag oder mehr als 4811 Stunden pro Woche aufgezeichnet haben,
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werden die Vorgesetzten und die HR-Abteilung informiert. Anschließend
werden die MitarbeiterInnen kontaktiert und zur Einhaltung der Höchst-
grenzen der Arbeitszeit aufgefordert. Konkret bedeutet dies immer wieder,
dass Arbeitszeiten nicht oder nicht zum richtigen Zeitpunkt aufgezeichnet
werden.

„Die Samstags-, Sonntagszeiten buche ich nicht, aber ich weiß ja, wie vie-
le Stunden es sind. Und, also wir dürfen ja nicht über die gesetzliche Höchst-
arbeitszeit kommen. Das heißt, ich darf sowieso nicht sieben Tage die Wo-
che Zeiten buchen, ich darf sowieso nicht mehr als zwölf Stunden buchen,
weil eigentlich zehn, und ich darf sowieso nicht mehr als 60 Stunden die Wo-
che arbeiten laut Gesetz, was sehr oft einfach eh nicht möglich ist, und dann
wird es halt auch nicht gebucht.“ (IT MA 1)

Neben den nicht dokumentierten Arbeitsstunden verzichten die Mitarbei-
terInnen damit zugleich auf Zuschläge, die ihnen für Arbeit am Abend bzw.
am Wochenende zustehen. Von Seiten des Managements wird gesehen,
dass es nicht aufgezeichnete Arbeitszeiten gibt.

„Ja, ich sage einmal, natürlich wird es das bei uns auch geben, ja, dass jetzt
vielleicht nicht alle Stunden geschrieben werden, aus welchen Gründen auch
immer. Ja, also nicht, dass ich das … Also mit Sicherheit, mit Sicherheit wird
das nicht beauftragt, ja, wir sagen zu den Mitarbeitern natürlich, die sollen sich
an das Arbeitszeitgesetz halten und das auch dann so aufschreiben, aber es
wird Fälle geben, ja, bei 1.000 kann ich es nicht ausschließen.“ (IT MM 2)

Die Verantwortung für diese Praxis wird also eindeutig bei den Mitarbei-
terInnen und nicht beim Management gesehen.

Werden MitarbeiterInnen nach ihren Bedürfnissen und Wünschen ge-
fragt, geht es vor allem um den Wunsch, die tatsächliche Arbeitszeit der
Normalarbeitszeit anzunähern.

„Ja, also jetzt finde ich 38,5 Stunden völlig in Ordnung, also weil ich auch
selbst unlängst COVID hatte und im Krankenstand war und dann auch nicht
gewusst habe: Was fängt man den ganzen Tag (an)? Was macht man den
ganzen Tag? Ja, also man braucht ja eh eine Beschäftigung. Und ich finde
es eigentlich, wenn jetzt keine Überstunden wären, ich meine, ab und an,
wenn man Überstunden macht, finde ich das auch voll in Ordnung. Ja, also
wenn es jetzt um die 40 Stunden, 45 Stunden sind, einfach im Rahmen, aber
der perfekte Tag wäre natürlich auch oft mit so 40-, 45-Stunden-Woche, das
würde ich voll in Ordnung finden für mich.“ (IT MA 3)

3.4 Fallbeispiel 4: Einzelhandel GmbH

Im Einzelhandel dominieren in Österreich einige große Unternehmen,
daneben gibt es ein breites Spektrum an kleineren Anbietern. Die Feld-
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phase unserer Untersuchung fiel in den Lockdown während der COVID-
19-Pandemie. Im Lebensmittel-Einzelhandel bedeutete dies für alle Ak-
teurInnen in den Unternehmen eine große Belastung durch starken An-
sturm oder Kurzarbeit, Ausfall von KollegInnen wegen Quarantäne oder
als Risikopersonen und zugleich häufig private Belastungen durch Home-
schooling oder die Sorge um Angehörige. Aus diesem Grund konnten die
Interviews für diese Fallstudie nicht in einem einzelnen Unternehmen
stattfinden. Im Folgenden werden die Gespräche aus zwei Unternehmen
zusammengeführt.

3.4.1 Arbeitszeitregelungen

Die kollektivvertragliche Normalarbeitszeit liegt im Einzelhandel bei 38,5
Stunden. Im Kollektivvertrag für die Angestellten im Einzelhandel ist be-
reits seit 1998 festgelegt, dass Arbeitszeiten am Tagesrand (von 18:30 bis
20 Uhr) und am Samstag ab 13 Uhr in Zeit oder Geld mit Zuschlag abge-
golten werden. Ergibt sich durch den Zeitausgleich ein längerer Freizeit-
block (z.B. Montag frei), ist der Zeitzuschlag geringer (30%) als wenn der
Zeitausgleich an einzelnen freien Tagen konsumiert wird (50%). Im Jahr
2018 wurde im Kollektivvertrag zusätzlich das Recht auf eine Vier-Tage-
Woche, auf Altersteilzeit und Bildungskarenz vereinbart. Seit 2019 gibt es
zusätzliche freie Tage nach zehn und 15 Dienstjahren und die Möglichkeit
der Freizeitumwandlung von Jubiläumsgeldern.

Die Beschäftigten in den Filialen der Einzelhandel GmbH haben Verträ-
ge für eine bestimmte Anzahl an Wochenstunden (Vollzeit- oder Teilzeit-
beschäftigung). Überstundenpauschalen und Gleitzeitvereinbarungen
gibt es nur für Führungskräfte, vorwiegend in der zentralen Verwaltung. In
einer Betriebsvereinbarung ist ein Durchrechnungszeitraum der Arbeits-
zeiten von 26 Wochen festgelegt. Wegen der gerade in der Weihnachts-
zeit hohen Arbeitsbelastung fängt der Durchrechnungszeitraum jeweils
am Beginn des zweiten und des vierten Quartals an. Plusstunden über 20
Stunden sind auszubezahlen.

Im untersuchten Unternehmen werden Zuschläge für die Arbeit am
Abend oder am Samstag grundsätzlich in Zeit und nicht in Geld abgegol-
ten. Dabei wird darauf geachtet, dass der Ausgleich in längeren Blöcken
erfolgt und so nur 30% Zuschlag anfallen. Dies entspricht, so berichten die
befragten BetriebsrätInnen, nicht immer dem unmittelbaren Wunsch der
MitarbeiterInnen. Manche würden eher eine Auszahlung in Geld bevorzu-
gen.

Im Einzelhandel arbeiten überwiegend Frauen, im konkreten Unterneh-
men wird der Frauenanteil mit 80% angegeben. Zusätzlich ist die Branche
geprägt von einem sehr hohen Anteil an Teilzeitbeschäftigten, in den Filia-
len gibt es üblicherweise nur für die Filialleitung eine Vollzeitanstellung,
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alle anderen MitarbeiterInnen sind in Teilzeit beschäftigt. Im Lebensmittel-
Einzelhandel übersteigen die wöchentlichen Öffnungszeiten bei weitem
das Ausmaß einer Vollzeitbeschäftigung. Um diese Öffnungszeiten flexi-
bel abzudecken, operiert das untersuchte Unternehmen bewusst mit Teil-
zeitbeschäftigungen. Die MitarbeiterInnen werden in wöchentlich wech-
selnden Dienstplänen zu unterschiedlichen Zeiten eingesetzt. Lt. Gesetz
müssen sie mindestens zwei Wochen im Voraus über ihre Diensteintei-
lung informiert werden. Da die Personaldecke aber dünn ist, kommt es
häufig vor, dass MitarbeiterInnen für ausgefallene KollegInnen einsprin-
gen müssen.

„Das gibt es sehr oft, überhaupt bei der Bedienung, also Kassa, auch Fein-
kost ist das, kommt das sehr, sehr oft vor, weil da ist einfach: Ich brauche
an dem Tag so und so viele Kassiererinnen. Und wenn dann eine ausfällt,
brauche ich wen (...) an der Kassa brauche ich die Köpfe und bei der Bedie-
nung auch. Und da kommt es dann schon vor, dass man auch wen anrufen
muss und sagen: ,Hey, die ist krank geworden, kannst du mir einspringen?‘“
(HA BR)

Die Arbeitszeiten am Abend und am Samstag sind bei vielen Mitarbeite-
rInnen, vor allem bei jenen mit Betreuungsverantwortung, unbeliebt. Aus
diesem Grund wird bei der Diensteinteilung versucht, für Ausgleich zu sor-
gen und diese Arbeitszeiten unter mehreren MitarbeiterInnen aufzuteilen.
Insgesamt wechselt die Diensteinteilung der Beschäftigten von Woche zu
Woche.

Die Fluktuation der MitarbeiterInnen im Unternehmen wird als hoch be-
schrieben.

„Und es ist, es ist auch so, dass sich, glaube ich, sehr, sehr viele Men-
schen das Arbeiten im Handel viel leichter vorstellen, wie es dann ist. Weil
das merke ich in der Früh-Fluktuation, dass sehr, sehr viele in der Probezeit
schon wieder aufhören.“ (HA BR)

Aber auch später verlassen immer wieder MitarbeiterInnen das Unter-
nehmen. Dies führt dazu, dass das Unternehmen laufend auf der Suche
nach Personal ist.

3.4.2 Praxis der Arbeitszeiten und Bedürfnisse
der ArbeitnehmerInnen

In der großen Einzelhandel GmbH werden die Arbeitszeiten korrekt auf-
gezeichnet und abgerechnet, dafür trägt nicht zuletzt der Betriebsrat
Sorge. Damit unterscheidet sie sich von kleineren Handelsbetrieben, wo –
so wird aus früheren Beschäftigungsverhältnissen berichtet – weniger kor-
rekt vorgegangen wird. Der Wunsch nach „mehr Geld“ ist gegenüber dem
nach „mehr Freizeit“ oft vorrangig. So berichten Teilzeit-MitarbeiterInnen,
dass sie ihre Stunden durchaus gerne aufstocken würden, dies aber von
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Seiten des Unternehmens nicht möglich ist. Im Sinne des flexiblen Arbeits-
einsatzes ist es für das Unternehmen von Vorteil, viele Beschäftigte in
Teilzeit anzustellen (vgl. oben).

Die MitarbeiterInnen sind mit großer arbeitgeberseitiger Flexibilität kon-
frontiert, bei gleichzeitig geringem Gehalt. Auch im Unternehmen selbst
fällt auf, dass die ständige Suche nach Personal und die teilweise Unter-
beschäftigung der MitarbeiterInnen einen gewissen Widerspruch darstel-
len. Aus diesem Grund wird versucht, zumindest den Lehrlingen nach
Ende ihrer Lehrzeit, während der sie in Vollzeit beschäftigt sein müssen,
eine Vollzeitstelle anzubieten und sie so längerfristig im Unternehmen zu
halten.

Zugleich gibt es aber auch Beschäftigte, die mit ihrer Teilzeitanstellung
durchaus zufrieden sind und sich möglichst wenig Arbeit in den Tages-
randzeiten oder am Wochenende wünschen.

Die Arbeitszeitsouveränität der Beschäftigten ist eingeschränkt, der
Dienstplan wird zentral erstellt, kurzfristiges Tauschen von Diensten ist
nur mit Zustimmung von Vorgesetzten möglich.

Im Kollektivvertrag ist die Möglichkeit der Umwandlung von Jubiläums-
geldern für lange Mitarbeit in einem Unternehmen in Freizeit vorgesehen.
Tatsächlich ist nur ein geringer Teil der ArbeitnehmerInnen im Einzelhan-
del ausreichend lange in einem Unternehmen beschäftigt, um diese Prä-
mie zu erhalten. In der Praxis wird im Fall der Fälle oft eine Teilung der Ju-
biläumsprämie in einen Geld-Anteil und einen Freizeit-Anteil vereinbart.
Als Grund wird beschrieben, dass den betroffenen MitarbeiterInnen in die-
ser Phase ihres Berufslebens bereits sehr viel freie Zeit zustehe.

„Gerade bei so Jubiläums-, da geht es dann meistens um Mitarbeiter, die
schon sechs Wochen Urlaub haben, dann vielleicht noch vier Wochen,
sechs Wochen, je nach Jubiläum, noch zusätzlich frei. Dann haben wir ja
noch Jubiläums-Tage auch, zwei im Kollektivvertrag, bei uns in der Firma
gibt es dann noch zusätzlich freie Tage als freiwillige Sozialleistung beim Ju-
biläum. Da kommt dann schon sehr viel Zeit zusammen, wo sie frei haben.“
(HA BR)

Die im Kollektivvertrag vorgesehene Vier-Tage-Woche kommt vor allem
Teilzeitbeschäftigten zugute. Damit kann verhindert werden, dass vom
Unternehmen in der Arbeitszeitplanung bei Teilzeitarbeit wenige verein-
barte Arbeitsstunden auf viele Tage aufgeteilt werden, wobei es auch hier
unterschiedliche Wünsche der Beschäftigten gibt: Manche Arbeitnehme-
rInnen möchten z.B. jeden Tag nur vier Stunden arbeiten, um dann für die
Kinder da zu sein. Von Seiten des Betriebsrates wäre eine Mindestanwe-
senheit von sechs Stunden wünschenswert.

494

Wirtschaft und Gesellschaft 47. Jahrgang (2021), Heft 4



3.5 Fallbeispiel 5: Mineralöle AG

Die Mineralöle AG ist ein großer Konzern in der Mineralölindustrie. Ana-
lysiert wurde dort ein Unternehmensteil mit etwa 900 MitarbeiterInnen. In
diesem Bereich werden zentrale Dienstleistungen für den Gesamtkonzern
erbracht. Beschäftigt sind zum größten Teil Angestellte, viele davon höher
qualifiziert. Die Branche insgesamt, so auch der untersuchte Unterneh-
mensbereich, ist geprägt von vergleichsweise hohen Gehältern; dies ist
schon im Kollektivvertrag ersichtlich. Allerdings haben sich lt. Berichten
aus dem Unternehmen die Einstiegsgehälter jüngerer MitarbeiterInnen in-
zwischen dem allgemeinen Lohnniveau in Österreich etwas angenähert.

Das Geschäftsumfeld der Mineralöle AG ist gegenwärtig als eher
schwierig zu bezeichnen, auch für die Zukunft werden Herausforderungen
erwartet, insbesondere aufgrund der anstehenden ökologischen Wende
im Verkehr. Die Zahl der MitarbeiterInnen im Unternehmen stagniert bzw.
schrumpft teilweise sogar, vor allem da der „natürliche Abgang“ nicht er-
setzt wird. Im untersuchten Unternehmensbereich ist das Verhältnis von
Frauen und Männern ausgeglichen.

3.5.1 Arbeitszeitregelungen

Im Kollektivvertrag für die Mineralölindustrie ist eine wöchentliche Nor-
malarbeitszeit von 38 Stunden festgelegt.12 Ebenfalls im Kollektivvertrag
ist, vorausgesetzt es gibt eine entsprechende Betriebsvereinbarung, die
Möglichkeit einer Vier-Tage-Woche vorgesehen. In der Mineralöle AG ist
dies jedoch nicht umgesetzt. Zusätzlich ist im Kollektivvertrag die Möglich-
keit längerer Freizeitblöcke in Form von Zeitausgleich vorgesehen, zur
Umsetzung ist ebenso eine Betriebsvereinbarung notwendig. Letztes Jahr
wurde eine solche Vereinbarung abgeschlossen (vgl. unten). Bei angeord-
neten Überstunden stehen den ArbeitnehmerInnen lt. Kollektivvertrag
zehn Minuten bezahlte Pause zu. Seit 2018 ist auch die Umwandlung von
Jubiläumsgeldern, die nach 25, 35 und 40 Dienstjahren gewährt werden,
in Zeitguthaben möglich.

Im Unternehmen erhalten alle MitarbeiterInnen ab einer bestimmten
Qualifikationsstufe einen All-in-Vertrag. Dies führt dazu, dass über 38
Stunden pro Woche hinaus eine bestimmte Anzahl an wöchentlichen Ar-
beitsstunden inkludiert ist. Vom Betriebsrat wird jährlich eine Deckungs-
rechnung durchgeführt, mit der geprüft wird, ob tatsächlich alle geleisteten
Mehr- und Überstunden mit dem Gehalt abgedeckt wurden. Aus Sicht des
Managements macht dies die Vereinbarung von All-in-Verträgen weniger
attraktiv, weil fallweise Gehalt nachgezahlt werden muss.
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Die Arbeitszeit wird vor Ort durch Einstecken einer Karte in einen Termi-
nal aufgezeichnet, ist dies z.B. wegen Homeoffice nicht möglich, werden
Beginn- und Endzeiten in einer Software-Applikation eingetragen.

Mitte 2020 wurde im Unternehmen eine neue Betriebsvereinbarung zur
Gleitzeit abgeschlossen, die deutliche Verbesserungen für die Beschäftig-
ten gebracht hat. Alle MitarbeiterInnen arbeiten nun in Gleitzeit. Mit der
neuen Regelung wurde der Durchrechnungszeitraum für die Arbeitsstun-
den von einem auf drei Monate angehoben. Bis Juni 2020 wurden Plus-
stunden, die bis zum Monatsende nicht abgebaut werden konnten, gestri-
chen, Minusstunden wurden hingegen in den nächsten Monat übertragen.
Nun können MitarbeiterInnen mit All-in-Vereinbarung einen Gleittag pro
Monat in Anspruch nehmen, Beschäftigte ohne pauschale Überstunden-
vereinbarung bis zu drei Gleittage pro Monat. Neu ist außerdem, dass die
Gleittage in zusammenhängenden Blöcken und in Verbindung mit Urlaub
konsumiert werden können. Dies bedeutet, dass der Zeitausgleich jetzt
deutlich besser für längere Freizeitblöcke genutzt werden kann. Diese
neue Regelung wird in der Mineralöle AG sehr positiv bewertet. Der Gleit-
zeitrahmen wurde auf 6:00 bis 20:00 Uhr festgelegt. Mit der neuen Be-
triebsvereinbarung gibt es seit Mitte 2020 keine Mindestanwesenheitszeit
mehr. Voraussetzung ist das „Tätigwerden“ im Unternehmen; dies kann
auch nur eine sehr kurze Arbeitsphase sein. Diese Neuerung wird von Be-
triebsrat und Management sowie von den MitarbeiterInnen als große Ver-
besserung hervorgehoben.

Schon seit 1.2.2019 gibt es im Kollektivvertrag die Regelung, dass bei
angeordneten Überstunden die elfte und die zwölfte Stunde mit 100% Zu-
schlag abgegolten werden müssen. Voraussetzung dafür ist, dass es sich
um angeordnete Überstunden und nicht um Plusstunden im Gleitzeitmo-
dell handelt.

Auch im untersuchten Unternehmen sind – wie in vielen anderen Berei-
chen des Arbeitsmarktes – vor allem Frauen in Teilzeit, und dies aufgrund
von Betreuungspflichten. Seit Sommer 2018 gibt es für Eltern die Möglich-
keit, aus 16 verschiedenen Teilzeitmodellen auszuwählen. Die Arbeitszeit
kann an zwei bis fünf Tagen pro Woche erbracht werden, durch das Gleit-
zeitmodell kann der Arbeitsbeginn frei gewählt werden. Zusätzlich gibt es
für MitarbeiterInnen in Elternteilzeit bereits seit 2018 die Möglichkeit, einen
Arbeitstag pro Woche im Homeoffice zu verbringen. Dieses Modell ist sehr
beliebt. MitarbeiterInnen, die sich einmal an diese Arbeitszeitregelung ge-
wöhnt haben, wollen nicht mehr zur Vollzeitarbeit zurückkehren, sondern
lieber möglichst lange in einer kurzen Vollzeit von z.B. 32 Stunden pro
Woche bleiben.

Längere Abwesenheiten wie z.B. ein Sabbatical werden im Unterneh-
men zwar angeboten, von den MitarbeiterInnen aber wenig nachgefragt.
Mit ein Grund hierfür scheint zu sein, dass es gängige Praxis ist, dass Be-
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schäftigte nach einer Abwesenheit wie einer Elternkarenz nicht mehr an
ihren früheren Arbeitsplatz zurückkehren können, sondern in einem ande-
ren Bereich eingesetzt werden. Dies führt bei den MitarbeiterInnen zur
Sorge, sich nach der Rückkehr von der Auszeit erst neu in ein unbekann-
tes und vielleicht weniger angenehmes Arbeitsgebiet und Team einfinden
zu müssen. Auch Altersteilzeit wird auf Wunsch der MitarbeiterInnen ge-
währt, von diesen aber wenig nachgefragt. Von den GesprächspartnerIn-
nen wird als mögliche Begründung angeführt, dass 38 Arbeitsstunden pro
Woche noch genug Zeit für andere Aktivitäten lassen würden.

Die Arbeit wird bei den interviewten MitarbeiterInnen im Team organi-
siert. In regelmäßigen Meetings wird die Aufteilung der Arbeiten bespro-
chen und eine möglichst ähnliche Arbeitsbelastung der MitarbeiterInnen
angestrebt. Eine Steuerung der Arbeitszeiten über die Arbeitsmenge, kon-
kret die Zuteilung einer Arbeitsmenge, die nur mit langen, teilweise über-
bordenden Arbeitszeiten bewältigt werden könnte, wurde aus diesem Un-
ternehmen nicht berichtet.

Die neue, seit Juli 2020 geltende Gleitzeitregelung hat innerhalb der
Grenzen von 6 bis 20 Uhr hohe Arbeitszeitsouveränität und Flexibilität ge-
bracht. Teilweise wünschen sich vor allem Führungskräfte noch mehr Fle-
xibilität ihrer MitarbeiterInnen. So wird von Arbeitgeberseite auf junge El-
tern verwiesen, die nach 20 Uhr, d.h. nach der Bettgehphase der Kinder,
daheim gerne noch arbeiten möchten, dies aber derzeit nicht dürfen.

3.5.2 Praxis der Arbeitszeiten und Bedürfnisse
der ArbeitnehmerInnen

Die Regelungen zur Gleitzeit und zu den All-in-Verträgen sind formal klar
festgelegt, in der alltäglichen Praxis scheint es allerdings für die Beschäf-
tigten schwierig zu sein zu beurteilen, ob eine konkrete Arbeitsstunde, die
in Gleitzeit als Plusstunde erbracht wurde, im Rahmen von All-in abge-
deckt ist oder eigentlich eine Überstunde darstellt. Bei einem flexiblen Ar-
beitszeitmodell zeigt sich häufig erst nach einer bestimmten Zeitperiode,
ob Plusstunden später durch einen Gleittag ausgeglichen werden können
oder ob die Plusstunden schließlich verfallen. Die Informationen der direk-
ten Vorgesetzten scheinen dabei weder immer hilfreich noch immer richtig
zu sein. Für viele Beschäftigte ist unklar, wie viele Stunden durch ihren All-
in-Vertrag tatsächlich abgedeckt sind und wie viele Stunden wirklich regel-
mäßig erbracht werden müssen.

„Ja, weil eine vollkommene Konfusion herrscht, ja, und das ... Also das ist
wirklich bei uns ein Irrsinn. Ja, wir haben eine Konfusion mit Überstunden,
Gleitstunden, angeordneten, ja, All-in-Stunden. Das ist alles, wird alles als
ein Ding gesehen, ja? Und die Kolleginnen und Kollegen haben oft in der
Gleitzeit überhaupt gar keine Awareness, dass sie eigentlich eine angeord-
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nete Überstunde machen, weil sie glauben: ,Ja, ich habe ja Gleitzeit und All-
in, das heißt, alles, was ich mache, ist sowieso inkludiert‘, ja?“ (MI BR)

Damit unterscheiden sich die Beschäftigten im untersuchten Unterneh-
men sicher nicht von ArbeitnehmerInnen in anderen Unternehmen. Klar-
heit über die Regelungen im Unternehmen gewinnen Beschäftigte häufig
erst dann, wenn sie mit diesen in Konflikt geraten und vom Unternehmen
auf die Regelverletzungen hingewiesen werden.

Arbeitszeitwünsche der Beschäftigten: Bezüglich des Ausmaßes der Ar-
beitsstunden wurden von den InterviewpartnerInnen wenig Wünsche ge-
äußert. Eine Mitarbeiterin in Teilzeit hofft, ihr Teilzeitmodell auch nach der
Kinderbetreuungsphase beibehalten zu können. Die vergleichsweise
niedrigen Vollzeit-Arbeitsstunden, die hohe Flexibilität bei den Arbeits-
stunden und die Abgeltung aller geleisteten Arbeitsstunden scheinen
grundsätzlich zu einer recht hohen Zufriedenheit mit der Arbeitszeitgestal-
tung beizutragen, vor allem seit der Einführung des neuen Gleitzeitmo-
dells mit mehr Gleittagen.

Wie in vielen anderen Unternehmen hat die COVID-19-Pandemie vor
allem in Hinblick auf die Arbeit im Homeoffice neue Erfahrungen gebracht.
Vor der Pandemie durften die MitarbeiterInnen maximal zwei Tage pro
Monat im Homeoffice arbeiten, diese Tage mussten im Vorhinein von den
Führungskräften bewilligt werden. Eine Verlagerung weiter Teile der Be-
schäftigten ins Homeoffice war auch in diesem Unternehmen undenk-
bar.13 Inzwischen hat beim Management und bei den Beschäftigten ein
Umdenkprozess eingesetzt. Wie in anderen Bereichen gibt es den
Wunsch, ca. drei Tage im Office zu arbeiten und an den restlichen Tagen
im Homeoffice aktiv zu sein. Allerdings hat eine gewisse Ernüchterung
eingesetzt. Es wird festgestellt, dass die Dynamik im Team und der
schnelle Austausch „zwischen Tür und Angel“ auf Dauer fehlen und man-
che Themen rascher zu größeren Problemen werden, als dies in einem
kurzen Gespräch der Fall wäre. Auch von Führungskräften wird gesehen,
dass die Arbeit im Homeoffice sehr durchgetaktet ist und Pausen zwi-
schen den Online-Meetings fehlen. Deshalb gibt es Überlegungen, Be-
sprechungen auf 50 Minuten zu begrenzen und so kurze Pausen zu er-
möglichen.

Bei Fragen der Entgrenzung von Arbeit besteht bei mehreren Ge-
sprächspartnerInnen durchaus ein Bewusstsein für die Gefahren, die mit
diesen Entwicklungen verbunden sind. MitarbeiterInnen berichten zwar,
dass sie am Abend fallweise E-Mails lesen und beantworten, dies wird je-
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doch nicht als „eigentlich vom Arbeitgeber erwartet“ beschrieben. Deutlich
wird die Skepsis gegenüber der Arbeit in der Freizeit am Beispiel des
Diensthandys. Seit vielen Jahren hat die Mehrzahl der MitarbeiterInnen,
d.h. konkret alle Personen, die nicht ständig an einem bestimmten Arbeits-
platz zu finden sind, die Möglichkeit, ein kostenfreies Diensthandy zu be-
kommen und auch für private Gespräche zu nutzen. Dabei wird beobach-
tet, dass vor allem jüngere MitarbeiterInnen dazu übergehen, neben ihrem
Diensthandy ein privates Gerät zu nutzen, um eine klare Trennung zwi-
schen privaten Gesprächen bzw. Online-Aktivitäten und dienstlichen Tä-
tigkeiten vornehmen zu können. Der Betriebsrat versucht hier ebenfalls
Aufklärungsarbeit zu leisten. Die befragte Führungskraft nutzt ebenfalls
ein privates und ein dienstliches Gerät.

„Also ich selbst habe auch zwei Handys, weil ich mir denke, das eine ist
halt das private, da führe ich auch meine privaten Gespräche und meine pri-
vaten E-Mails. Das Firmen-Handy ist das Firmen-Handy.“ (MI MM)

3.6 Maßnahmen zur Arbeitszeitverkürzung

Die Fallstudien zeigen, dass in allen Unternehmen mit Ausnahme der
Naturprodukte GmbH direkt oder indirekt Maßnahmen zur Arbeitszeitver-
kürzung gesetzt werden. Darüber hinaus wird in Tabelle 2 abgebildet, wie
sehr die Arbeitszeiten flexibel nach den Bedürfnissen der ArbeitnehmerIn-
nen gestaltet werden können und welcher Anteil der Beschäftigten in Teil-
zeit arbeitet, d.h. die Arbeitszeit bereits ohne Lohnausgleich verkürzt hat.

Insgesamt zeigt sich in den untersuchten Betrieben eine sehr unter-
schiedliche Gewichtung von indirekter und direkter Arbeitszeitverkürzung.
In der Naturprodukte GmbH gibt es kaum Maßnahmen, die zu kürzeren
Arbeitszeiten bei Vollzeit führen, dafür viel Mitsprache bei der Arbeitszeit
und die Möglichkeit, das Arbeitszeitausmaß (zu einem für die Branche
überproportionalen Lohn) selbst zu ändern. Das führt dazu, dass viele in
vergleichsweise langer (existenzsichernder) Teilzeit beschäftigt sind. Wir
finden hier also einen Modus guter und selbstbestimmter Teilzeit. In der
Sozialwerke GmbH gibt es einen Mix von Maßnahmen zur direkten und in-
direkten Arbeitszeitverkürzung. Direkte Verkürzung der Arbeitszeit erfolgt
über Regelungen in den Betriebsvereinbarungen, etwa zu zusätzlichen
freien Tagen oder der Begrenzung der Möglichkeit, Plusstunden aufzu-
bauen. Insgesamt gibt es aber viele Kanäle, über die die betriebliche Ar-
beitszeitpraxis zu kürzeren Arbeitszeiten führt (Sabbaticals, „Wunschar-
beitszeit“ etc.). Außerdem nimmt der Betriebsrat eine sehr aktive Rolle in
der Gestaltung der Arbeitszeit ein und trägt so immens zur Bewusstseins-
bildung für arbeitszeitbezogene Fragen bei. Auch die Geschäftsführung
legt Wert, auf die Bedürfnisse der MitarbeiterInnen einzugehen, zumal es
sich positiv auf die Motivation der Beschäftigten auswirkt. Häufig sind aber
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Tabelle 2: Übersicht Fallstudien

Fallstudie 1
Naturprodukte GmbH

Fallstudie 2
Sozialwerke GmbH

Fallstudie 3
IT-Lösungen AG

Direkte AZV im Unternehmen Zusätzliche freie Tage in
der Betriebsvereinbarung

Für All-in-Mitarbeite-
rInnen bis zu neun

zusätzliche freie Tage
(zw. Weihnachten und
Silvester und „Zwickel-

tage“)

Indirekte AZV im Unternehmen

Betriebsvereinbarung zu
Gleitzeit, Zeitzuschlag
bei Überschreitung von

16 Plusstunden im
Quartal, Zeitausgleich an

mehreren zusammen-
hängenden Tagen

möglich, Sabbaticals

Im Unternehmen müssen
Zeitguthaben in Zeitaus-
gleich und nicht in Geld

konsumiert werden

Arbeitnehmernnen-orientierte
Flexibilität

Große AN-orientierte
Flexibilität bei der Ge-

staltung der vereinbarten
Arbeitszeiten und beim

Ausgleich von Mehr- und
Überstunden

Große AN-orientierte
Flexibilität bei der Ge-

staltung der vereinbarten
Arbeitszeiten und beim

Ausgleich von Mehr- und
Überstunden

Arbeitszeitverkürzung ohne
Lohnausgleich, Teilzeitarbeit hoher Anteil hoher Anteil gering, Eltern,

meist Mütter

Fallstudie 4
Einzelhandel GmbH

Fallstudie 5
Mineralöle AG

Direkte AZV im Unternehmen

Jubiläumsgelder können
in Freizeit konsumiert
werden. Das Unter-
nehmen gewährt bei

Dienstjubiläen
zusätzliche freie Tage

Indirekte AZV im Unternehmen

Im Unternehmen müssen
kollektivvertraglich fest-
gelegte Zuschläge für
Randzeiten in Zeitaus-
gleich und nicht in Geld

konsumiert werden

Betriebsvereinbarung zur
Gleitzeit, All-in-Beschäf-
tigte können einen, alle
anderen Beschäftigten

drei Gleittage pro Monat
beanspruchen.

AN-orientierte Flexibilität

große AN-orientierte
Flexibilität bei der Ge-
staltung der tatsächli-

chen Arbeitszeiten, keine
Kernzeit im Gleitzeit-

modell und keine
Mindestanwesenheit

Arbeitszeitverkürzung ohne
Lohnausgleich, Teilzeitarbeit sehr hoher Anteil gering, Eltern,

meist Mütter

Quelle: eigene Darstellung.

die Belastungen ein Motiv für kürzere Arbeitszeiten. Beim IT-Dienstleister
hingegen ist Teilzeit kaum ein Thema, dafür gibt es verschiedene Maß-
nahmen in den Betriebsvereinbarungen, die das tendenziell besonders
große Ausmaß an Arbeitszeit etwas einhegen. Die Beschäftigten nehmen
die langen Arbeitszeiten temporär in Kauf, um hohe Verdienste und bes-
sere Karrierechancen zu haben.
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Bei der Mineralöle AG sind kurze und sehr flexible Vollzeitarbeitszeiten
üblich, was insgesamt zu einer hohen Zufriedenheit unter den Beschäftig-
ten beiträgt. Verkürzung der Arbeitszeit ist vor allem im Kontext von Kin-
derbetreuung relevant. Da können die Beschäftigten aus verschiedenen
Modellen auswählen. Eine Verkürzung der realen Arbeitszeit ergibt sich
daraus, dass Plusstunden am Monatesende nun nicht mehr verfallen, son-
dern in den nächsten Monat mitgenommen werden können. Auch der
leichtere Zugang zu zusammenhängenden Freizeitblöcken im Zuge des
Verbrauchs von Gleitzeitguthaben kann neben der positiven Wirkung auf
die Erholung zu einer faktischen Reduktion der Arbeitsstunden führen.

Die untersuchten Unternehmen setzen bei ihren Regelungen also ent-
weder stärker auf arbeitnehmerInnenorientierte Flexibilität oder auf Rege-
lungen zur direkten oder indirekten Arbeitszeitverkürzung. Einzig die So-
zialwerke GmbH vereint Elemente aus beiden Bereichen; dort sind sowohl
Regelungen zur direkten und zur indirekten Arbeitszeitverkürzung zu fin-
den als auch hohe arbeitnehmerInnenorientierte Flexibilität und viele Teil-
zeitanstellungen.

4. Zusammenschau der Ergebnisse

4.1 Triebkräfte bzw. ermöglichende Faktoren
für kürzere Arbeitszeiten im Betrieb

In unseren Fallstudien konnten wir verschiedene Faktoren identifizieren,
die zu direkten oder indirekten Formen der Arbeitszeitverkürzung im Be-
trieb beitragen.

a) So zeigt sich in allen Betrieben, dass individuell angepasste Arbeits-
zeitlösungen und die Möglichkeit, in der Arbeitszeitgestaltung auf kurz-
und langfristige Änderungswünsche einzugehen, die Attraktivität der Ar-
beitgeber für die Beschäftigten erhöhen. Insgesamt ist es aber nach wie
vor so, dass dort, wo eher Arbeitskräftemangel besteht, der Gestaltungs-
spielraum der Beschäftigten größer ist.

b) Eng damit verbunden ist das Argument, dass sich die mitunter für die
Betriebe aufwändige Rücksichtnahme auf Bedürfnisse der Beschäftigten
positiv auf die Motivation der Beschäftigten und die Produktivität auswirkt.

c) Generell können belastende Arbeitszeiten, Arbeitsbedingungen und
Tätigkeiten dazu führen, dass Beschäftigte ihre Arbeitszeit eher reduzie-
ren wollen bzw. müssen.

d) Auch die Beschäftigtenstruktur und externe strukturelle Bedingungen
tragen ihren Teil dazu bei, ob in Betrieben kürzere Arbeitszeiten ange-
dacht werden. Sind in einem Betrieb viele Frauen beschäftigt und die Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten in der Region schlecht ausgeprägt, werden
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mehr oder weniger selbstbestimmte Teilzeitlösungen schnell zur betriebli-
chen Normalität. Eine ähnliche Wirkung auf betriebliche Arbeitszeitpraxis
hat ein hoher Anteil an Beschäftigten mit Zweittätigkeiten.

e) Ein aktiver und gestaltender Betriebsrat hat über Verhandlungen mit
der Unternehmensleitung und die Ausgestaltung von Betriebsvereinba-
rungen potentiell sehr weitreichende Einflussmöglichkeiten auf verschie-
dene Kanäle direkter und indirekter Formen der Arbeitszeitverkürzung
oder auf die Erhöhung der Arbeitszeitsouveränität. Gerade wenn es
darum geht, Arbeitszeiten noch in der Grauzone des formal bzw. legal
Möglichen entsprechend einzuhegen, haben die Informationsarbeit, die
Bewusstseinsbildung und auch der Rückhalt des Betriebsrates eine im-
mens wichtige Funktion, um problematische Arbeitszeitpraktiken einzu-
dämmen bzw. zu verhindern.

f) Wenngleich in unseren Betriebsfallstudien das Thema Personalab-
bau nur in Form nicht nachbesetzter Stellen relevant war, wissen wir aus
anderen Beispielen, dass der drohende Arbeitsplatzverlust zu betriebli-
chen Maßnahmen zur Arbeitszeitverkürzung führen kann, wie etwa im So-
lidaritätsprämienmodell (Haslinger et al. 2016).

4.2 Hemmende Faktoren für kürzere Arbeitszeiten im Betrieb

Ebenso wie die Triebkräfte für kürzere Arbeitszeiten können die hem-
menden Faktoren identifiziert werden.

a) In Bereichen, in denen ein hoher Anteil an Geringqualifizierten mit
niedrigen Stundenlöhnen arbeitet, ist das finanzielle Argument natürlich
ein besonders wichtiger Aspekt, weshalb kürzere Arbeitszeiten individuell
nicht attraktiv sind bzw. sein können.

b) Aber auch dort, wo die Fluktuation besonders hoch ist, ist es schwie-
riger, betriebliche Initiativen zur Arbeitszeitverkürzung zu starten bzw.
diese zu realen Erfolgen zu führen. Das hängt sicherlich damit zusammen,
dass die Formierung der betrieblichen Interessenvertretung in Betrieben
mit langfristigen Beschäftigungsverhältnissen einfacher ist.

c) Wiederum eng damit verbunden ist, dass fehlendes Wissen und
mangelnde Informationen über die Regelung von Arbeitszeiten zu inkor-
rekter Erfassung und Abrechnung von Arbeitszeit beitragen, etwa indem
Arbeitszeiten nicht bezuschlagt oder Ansprüche auf Zeitausgleich nicht
geltend gemacht werden.

d) Teilweise wird aber auch bewusst auf die eigenen Ansprüche ver-
zichtet, weil man sich im internen Wettbewerb um begehrte Positionen
durch Mehrarbeit einen Vorteil gegenüber den KollegInnen verschaffen
kann. Je stärker dieser interne Wettkampf ausgeprägt ist, desto eher sind
die Beschäftigten bereit, lange und teilweise unbezahlte Arbeitszeiten zu
leisten.
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e) Oftmals finden sich diese Arbeitskulturen in stärker männerdominier-
ten Branchen, in denen kürzere Arbeitszeiten nicht nur mit materiellen
Nachteilen, sondern auch mit symbolischen Abwertungen verbunden
sind. Die konkreten sozialen und gesundheitlichen Konsequenzen dieser
Vielarbeit werden dabei ausgeblendet. Zudem zeigt sich zwischen den
Branchen und Betrieben ein großer Unterschied, wie verbreitet Karenzie-
rungen von Männern sind.

f) Neben dieser sicherlich prägenden Branchen- und Betriebskultur kön-
nen wir aber ebenso eine starke Selbstselektion der Beschäftigten entlang
der persönlichen Präferenzen in Richtung mehr Geld oder mehr Freizeit
feststellen. Vor allem in den Bereichen mit extrem langen Arbeitszeiten
wird die momentane Situation als vorübergehende Phase gesehen, die
man derzeit in Kauf nimmt, jedoch nicht für immer beibehalten möchte. Ob
allerdings ein Ausstieg aus diesen Praktiken und betrieblichen Logiken ge-
lingt, ist offen. Aber auch auf der Ebene der konkreten Arbeitsorganisation
finden wir Faktoren, die betriebliche Arbeitszeitverkürzung erschweren.

g) Chronische Unterbesetzung etwa kann dazu führen, dass die Ar-
beitszeiten permanent über den gewünschten Arbeitszeiten liegen.

h) Auch bei wenig flexibler Arbeitsorganisation und stark auf einzelne
Personen konzentrierten Tätigkeiten besteht häufig nicht der Spielraum,
um auf Schwankungen in der Auftragslage bzw. im Personal reagieren zu
können, ohne dass die Beschäftigten darunter leiden.

5. Schlussfolgerungen

In diesem Beitrag haben wir anhand von fünf Fallstudien untersucht, wie
Arbeitszeitverkürzung in Unternehmen gelingen kann. Dabei wandten wir
eine breite Definition von Arbeitszeitverkürzung an, die auch einen erleich-
terten Zugang zu Auszeiten und (existenzsichernder) Teilzeit berücksich-
tigte. Konkret definierten wir als Aspekte direkter Arbeitszeitverkürzung
alles, was zu kürzerer Normalarbeitszeit, egal ob über die Woche oder das
Jahr gerechnet, beitragen kann. Dazu zählt beispielsweise, wenn in einer
Betriebsvereinbarung zusätzliche freie Tage gewährt werden oder aber
Fahrzeiten bei geteilten Diensten als Arbeitszeit gerechnet werden.
Aspekte der indirekten Arbeitszeitverkürzung hingegen beziehen sich auf
Regelungen und Praktiken, die zu einer faktischen Verkürzung der tat-
sächlichen Arbeitszeit führen können, allerdings ohne das Arbeitsausmaß
innerhalb einer Vollzeitbeschäftigung zu verändern. Dazu zählt etwa,
wenn Beschäftigten zugestanden wird, lebensphasenspezifische Arbeits-
zeitanpassungen vorzunehmen oder auch die Möglichkeit von Auszeiten
und Sabbaticals.

In der Einzelhandel GmbH werden fast ausschließlich Teilzeitarbeits-
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kräfte eingesetzt, und das obwohl viele Beschäftigte einen Wunsch nach
längeren Arbeitszeiten haben. Kürzere Arbeitszeiten für Beschäftigte er-
geben sich aus dem Zuschlagsystem für Arbeit in Randzeiten und aus den
Zuschlägen, wenn Zeitausgleich nicht zeitnah genommen wird. Wenn-
gleich diese Modelle sehr komplex sind, zeigen sie doch auf, wie gesund-
heitlich und sozial unverträgliche Arbeitszeitpraktiken zumindest kompen-
siert werden können.

Aus der Interpretation unserer Ergebnisse kommen wir zu folgendem
Resümee: a) Es gibt eine sehr große Heterogenität der Arbeitszeitpraxis
innerhalb der Betriebe. Eine gewisse (Selbst-)Selektion der Beschäftigten
entlang der Präferenz für mehr Freizeit bzw. hohes Einkommen und Kar-
riereorientierung zeigt sich zwischen den Branchen, Unternehmen und
Berufsgruppen. Wenngleich betriebliche und arbeitsorganisatorische Fak-
toren immer Schranken für die individuelle Arbeitszeitsouveränität darstel-
len (etwa weil Anwesenheitszeiten abgedeckt werden müssen oder ge-
wisse Positionen keine Ersatzkräfte haben), zeigt sich doch auch, dass
immer ein gewisser betrieblicher Spielraum besteht, die Arbeitszeitrealitä-
ten der Beschäftigten zu verbessern, z.B. über Aufgabenneuverteilung
oder entsprechende Puffer in der Personalplanung. b) Die Unternehmens-
kultur und vor allem die Art, wie von Seiten der Führungskräfte die Wün-
sche nach kürzeren Arbeitszeiten bewertet werden, haben einen enormen
Einfluss darauf, welche Möglichkeiten die Beschäftigten in der realen Ge-
staltung ihrer Arbeitszeiten haben. Ist der Damm erst einmal gebrochen
und sind gewisse arbeitnehmerInnenfreundliche Arrangements etabliert,
wollen die Beschäftigten meist nicht mehr auf eigenbestimmte oder kürze-
re Arbeitszeit verzichten. Dinge, die vormals als unmöglich galten, erwei-
sen sich bei genauerem Hinsehen als durchaus umsetzbar und können
sich zu einer neuen betrieblichen Normalität entwickeln, etwa dass auch
für Führungskräfte die Möglichkeiten von Auszeiten oder kürzeren Ar-
beitszeiten geschaffen werden.

„Ich meine, bis vor fünf Jahren wäre das nicht möglich gewesen, also dass
z.B. Führungskräfte auch in Karenz gehen, also das wäre nicht gewollt ge-
wesen. Aber das, dann hat einmal eine Kollegin begonnen, hat es durchge-
setzt, und dann haben wir gesehen, es geht, es hat sogar gute Seiten ge-
habt, und seitdem lebt das bei uns in der Organisation.“ (SW MGMT)

Die COVID-19-Pandemie stellt demnach ein Window of Opportunity zur
Neugestaltung der betrieblichen Praxis dar, in der etwaig stärker selbstbe-
stimmte Arbeitszeiten auch regulativ abgesichert werden können. c) Be-
triebsräte sind in Arbeitszeitfragen besonders relevant für die konkrete
Ermöglichung von kürzeren Arbeitszeiten, einerseits weil sie Bewusst-
seinsbildung für arbeitszeitbezogene Themen betreiben (können) und
andererseits über Betriebsvereinbarungen und Deckungsrechnungen
großen Einfluss auf die konkreten Arbeitsverhältnisse haben. Das Arbeits-
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zeitgesetz und die kollektivvertraglichen Regelungen dienen den Betriebs-
räten dabei als wichtige Bezugsgröße. „Gute tarifliche Leitplanken im
Sinne materieller und prozeduraler Mindeststandards sind wiederum
wichtige Voraussetzungen für gute Betriebsvereinbarungen zur Arbeits-
zeit mit starken Haltegriffen für die Beschäftigten und wirksamen Mitbe-
stimmungsschwellen für die Betriebsräte“ (Lehndorff und Haipeter 2007,
1.985). d) Beschäftigte sind oft in der Kultur ihrer Profession oder ihrer
Branche verhaftet und demensprechend fest im Status quo der konkreten
Arbeitspraxis verankert. Viele Menschen verbringen ihr ganzes Erwerbs-
leben in einem kleinen Ausschnitt der möglichen Berufe. Möglichkeiten
des Vergleichs und der Abschätzung, welche Arbeitszeitkulturen und
-muster vielleicht besser zu den eigenen Präferenzen und Wünschen pas-
sen würden, fehlen vielen Erwerbstätigen. Außerdem, das zeigen die In-
terviews mit Beschäftigten deutlich, ist das Wissen über die Arbeitszeitre-
gelungen oft nicht groß. Informationen über die Grenzen und Möglichkei-
ten kommen von den ArbeitgeberInnen, fallweise aufgrund von Konflikten
wegen der Überschreitung von Grenzen. Erst wenn es die Möglichkeit
gibt, andere Formen der Arbeitszeitgestaltung auszuprobieren, erweitert
sich das Spektrum an denkbaren Möglichkeiten.

Frauen kehren nach der Geburt von Kindern häufig in Teilzeit an ihren
früheren Arbeitsplatz zurück oder suchen sich eine Teilzeitstelle in einem
anderen Bereich. Ein Teil der jungen Väter reduziert die Arbeitszeit. Diese
Arbeitszeitwahl ist natürlich auch dem nicht ausreichenden Angebot an
Kinderbetreuungsmöglichkeiten und der insgesamt vielfach traditionellen
Aufteilung von Haushalts- und Sorgearbeit geschuldet. Zugleich entschei-
den sich viele Frauen auch dann nicht mehr für eine Vollzeitarbeit, wenn
die Kinder größer sind und weniger Betreuung brauchen. Hier dürfte die
Tatsache mitspielen, dass Beschäftigte, einmal an reduzierte Arbeitszei-
ten gewöhnt, nicht wieder in Vollzeit mit vielleicht zusätzlichen Überstun-
den arbeiten wollen. Durch eine Elternteilzeit-Vereinbarung ist es in Öster-
reich möglich, sich vor zeitlichen Zugriffen des Arbeitgebers besser zu
schützen als in Vollzeitanstellung. Sinnvoll erscheint somit, die Teilzeitar-
beit von Eltern und dabei besonders von Müttern nicht als Sondersituation
für eine spezielle Lebensphase zu betrachten, sondern als Modellfall, der
ausgebaut und abgesichert werden sollte, besonders wenn die Teilzeitar-
beit im Bereich von plus/minus 30 Stunden pro Woche liegt und ausrei-
chend Einkommen lukrieren kann. International sind etwa in Schweden im
öffentlichen Dienst 30-Stunden-Wochen ein sehr verbreitetes und belieb-
tes Modell. Diese Erweiterung der Perspektive kann zumindest dort, wo es
finanziell möglich ist, dazu beitragen, die Idee von kurzer Vollzeit attraktiv
zu machen bzw. kulturell zu verankern. e) In Niedriglohnbranchen stehen
Beschäftigte häufig nicht vor der Frage, ob sie lieber mehr (Frei-)Zeit oder
mehr Geld bevorzugen, zugleich arbeiten in den beiden von uns unter-
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suchten Betrieben mit eher niedrigen Gehältern (Sozialwirtschaft, Handel)
besonders viele Menschen in Teilzeit. Bei Überlegungen zu kürzeren Ar-
beitszeiten dürfen diese Bereiche nicht vernachlässigt werden. Kürzere
Arbeitszeiten mit zumindest teilweisem Lohnausgleich bzw. vollem Lohn-
ausgleich in den unteren Einkommensgruppen sind daher zu diskutieren.
In der Sozialwirtschaft wird die kollektivvertragliche Verkürzung der Ar-
beitszeit ab 1.1.2022 zu höheren Gehältern der vielen Teilzeitkräfte füh-
ren. Die Themen Verkürzung von Arbeitszeiten und Anhebung der Löhne,
vor allem in Branchen mit geringer Bezahlung, schließen sich also nicht
aus, sondern ergänzen einander.
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Zusammenfassung

Mit unserem Beitrag stellen wir die Ergebnisse von Fallstudien zur Arbeitszeitpraxis und
Formen der Arbeitszeitverkürzung in fünf österreichischen Unternehmen vor. Ausgewählt
wurden Unternehmen und Branchen, die sich in Hinblick auf die Art der Tätigkeit, das Qua-
lifikationsniveau der Beschäftigten und die geltenden kollektivvertraglichen Regelungen
zur Arbeitszeitverkürzung möglichst unterscheiden.

Für die Untersuchung werden alle Regelungen und Praktiken, die zu kürzerer Normalar-
beitszeit führen können, als direkte Arbeitszeitverkürzung definiert, egal ob damit die
wöchentliche oder die jährliche Arbeitszeit reduziert wird (z.B. in einer Betriebsvereinba-
rung festgelegte zusätzliche freie Tage). Hinzu kommen Aspekte der indirekten Arbeits-
zeitverkürzung, dies sind Regelungen und Praktiken, die zu einer faktischen Verkürzung
der tatsächlichen Arbeitszeit führen können, ohne den Arbeitsumfang im Rahmen einer
Vollzeitbeschäftigung zu verändern (z.B. bessere Möglichkeiten, zusätzliche Arbeitsstun-
den in Form von Gleittagen als Freizeit zu konsumieren, oder das Recht auf Sabbaticals).
Die von uns gewählten Fallbeispiele machen die große Heterogenität der Arbeitszeitpraxis
in den Unternehmen deutlich. Aus einer detaillierten Beschreibung der Formen von
Arbeitszeitverkürzung, der Bedürfnisse und Wünsche der ArbeitnehmerInnen und der Per-
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spektiven von Betriebsrat und Management werden fördernde und hemmende Faktoren
für Arbeitszeitverkürzung synthetisiert. Förderlich für Arbeitszeitverkürzung ist vor allem
der Wunsch von Unternehmen, als attraktiver Arbeitgeber zu gelten und die Motivation und
Produktivität der Belegschaft hoch zu halten. Auf Ebene der Beschäftigten führt aber auch
die Notwendigkeit, belastende Tätigkeiten auszugleichen, zu kürzeren Arbeitszeiten. Ein
aktiver Betriebsrat hat hinsichtlich der Arbeitszeitgestaltung eine wichtige Schutzfunktion.

Hemmende Faktoren finden sich bei Geringqualifizierten mit niedrigen Stundenlöhnen,
die kürzere Arbeitszeiten ohne Lohnausgleich vor existenzielle Probleme stellen würden.
Außerdem wirken eine hohe Fluktuation im Unternehmen, hoher Kostendruck und eine
dünne Personaldecke sowie eine wenig flexible Arbeitsorganisation hemmend für kürzere
Arbeitszeiten.

Abstract

We show results of five case studies on working time reduction working time practices
Austrian companies. We selected Companies and sectors to get a broad range of eco-
nomic activities and of legal and collective regulations on all facets of working time. We dis-
tinguish direct working time reductions ie. regulations and practices that lead to shorter nor-
mal working hours and indirect working time reduction, ie. regulations and practices that
can lead to a de facto reduction of actual working time without changing the amount of work
in full-time contracts like possibilities to consume working hours as free time or flexi days, or
the right to sabbaticals. We have chosen our cases to illustrate the great heterogeneity of
working time practices in companies. We give detailed descriptions of the forms of working
time reduction, the needs and demands of workers and the perspectives of works councils
and management. We then synthesise inhibiting and promoting factors for shorter working
times.

A main obstacle to shorter working hours for low-skilled workers with low hourly wages is
simply low total income. For the company level high fluctuation, cost pressure and thin
staffing levels as well as an inflexible organisation of work, inhibit shorter hours.

The main supporting factor for shorter hours and employee friendly time arrangements
on the side of companies is the desire to be seen as an attractive employer and enhanced
motivation and productivity of the workforce. For the employee, the need to compensate for
stressful working conditions it a major motivation. Active works councils serve an important
protective function with regard to the organisation of working time.

Schlüsselbegriffe: Arbeitszeitverkürzung, Betriebliche Praxis, Fallstudien, Arbeitszeit,
Work-Life-Balance.

Keywords: Working Time Reduction, firm practices, Case Studies, Working Time, Work
Life Balance.

JEL-Codes: J08, J22, J53, J81,L23, M59.
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Erwerbsarmut in Österreich
aus Geschlechterperspektive

Christina Siegert

1. Einleitung

Erwerbsarmut bedeutet, dass jemand trotz Erwerbstätigkeit armutsge-
fährdet ist. Betroffene werden als erwerbsarmutsgefährdet oder working
poor bezeichnet. Das Phänomen zeigt, dass Erwerbsarbeit nicht immer
vor Armut schützt. Denn in Europa verliert Erwerbsarbeit aufgrund der
Umbrüche am Arbeitsmarkt, etwa des wachsenden Niedriglohnsektors
und der Verbreitung atypischer Beschäftigungsverhältnisse, zunehmend
den armutsvermeidenden Charakter, der ihr im Zuge des Fordismus zuge-
schrieben wurde (Filandri und Struffolino 2019; Verwiebe und Fritsch
2011; Bardone und Guio 2005). Nicht alle Erwerbstätigen haben die glei-
chen Arbeitsmarktchancen, und viele Jobs sind unsicher, schlecht bezahlt
und bieten begrenzte Aufstiegsmöglichkeiten. Während sich Frauen seit
jeher in einer benachteiligten Arbeitsmarktsituation befinden, sind mittler-
weile zunehmend auch Männer von Prekarisierungstendenzen am Ar-
beitsmarkt betroffen (Dörre 2007). Erwerbsarmut wird seit der Jahrtau-
sendwende zusehends als Problem anerkannt und wurde in Folge ein
Ausgangspunkt für die europäische Beschäftigungsstrategie sowie als „In-
work poverty“-Indikator (im Folgenden: Eurostat-Indikator) in die europäi-
sche Sozialberichterstattung aufgenommen (Bardone und Guio 2005).
Laut Eurostat-Indikator sind working poor 18- bis 64-jährige Erwerbstäti-
ge, die in armutsgefährdeten Haushalten leben. Dabei gilt als erwerbstä-
tig, wer im Vorjahr mindestens sieben Monate einer Beschäftigung nach-
gegangen ist, und als armutsgefährdet, wessen äquivalisiertes Netto-
Jahreshaushaltseinkommen1 unter der nationalen Armutsschwelle liegt
(Fink 2019). Da die Armutsgefährdung auf Basis des äquivalisierten Haus-
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1 Äquivalisiertes Haushaltseinkommen wird anhand der Zusammensetzung des Haus-
halts gewichtet, um die unterschiedlichen Konsumstrategien der Haushalte abzubilden.
Denn ausgehend von der Annahme, dass Haushaltsmitglieder ihr Einkommen miteinan-
der teilen, ergeben sich in Mehrpersonenhaushalten Kostenersparnisse (z.B. bei Wohn-
kosten). Eine erwachsene Person (≥ 14 Jahre) hat dabei den Gewichtungsfaktor 1,0,
jede weitere den Faktor 0,5. Jedes Kind (≤14 Jahren) hat den Faktor 0,3 (Mack und
Lange 2015).



haltseinkommens erfasst wird, werden in Mehrpersonenhaushalten indivi-
duelle Armutsrisiken auf Basis des Personeneinkommens nicht abgebil-
det. Wird der Eurostat-Indikator verwendet, zeigen sich oftmals keine
Zusammenhänge zwischen Erwerbsarmutsgefährdung und Geschlecht
(z.B. bei Fritsch und Verwiebe 2018; Goerne 2011), was seit jeher als des-
sen analytischer Mangel diskutiert wird (international z.B. von Filandri und
Struffolino 2019; Gautié und Ponthieux 2017; Peña-Casas und Ghailani
2011; in Österreich von Knittler 2015, 2010; Heitzmann 2001).

Auch laut der österreichischen Erhebung der europäischen Gemein-
schaftsstatistiken zu Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC) des
Jahres 2018 zeigt sich insgesamt kein Geschlechterunterschied in der Er-
werbsarmutsgefährdung. Demnach leben insgesamt ebenso viele er-
werbstätige Männer wie Frauen (je 8%) in armutsgefährdeten Haushalten
(Statistik Austria 2019). In Österreich beziehen Frauen jedoch grosso
modo niedrigere Löhne, gehen häufiger einer Teilzeitbeschäftigung nach
und unterbrechen ihre Karriere öfter als Männer, insbesondere im Kontext
von Mutterschaft (Fritsch 2018). Um dem Rechnung zu tragen, soll dieser
Beitrag erstmals eine inferenzstatistische Analyse zu Armut, Beschäfti-
gung und Geschlecht in Österreich liefern und dabei Erwerbsarmutsge-
fährdung auf Basis des Personeneinkommens abbilden. Das ermöglicht
der Erwerbsarmut-Indikator von Knittler und Heuberger (2018), der indivi-
duelle Erwerbsarmutsgefährdung im Haushaltskontext erfasst und dazu
ein gestaffeltes Einkommenskonzept verwendet. Der Indikator erlaubt, ge-
schlechtsspezifische Erwerbsarmutsrisiken zu identifizieren, nach Haus-
haltstyp variierende Einkommensbedarfe abzubilden und aufzuzeigen,
dass Einkommenskomponenten für Männer und Frauen je nach Haus-
haltstyp unterschiedlich relevant sind, um Erwerbsarmut zu vermeiden.

Anhand österreichischer EU-SILC-Daten 2017–2019 für Single-, Ein-El-
tern- und verschiedengeschlechtliche Paarhaushalte (ohne/mit Kind) und
des Indikators von Knittler und Heuberger (2018) widmet sich der Beitrag
der Frage, ob und wie sich unselbständig beschäftigte Frauen und Män-
ner hinsichtlich ihres Erwerbsarmutsrisikos unterscheiden. Dabei wird
auf Geschlechterunterschiede in der Beschäftigungssituation fokussiert,
insbesondere auf die von Frauen dominierte Teilzeit- und Niedriglohnbe-
schäftigung sowie auf den Haushaltskontext, also auf verschiedene Haus-
haltstypen und, soweit es die Datenlage zulässt, deren geschlechtsspe-
zifische Verdienststrukturen. Das Ziel ist, Erwerbsarmutsgefährdung an-
hand des Geschlechts darzustellen und dabei die Bedeutung des Haus-
haltskontextes zu unterstreichen. Der vorliegende Beitrag geht somit über
den Beitrag von Knittler und Heuberger (2018) hinaus, indem er einerseits
Niedriglohnbeschäftigung in die Analyse integriert und andererseits Er-
werbsarmutsrisiken nicht nur deskriptiv, sondern inferenzstatistisch mit
Hilfe binär-logistischer Regressionsmodelle untersucht.
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2. Erwerbsarmut und Geschlecht: Empirische Trends
und theoretische Überlegungen

2.1 Armut, Beschäftigung und Geschlecht im Haushaltskontext

In den sozialpolitischen Debatten Europas dominierte lange Zeit Arbeits-
losigkeit als zentrales Problem und wachsende Beschäftigung als dessen
Lösung. Armut galt als Risikofaktor für temporär oder dauerhaft Erwerbs-
lose und Erwerbsarbeit als bestes Werkzeug, um ihr zu entfliehen (Gautié
und Ponthieux 2017). Aber nicht nur ob jemand erwerbstätig ist, entschei-
det über dessen Armutsrisiko, sondern auch die Beschäftigungsqualität.
So waren im Jahr 2018 9% der Erwerbstätigen in der EU armutsgefährdet
(Eurostat 2021). Obschon Frauen im Zuge der Bildungsexpansion das Bil-
dungsniveau der Männer erreicht und teilweise überholt haben, besteht
weiterhin eine horizontale und vertikale Geschlechterungleichheit auf eu-
ropäischen Arbeitsmärkten (Aisa et al. 2019). Frauen sind häufiger teilzeit-
und niedriglohnbeschäftigt als Männer (Horemans 2016; Maître et al.
2012). Dabei geht Teilzeitbeschäftigung oft mit Niedriglohnbeschäftigung
einher, nicht nur aufgrund geringer Arbeitszeit, sondern auch aufgrund
ihrer tendenziell niedrigeren Bruttostundenlöhne gegenüber Vollzeitbe-
schäftigten (Russo und Hassink 2008; Tijdens 2002). Horemans (2016)
und Maître et al. (2012) zeigen, dass Teilzeit- und Niedriglohnbeschäftigte
auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkommens in ganz Europa
einem erhöhten Erwerbsarmutsrisiko ausgesetzt sind.2 Dabei sind Män-
ner gegenüber Frauen häufiger working poor, sowie Erwerbstätige in
Haushalten mit einem Erwerbseinkommen gegenüber Erwerbstätigen in
Haushalten mit mehreren Erwerbseinkommen. Gardiner und Millar (2006)
stellen für Großbritannien fest, dass sich auf Basis des äquivalisierten
Haushaltseinkommens die Erwerbsarmutsquoten niedriglohnbeschäftig-
ter Männer und Frauen in Single-Haushalten nicht unterscheiden, wäh-
rend in Paarhaushalten (mit und ohne Kind) zwei- bis dreimal mehr nied-
riglohnbeschäftigte Männer als Frauen working poor sind. Mehr als zwei
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2 Laut Horemans (2016) wird Teilzeitbeschäftigung entweder anhand einer Stunden-
grenze (OECD) oder anhand der Selbsteinordnung von Befragten (Eurostat) definiert.
Er quantifiziert Teilzeit- (≤ 30 h) und Vollzeitbeschäftigte (≥ 30 h) anhand einer Wochen-
arbeitsstundengrenze. Niedriglohnbeschäftigung wird in der Regel dadurch definiert,
dass der Lohn einer Person weniger als zwei Drittel des nationalen Medianlohns beträgt
(Niedriglohngrenze). Die Lohngrundlage kann dabei variieren, so beziehen sich Maître
et al. (2012) etwa auf die Jahreslöhne ganzjährig Vollzeitbeschäftigter, Gardiner und
Millar (2006) auf Bruttostundenlöhne. Niedriglohnbeschäftigte können Erwerbsarmut
mitunter durch ein hohes Arbeitspensum vermeiden. Diese Möglichkeit besteht über-
wiegend für jene, die abseits der Erwerbsarbeit keine Betreuungspflichten haben oder
wenn diese von anderen Haushaltsmitgliedern übernommen werden, und somit über-
wiegend für Männer (Gardiner und Millar 2006).



Drittel der niedriglohnbeschäftigten Frauen vermeiden Erwerbsarmut da-
bei nur mit Hilfe des Partnereinkommens. Niedriglohnbeschäftigte Allein-
erzieherinnen3 sind verstärkt auf Sozialleistungen, Steuerbegünstigungen
und Einkommen anderer angewiesen, um Erwerbsarmut zu vermeiden.
Nur 4% von ihnen sind mit Hilfe des eigenen Erwerbseinkommens vor
Armut geschützt (Gardiner und Millar 2006). Die referierten Studien signa-
lisieren, dass auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkommens nicht
nur die individuelle Beschäftigungssituation, sondern auch der Haushalts-
typ und dessen Verdienststrukturen bzw. im Falle von Alleinerzieherinnen
Sozialleistungen und Interhaushaltstransfers das Erwerbsarmutsrisiko
einer Person beeinflussen. Das Erwerbsarmutsrisiko einer Person ist
umso höher, je mehr Haushaltsmitglieder von ihrem Einkommen abhängig
sind (Goerne 2011). Das bezieht sich sowohl auf erwachsene Haushalts-
mitglieder mit fehlendem oder unzureichendem Einkommen als auch auf
Kinder. Je mehr Kinder in einem Haushalt leben, desto höher ist das Er-
werbsarmutsrisiko auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkommens
(Filandri und Struffolino 2019; Goerne 2011), obschon der Effekt, den Kin-
der auf das Erwerbsarmutsrisiko auf Basis des äquivalisierten Haushalts-
einkommens haben, auch vom nationalen Kontext und dort geltenden An-
sprüchen auf Sozialleistungen und Steuerbegünstigungen abhängig ist
und nicht nur vom Erwerbseinkommen der Eltern (Nieuwenhuis und Mal-
donado 2018; Goerne 2011). Kinder beeinflussen insbesondere die öko-
nomische Situation der Frauen, deren Arbeitsmarktposition durch familiä-
re Verpflichtungen stärker beeinflusst wird als die männliche (Peña-Casas
und Ghailani 2011). Kinder bedeuten für sie nicht nur einen erhöhten fi-
nanziellen Bedarf, sondern in der Regel auch Erwerbsunterbrechungen
sowie reduzierte Beschäftigung und somit niedrigeres Einkommen (Peña-
Casas und Latta 2004). Da das persönliche Erwerbseinkommen Frauen in
Europa nicht immer ausreichend absichert, sind sie oftmals auf Partner-
einkommen oder Transferleistungen angewiesen, um Armut zu vermei-
den. Diese Strategie ist Frauen in stabilen Paarhaushalten vorbehalten.
Alleinerzieherinnen können weder Einkommen mit anderen Haushaltsmit-
gliedern bündeln noch Haus- und Sorgearbeit mit diesen teilen (Thiede
et al. 2018). Sie weisen sowohl gegenüber Müttern in Paarhaushalten als
auch gegenüber Alleinerziehern ein erhöhtes Erwerbsarmutsrisiko auf
(Geisler und Kreyenfeld 2019; Nieuwenhuis und Maldonado 2018). Zu-
sammenfassend zeigt sich, dass Frauen häufiger niedriglohn- und teilzeit-
beschäftigt sind als Männer und öfter über ein unzureichendes Personen-
einkommen verfügen, um Armut zu vermeiden. Deshalb sind sie häufig
auf Einkommen anderer und Transferleistungen angewiesen, um Armut
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3 Bei Gardiner und Millar (2006) sind Alleinerzieher aufgrund geringer Fallzahlen nicht
Teil der Analyse.



zu vermeiden. Gleichzeitig kann ihr Erwerbseinkommen das Haushalts-
einkommen als Zuverdienst ergänzen und damit auf Basis des äquivali-
sierten Haushaltseinkommens sowohl ihr eigenes Erwerbsarmutsrisiko
als auch jenes ihrer Haushaltsmitglieder reduzieren (Filandri und Struffoli-
no 2019; Corsi et al. 2016). Männer verfügen tendenziell über ausreichend
Personeneinkommen, um Armut zu vermeiden und erhöhen ihr Erwerbs-
armutsrisiko auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkommens durch
das Teilen des Einkommens mit anderen Haushaltsmitgliedern: Stünde
Beschäftigten in Europa lediglich ihr Personeneinkommen zur Verfügung,
wären insgesamt deutlich mehr Frauen erwerbsarmutsgefährdet als auf
Basis des äquivalisierten Haushaltseinkommens (17% gegenüber 8%).
Der Anteil der erwerbsarmutsgefährdeten Männer würde sich kaum ver-
ändern bzw. sich sogar geringfügig reduzieren (8% gegenüber 9%) (Peña-
Casas und Ghailani 2011; ähnliche Ergebnisse bei Filandri und Struffolino
2019).4

2.2 Finanzielle Abhängigkeit vom Partner und darüber hinaus

Verfügen Frauen in verschiedengeschlechtlichen Paarhaushalten über
kein oder ein unzureichendes Einkommen und vermeiden Armut lediglich
mit Hilfe des Partnereinkommens, sind diese nur a husband away from po-
verty (Orloff 1993). Peña-Casas und Ghailani (2011) sprechen von laten-
ter Armut, Meulders und O’Dorchai (2010) sowie Corsi et al. (2016) von fi-
nanzieller Abhängigkeit vom Partner. In Europa hat der Anteil der
Paarhaushalte mit zwei Erwerbseinkommen (Doppelverdiensthaushalte)
seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zugenommen (Manchester et
al. 2019; Rusconi und Solga 2008). Dieser Anstieg ist mitunter eine Reak-
tion darauf, dass Haushalte mit einem Erwerbseinkommen immer öfter mit
Prekarität konfrontiert sind (Thiede et al. 2018). Die finanzielle Abhängig-
keit von Frauen in Paarhaushalten setzt sich dabei fort, da der relative An-
teil, den Frauen und insbesondere Mütter zum Haushaltseinkommen bei-
tragen, in ganz Europa nur langsam wächst (Dotti Sani 2015; Stier und
Mandel 2009). Laut Beckers Spezialisierungsthese (1991), die auf der ge-
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4 Peña-Casas und Ghailani (2011) operationalisieren individuelle Armutsgefährdung in
Anlehnung an Meulders und O’Dorchai (2010) anhand deutlich zuordenbarer Personen-
einkommen und anteiliger Haushaltseinkommen. Kinder werden nicht anhand des Ein-
kommensbedarfs, sondern lediglich mittels Einkommenskomponenten (Familienleis-
tungen) berücksichtigt. Dadurch unterschätzt der Indikator das Erwerbsarmutsrisiko
von (insbesondere alleinerziehenden) Eltern tendenziell. Bei Filandri und Struffolino
(2019) gilt jemand als erwerbsarmutsgefährdet, dessen Jahreserwerbseinkommen
weniger als 60% des nationalen Medianjahreserwerbseinkommens beträgt. Beschäfti-
gungsverhältnisse werden auf Mikroebene lediglich anhand der Branchenzugehörigkeit
berücksichtigt, auf Makroebene anhand der Frauenerwerbsquote und der unfreiwilligen
Teilzeitquote.



meinsamen Nutzenmaximierung des Haushalts und dem viktorianischen
Ideal der bürgerlichen Kleinfamilie aufbaut, spezialisieren sich PartnerIn-
nen auf bestimmte Aufgabenbereiche, Frauen traditionellerweise auf pri-
vate Haus- und Sorgearbeit, Männer auf Erwerbsarbeit. Spezialisierungs-
entscheidungen basieren entweder auf den gemeinsamen Interessen der
PartnerInnen oder der Entscheidung des traditionellerweise männlichen
Familienoberhaupts. Beide PartnerInnen verfügen dabei, unabhängig von
ihrem geleisteten Beitrag oder bestehenden Einkommensunterschieden,
über den gleichen Lebensstandard und den gleichen Zugang zum gesam-
ten Haushaltseinkommen. FeministInnen kritisieren diesen Ansatz seit
jeher, da auf dessen Basis sozialpolitische Rahmenbedingungen, Ein-
kommensunterschiede und Machtverhältnisse innerhalb des Paarhaus-
halts nicht identifizierbar sind (Ponthieux 2015; Agarwal 1997; Katz 1997;
Orloff 1993). Selbst wenn Paarhaushalte im Sinne der Spezialisierungs-
these gemeinsame Erwerbs- und Konsumstrategien verfolgen, hat dies
für Männer und Frauen ungleiche Konsequenzen. Internationale Studien
verweisen darauf, dass sich bis heute überwiegend Frauen auf private
Haus- und Sorgearbeit spezialisieren und deshalb keiner oder reduzierter
Beschäftigung nachgehen, wodurch sich ihre Arbeitsmarktchancen ver-
schlechtern (Dieckhoff et al. 2020; Dotti Sani 2015; Killewald und Gough
2013), was sich wiederum negativ auf die Höhe von Sozial-, Alters- und
Ersatzleistungen auswirkt, da sich diese nach der Erwerbskarriere bemes-
sen (Mayrhuber 2020; Möhring 2018; Rutledge et al. 2017). Erwirtschaftet
die Frau einen geringeren Teil des Haushaltseinkommens als ihr Partner,
reduziert das zudem ihre Verhandlungsmacht innerhalb des Haushalts
(Mader und Schneebaum 2013). Die teils massiven Einkommensverluste
und erhöhten Armutsrisiken, die Frauen und insbesondere Mütter nach
einer Scheidung oder Trennung tragen, verdeutlichen die Gefahren finan-
zieller Abhängigkeit (Cooke et al. 2013; Andreß et al. 2006), welche häufig
auch nach Auflösung des Haushalts fortbesteht und sich lediglich zu
einem Abhängigkeitsverhältnis zwischen Haushalten, etwa bei der Aus-
zahlung von Interhaushaltstransfers (z.B. Kindesunterhalt), oder zu einer
Abhängigkeit von Sozialleistungen verschiebt (Fraser 2011).

Während Beckers Spezialisierungsthese auf einem „long-term commit-
ment between a man and a woman“ (1991, 31) beruht, ist die bürgerliche
Kleinfamilie heutzutage keine stabile Einheit mehr. Somit ist auch der
Schutz, den sie vor Armut bietet, fragil, unabhängig davon, ob und wie in-
tensiv Ressourcen auf Haushaltsebene geteilt werden (Corsi et al. 2016;
Hobson 1990). Deshalb bedarf es Analysen des Erwerbsarmutsrisikos
auf Basis des Personeneinkommens, um latente Armut bzw. finanzielle
Abhängigkeit sichtbar zu machen und Geschlechterunterschiede in der
Erwerbsarmutsgefährdung in unterschiedlichen Haushaltstypen abzubil-
den.
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3. Österreichischer Kontext, Forschungsfrage
und Hypothesen

Wie in der Einleitung als europäischer Trend diskutiert, spiegelt sich
auch in Österreich die Deregulierung und Flexibilisierung des Arbeits-
marktes in den Beschäftigungsverhältnissen wider und führte zu einer Zu-
nahme der Niedriglohn- und Teilzeitbeschäftigung (Fritsch et al. 2019;
Geisberger 2013). Frauen waren 2018 doppelt so häufig niedriglohnbe-
schäftigt und viermal so häufig teilzeitbeschäftigt wie Männer, obschon
auch die männlichen Niedriglohn- und Teilzeitquoten in den letzten Jahr-
zehnten deutlich angestiegen sind (Statistik Austria 2021; Fritsch et al.
2019). Erwerbsarmutsforschung gewinnt in Österreich seit der Jahrtau-
sendwende an Aufmerksamkeit (z.B. Knittler und Heuberger 2018; Fritsch
und Verwiebe 2018; Knittler 2015, 2010; Verwiebe und Fritsch 2011;
Heitzmann 2001). Fink (2019) kritisiert, dass im Vergleich zu den verfüg-
baren Daten bisher jedoch nur wenige, primär deskriptive und kaum ver-
tiefende Analysen zu working poor in Österreich existieren. Lediglich Ver-
wiebe und Fritsch (2011) sowie Fritsch und Verwiebe (2018) liefern
inferenzstatistische Analysen und verwenden dabei zwei unterschiedliche
Indikatoren, um Erwerbsarmutsrisiken zu quantifizieren. Fritsch und Ver-
wiebe (2018) greifen in ihrer Analyse zu Erwerbsarmut unselbständig Be-
schäftigter in den DACH-Ländern auf den bereits erwähnten Eurostat-Indi-
kator zurück. Dabei stellen die AutorInnen fest, dass sich auch in
Österreich Frauen zwar in einer benachteiligten Arbeitsmarktposition be-
finden, aber auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkommens gegen-
über Männern weder 1996 noch 2013 ein erhöhtes Erwerbsarmutsrisiko
aufwiesen. Verwiebe und Fritsch (2011) quantifizieren Erwerbsarmut an-
hand ganzjähriger unselbständiger Vollzeitbeschäftigung (working) und
anhand des aktuellen Bruttomonatslohns unter 60% des Median-Brutto-
monatslohns (poor). Demnach war das Risiko, trotz ganzjähriger Vollzeit-
beschäftigung armutsgefährdet zu sein, im Jahr 2008 für Frauen doppelt
so hoch wie für Männer. Die AutorInnen bilden das erhöhte individuelle Er-
werbsarmutsrisiko ganzjährig vollzeitbeschäftigter Frauen in Österreich
ab, zeichnen aber kein umfassendes Bild von Armut, Beschäftigung und
Geschlecht. Einerseits sind Einkommen abseits des Lohns kein Teil der
Analyse. Andererseits wird durch den Fokus auf Vollzeitbeschäftigung die
Lebensrealität vieler Frauen nicht abgebildet. Zwar waren 2008 93% der
Männer und 58% der Frauen vollzeitbeschäftigt, unter den 25- bis 49-jähri-
gen Müttern allerdings nur jede Dritte (gegenüber 96% der 25- bis 49-jähri-
gen Väter, vgl. Statistik Austria 2021). Das in Österreich erhöhte individu-
elle Armutsrisiko teilzeitbeschäftigter Frauen wird in den deskriptiven
Auswertungen von Knittler und Heuberger (2018) beschrieben und zeigt
zudem die Rolle teilzeitbeschäftigter Frauen als Zuverdienerinnen. So
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sind laut EU-SILC 2015 11% der Teilzeitbeschäftigten (gegenüber 6% der
Vollzeitbeschäftigten) auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkom-
mens armutsgefährdet (24% der Männer, 8% der Frauen). Auf Basis des
Personeneinkommens sind 27% der Teilzeitbeschäftigten (gegenüber 7%
der Vollzeitbeschäftigten) armutsgefährdet (26% der Männer, 27% der
Frauen). Horemans (2016) konstatiert in seiner Analyse auf EU-Ebene,
dass auch in Österreich auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkom-
mens kein erhöhtes Teilzeit-Armutsrisiko festzustellen ist, da die Erwerbs-
einkommen anderer Haushaltsmitglieder mögliche Lohneinbußen aus-
gleichen. Eine Sonderauswertung der Statistik Austria (2020a) zeigt, dass
die Armutsgefährdung von Haushalten umso höher ist, je mehr Kinder
darin leben, die Erwerbstätigkeit von Frauen diese jedoch drastisch (um
bis zu 20 Prozentpunkte) reduziert.

In österreichischen Paarhaushalten dominiert ein Doppelverdienstmo-
dell, in dem der Mann voll- und die Frau teilzeitbeschäftigt ist (Bergham-
mer und Verwiebe 2015). Durch das unzureichende öffentliche Kinder-
betreuungssystem bietet Teilzeitbeschäftigung für Mütter in Österreich
oftmals die einzige Möglichkeit, einer Beschäftigung nachzugehen (Pe-
rnicka und Stadler 2006). Zusätzlich befördern politische Maßnahmen
und die in Österreich vorherrschenden traditionellen Geschlechterrollen-
bilder die Teilzeitbeschäftigung von Frauen (Riederer und Berghammer
2020).

Ausgehend von dieser Situation beschäftigt sich die folgende Analyse
mit Erwerbsarmut in Österreich. Wie unterscheiden sich auf Basis des
Personeneinkommens die Erwerbsarmutsrisiken von Frauen und Män-
nern in Österreich? Insgesamt ist davon auszugehen, dass Niedriglohn-
(Hypothese 1) und Teilzeitbeschäftigung (Hypothese 2) das Erwerbsar-
mutsrisiko geschlechtsunabhängig erhöhen. Aufgrund der im Vergleich zu
Männern erhöhten Niedriglohn- und Teilzeitquoten der Frauen ist jedoch
zu erwarten, dass Frauen auf Basis ihres Personeneinkommens ein höhe-
res Erwerbsarmutsrisiko aufweisen als Männer (Hypothese 3). In Haus-
halten mit Kindern ist der Einkommensbedarf erhöht, weshalb Mütter und
Väter vermutlich ein höheres Erwerbsarmutsrisiko aufweisen als Kinderlo-
se (Hypothese 4a). Die Beschäftigungssituation von Frauen wird durch El-
ternschaft jedoch stärker beeinflusst als bei Männern, so sind Frauen in
Österreich insbesondere im Kontext von Mutterschaft teilzeitbeschäftigt.
Durch die häufige Kombination von Teilzeitbeschäftigung (geringe Er-
werbsintensität und niedriger Lohn) und Elternschaft (erhöhter Einkom-
mensbedarf) wird erwartet, dass sich das Erwerbsarmutsrisiko bei Prä-
senz von Kindern insbesondere für Mütter erhöht, einerseits im Vergleich
zu kinderlosen Frauen (Hypothese 4b), andererseits im Vergleich zu Vä-
tern (Hypothese 4c).
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4. Daten, Methoden und Variablen

4.1 Daten und Stichprobe

Die Analyse basiert auf österreichischen EU-SILC-Querschnittsdaten
2017–2019. Die EU-SILC-Befragungsdaten liefern Informationen zu Ein-
kommens- und Beschäftigungssituation sowie Wohn- und Lebensverhält-
nissen von Personen in Privathaushalten und wurden von Statistik Austria
für diese Analyse kostenlos zur Verfügung gestellt. Einkommensdaten
selbständig Beschäftigter beruhen dabei auf Selbstauskunft der Befrag-
ten, während jene der unselbständig Beschäftigten aus Verwaltungsdaten
bezogen werden (Statistik Austria 2020b). Einerseits weisen Einkom-
mensinformationen aus Verwaltungsdaten im Vergleich zu jenen aus Be-
fragungsdaten eine höhere Qualität auf (Angel et al. 2019), andererseits
ist die Vergleichbarkeit selbständiger und unselbständiger Einkommen
eingeschränkt. Da die Einkommenshöhe eine zentrale Bezugsgröße mei-
ner Analyse ist, beschränkt sich diese auf unselbständig Beschäftigte
(ohne Lehrlinge) zwischen 18 und 64 Jahren, die in Single-, Ein-Eltern-
oder verschiedengeschlechtlichen Paarhaushalten mit oder ohne minder-
jährige Kinder leben (n2017 = 3.512; n2018 = 3.532; n2019 = 3.417).5

4.2 Analysestrategie

Im ersten Teil der empirischen Analysen werden deskriptive Ergebnisse
zu Armut und Beschäftigung nach Geschlecht und Haushaltstyp anhand
gewichteter Daten der Jahre 2017–2019 präsentiert. Erwerbsarmutsquo-
ten werden auf Basis des Personeneinkommens (Indikator von Knittler
und Heuberger 2018) und auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkom-
mens (Eurostat-Indikator) gegenübergestellt. Erwerbsarmutsgefährdete
auf Basis des Personeneinkommens werden dabei als „working poor
(PE)“ bezeichnet, jene auf Basis des äquivalisierten Haushaltseinkom-
mens als „working poor (ÄHE)“. Ob zwischen Beschäftigungssituation, Er-
werbsarmutsgefährdung und Geschlecht (haushaltsspezifisch) signifikan-
te Zusammenhänge bestehen, wird stets mittels Chi2-Tests überprüft. Auf
Basis des Personeneinkommens werden die Erwerbsarmutsquoten zu-
sätzlich anhand gestaffelter Einkommenskomponenten für Männer und
Frauen nach Haushaltstyp ausgewiesen. Der zweite Teil beruht auf einer
binär-logistischen Regressionsanalyse zur Erklärung des Erwerbsarmuts-
risikos auf Basis des Personeneinkommens. In Anlehnung an Kühnel
(1996) erfolgt die Regressionsanalyse in zwei Modellschritten. Im ersten
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Modell werden mögliche Determinanten des Erwerbsarmutsrisikos als er-
klärende Variablen aufgenommen. Im zweiten Modell werden zusätzlich
Interaktionsterme zwischen den erklärenden Variablen und der Variable
Geschlecht integriert, um zu überprüfen, ob das Geschlecht einer Person
die Stärke des Zusammenhangs zwischen den erklärenden Variablen und
dem Erwerbsarmutsrisiko beeinflusst. In beiden Modellen bildet Erwerbs-
armutsgefährdung auf Basis des Personeneinkommens die abhängige
Dummy-Variable (working poor/nicht working poor). Die Beziehung zwi-
schen abhängiger und unabhängiger Variable wird mittels Odds-Ratios
angegeben. Die Verdienststruktur in Paarhaushalten, also ob eine Person
das gesamte Erwerbseinkommen eines Paarhaushalts generiert (Allein-
verdienst) oder mehr (Hauptverdienst) bzw. weniger (Zuverdienst) als
der/die PartnerIn verdient, kann im Regressionsmodell aufgrund teils ge-
ringer Fallzahlen (n < 20) nicht berücksichtigt werden. Das Erhebungsjahr
wird als Variable im Regressionsmodell integriert, um auf potenzielle Un-
terschiede in der Erwerbsarmutsgefährdung zwischen den Erhebungs-
wellen zu kontrollieren.

4.3 Abhängige Variable: Erwerbsarmutsgefährdung

Erwerbsarmutsgefährdung wird mit Hilfe der Methode von Knittler und
Heuberger (2018) auf Basis der individuellen Beschäftigungssituation, des
Personeneinkommens und haushaltsspezifischer Armutsschwellen ope-
rationalisiert. Beschäftigung liegt vor, wenn eine Person im Vorjahr minde-
stens sieben Monate erwerbstätig war (working). Armutsgefährdung liegt
vor, wenn ihr Personeneinkommen, also das Nettojahreseinkommen, die
haushaltsspezifische Armutsgefährdungsschwelle unterschreitet (poor).
Das Personeneinkommen setzt sich aus drei gestaffelten Einkommens-
komponenten zusammen. Die Basis bildet das persönliche Erwerbsein-
kommen aus unselbständiger Beschäftigung. In einem zweiten Schritt
werden weitere Personeneinkommen (Arbeitslosen-, Alters-, Kranken-,
Hinterbliebenen-, Invaliditäts- und Ausbildungsleistungen) hinzugefügt, in
einem dritten Schritt anteilige Haushaltseinkommen (gesendete/empfan-
gene Interhaushaltstransfers, Mieteinkünfte, Erwerbseinkommen der
unter 16-Jährigen, Steuerrückerstattung, Zinsen- und Dividendeneinkom-
men, Familien-, Wohn- und andere Sozialleistungen, dividiert durch die
Anzahl volljähriger Haushaltsmitglieder). Für die haushaltsspezifischen
Armutsschwellen wird die nationale Armutsgefährdungsschwelle (60%
des nationalen Median-Jahreshaushaltseinkommens, 2017: 14.851 EUR;
2018: 15.105 EUR; 2019: 15.437 EUR) anhand der Zusammensetzung
des Haushalts gewichtet. Die Gewichte sind dabei identisch mit jenen des
äquivalisierten Haushaltseinkommens beim Eurostat-Indikator (siehe Fuß-
note 1). Der zentrale Vorteil des Indikators von Knittler und Heuberger
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(2018) gegenüber dem Eurostat-Indikator ist, dass sich individuelle und
somit geschlechtsspezifische Erwerbsarmutsrisiken identifizieren lassen,
ohne die Relevanz des Haushaltskontextes zu vernachlässigen. Mit Hilfe
haushaltsspezifischer Armutsschwellen wird berücksichtigt, dass Haus-
halte je nach ihrer Zusammensetzung unterschiedliche finanzielle Bedürf-
nisse haben und beispielsweise das Vorhandensein von Kindern den Ein-
kommensbedarf eines Haushalts erhöht. Durch die Verwendung gestaffel-
ter Einkommenskomponenten des Nettojahreseinkommens wird neben
der Bedeutung des Erwerbseinkommens die Relevanz weiterer Einkom-
menskomponenten (z.B. Arbeitslosen- und Familienleistungen) bei der Ar-
mutsvermeidung berücksichtigt. Sowohl beim Indikator von Knittler und
Heuberger (2018) als auch beim Eurostat-Indikator beziehen sich die Defi-
nition von Erwerbstätigkeit und die Höhe des Jahreseinkommens auf die
Situation des Vorjahres, während sich die Informationen zur Beschäfti-
gungssituation auf den Befragungszeitpunkt beziehen. Diese Diskrepanz
der Daten ist bei der Interpretation zu reflektieren.

4.4. Erklärende Variablen

Als erklärende Variablen dienen die Geschlechtszugehörigkeit, die An-
zahl der Kinder, der Haushaltstyp sowie das Beschäftigungsausmaß und
die Lohnhöhe. Die Geschlechtszugehörigkeit wird als Dummy-Variable in
die Analyse integriert (weiblich/männlich). Die Anzahl der Kinder wird an-
hand der Anzahl minderjähriger Haushaltsmitglieder gemessen, unabhän-
gig von der biologischen Elternschaft (1 Kind/2+ Kinder/kein Kind). Ob je-
mand in einem Paarhaushalt lebt, wird anhand einer PartnerInnen-ID
identifiziert; zu Paaren in einem Haushalt zählen verheiratete Paare und
Lebensgemeinschaften, unabhängig vom rechtlichen Status (Paarhaus-
halt/kein Paarhaushalt). Das Beschäftigungsausmaß wird mittels Selbst-
einordnung der Befragten unterschieden (Teilzeit/Vollzeit). Die Lohnhöhe
wird danach operationalisiert, ob das Erwerbseinkommen unter oder auf
bzw. über der Niedriglohngrenze von zwei Dritteln des nationalen Brutto-
medianstundenlohns liegt (niedriger Lohn/mittlerer oder hoher Lohn).6 Als
Kontrollvariablen dienen die StaatsbürgerInnenschaft (EU/Nicht-EU/Ös-
terreich), der Bildungsstand (niedrig: maximal Pflichtschule/mittel: Lehre,
Fach- oder Handelsschule, Matura/hoch: Abschluss nach Matura), der
Wohnort (klein, ländlich/mittelgroß/groß, städtisch), die Branche (Agrar, In-
dustrie, Bau/öffentliche Verwaltung, Bildung, Gesundheit/Handel, Dienst-
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leistung, Sonstiges)7, die Betriebsgröße (klein: 1–10 Beschäftigte/mittel:
11–49 Beschäftigte/groß: 50+ Beschäftigte) sowie die Berufserfahrung (in
Jahren)8 und damit Variablen, die in der empirischen Armuts- und Arbeits-
marktforschung als zentrale Determinanten der Beschäftigungs- und Ein-
kommenssituation betrachtet werden (z.B. Filandri und Struffolino 2019;
Knittler 2015; Goerne 2011; Verwiebe und Fritsch 2011). Um einen Ein-
fluss des Erhebungsjahres auf das Erwerbsarmutsrisiko ausschließen zu
können, wird dieses in das Modell integriert (2017/2018/2019).

5. Ergebnisse

5.1 Deskriptive Ergebnisse

Insgesamt sind in den Jahren 2017–2019 89% der Erwerbstätigen (ohne
Lehrlinge) zwischen 18 und 64 Jahren unselbständig beschäftigt. Frauen
sind dabei deutlich häufiger niedriglohn- und teilzeitbeschäftigt als Männer
(Tabelle 1). Die Niedriglohnquote der Teilzeitbeschäftigten ist durch-
schnittlich etwa doppelt so hoch wie jene der Vollzeitbeschäftigten (20%
zu 11%). Auf Basis des Personeneinkommens (im Folgenden: PE) sind
etwa 11% der unselbständig Beschäftigten working poor, davon rund 18%

Tabelle 1: Beschäftigungs- und Erwerbsarmutsquoten nach
Geschlecht

unselbständig
Beschäftigte

davon working poor
(PE)

davon working poor
(ÄHE)

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

Beschäftigungsausmaß
Vollzeit
Teilzeit

52
48

93
7

7
31

4
17

4
10

6
20

Lohnhöhe
mittel/hoch
niedrig

82
19

91
9

13
40

4
17

5
15

6
23

N 5.069 5.391 802 232 318 295

Quelle: EU-SILC 2017–2019. Anmerkung: Gewichtete Anteile in Prozent. PE = Personen-
einkommen. ÄHE = äquivalisiertes Haushaltseinkommen.
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2019). Dabei wird oftmals die geringe Berufserfahrung als eigentlicher Ursprung des
erhöhten Erwerbsarmutsrisikos diskutiert (z.B. Goerne 2011), weshalb ich diese an
Stelle des Alters im Regressionsmodell inkludiere. Berufserfahrung wird metrisch mit-
tels der Anzahl bisheriger Erwerbsjahre gemessen. In der Annahme, dass der positive
Einfluss der Berufserfahrung irgendwann abflaut und nicht mit jedem zusätzlichen
Erwerbsjahr ansteigt (nicht lineare Beziehung), wird zusätzlich die quadrierte Berufser-
fahrung im Modell integriert (Hinz und Abraham 2018).



der Frauen und rund 5% der Männer. Auf Basis des äquivalisierten Haus-
haltseinkommens (im Folgenden: ÄHE) sind etwa 7% der unselbständig
Beschäftigten working poor, davon rund 7% der Frauen und rund 7% der
Männer. Während zu allen drei Zeitpunkten auf Basis des PE deutlich
mehr Frauen als Männer working poor sind, besteht auf Basis des ÄHE
insgesamt kein signifikanter Geschlechterunterschied. Die durchschnittli-
che Erwerbsarmutsquote der Frauen ist auf Basis des PE mehr als doppelt
so hoch wie auf Basis des ÄHE, bei Männern unterscheidet sich die Quote
anhand beider Indikatoren nicht.

Unabhängig vom verwendeten Erwerbsarmutsindikator sind stets mehr
Teilzeit- als Vollzeitbeschäftigte und mehr Niedriglohn- als Normal- und
Hochlohnbeschäftigte working poor. Die Erwerbsarmutsquoten teilzeit-
und niedriglohnbeschäftigter Männer auf Basis des PE und des ÄHE un-
terscheiden sich in geringem Maße und sind auf Basis des ÄHE höher.
Jene der Frauen unterscheiden sich stets deutlich und sind auf Basis des
PE teils mehr als doppelt so hoch wie auf Basis des ÄHE. In Tabelle 2 sind
Teilzeit-, Niedriglohn- und Erwerbsarmutsquoten nach Geschlecht und
Haushaltstyp ausgewiesen. Für Männer in Ein-Eltern-Haushalten werden
aufgrund niedriger Fallzahlen in der Randverteilung (N < 30) keine Aussa-
gen getroffen. In allen ausgewiesenen Haushaltstypen besteht hinsichtlich
der Teilzeit- und Niedriglohnquoten ein signifikanter Geschlechterunter-
schied. So sind Frauen deutlich häufiger teilzeit- und niedriglohnbeschäf-
tigt als Männer, insbesondere in Haushalten mit Kindern. Betrachtet man
Erwerbsarmutsquoten auf Basis des ÄHE für verschiedene Haushaltsty-
pen, zeigt sich, dass sich lediglich in Single-Haushalten die Erwerbsar-
mutsquoten der Frauen und Männer unterscheiden, wobei Frauen häufi-
ger working poor sind als Männer. In Paarhaushalten ist auf Basis des
ÄHE hingegen kein signifikanter Geschlechterunterschied in den Erwerbs-
armutsquoten festzustellen, prozentuelle Anteile weisen auf ein erhöhtes
Erwerbsarmutsrisiko der Männer gegenüber dem der Frauen hin (Tabel-
le 2). So ist in Paarhaushalten mit Kindern beispielsweise der Anteil der
working poor Männer auf Basis des ÄHE doppelt so hoch wie auf Basis
des PE. Das heißt, dass in diesen Haushalten mehr Männer auf Basis
ihres PE Erwerbsarmut vermeiden könnten, aber durch das Teilen des
Einkommens auf Basis des ÄHE erwerbsarmutsgefährdet sind. Auf Basis
des PE besteht in allen Haushalten ein Geschlechterunterschied, wobei
stets mehr Frauen als Männer erwerbsarmutsgefährdet sind. Während auf
Basis des ÄHE primär Frauen in Ein-Eltern-Haushalten working poor sind,
sind es auf Basis des PE vor allem Mütter in Paarhaushalten. In Letzteren
sind Frauen auf Basis des PE zwei- bis sechsmal häufiger working poor
als Männer und etwa drei- bis viermal häufiger working poor als auf Basis
des ÄHE. Das weist darauf hin, dass das Personeneinkommen von Frau-
en häufig nicht ausreicht, um sie gegen Erwerbsarmut abzusichern, und
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Frauen auf Basis des ÄHE Erwerbsarmut oftmals nur mit Hilfe des Part-
nereinkommens vermeiden (siehe auch Filandri und Struffolino 2019;
Corsi et al. 2016).

Tabelle 2: Beschäftigungs- & Erwerbsarmutsquoten nach Geschlecht
und Haushaltstyp

Haushaltstyp

Single-Haushalt Ein-Eltern-Haus-
halt

Paarhaushalt
ohne Kind

Paarhaushalt
mit Kind

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

Teilzeit 27 9 57 – 37 8 74 5

Niedriglohn 14 11 22 – 19 9 21 7

working poor (PE) 11 7 24 – 10 4 33 5

working poor (ÄHE) 11 7 22 – 3 5 7 10

N 1.258 1.278 364 29 1.866 1.791 1.581 2.295

Quelle: EU-SILC 2017–2019. Anmerkung: Gewichtete Anteile in Prozent. PE = Personen-
einkommen. ÄHE = Äquivalisiertes Haushaltseinkommen. Für Männer in Ein-Eltern-Haus-
halten werden Werte aufgrund niedriger Fallzahlen in der Randverteilung (N < 30) nicht
ausgewiesen.

In Single- bzw. Ein-Eltern-Haushalten leisten Teilzeit- und Niedriglohn-
beschäftigte, unabhängig von ihrem Geschlecht, stets den Alleinverdienst
des Haushalts. In Paarhaushalten leisten Teilzeit- und Niedriglohnbe-
schäftigte meist einen Zuverdienst zum Haushaltseinkommen (79% bzw.
65%, Hauptverdienst: 14% bzw. 22%, Alleinverdienst: 7% bzw. 13%).9 Es
zeigen sich zudem Geschlechterunterschiede in den Verdienststrukturen
(Tabelle 3). Demnach generieren mehr als zwei Drittel der Frauen lediglich
einen Zuverdienst zum Haushaltseinkommen, während mehr als drei Vier-
tel der Männer den Allein- oder Hauptverdienst des Haushalts leisten. Ge-
schlechtsunabhängig sind auf Basis des ÄHE am häufigsten Alleinverdie-
nerInnen working poor, auf Basis des PE hingegen primär ZuverdienerIn-
nen. Das Erwerbsarmutsrisiko der Allein- und HauptverdienerInnen ist auf
Basis des ÄHE höher als auf Basis des PE, was suggeriert, dass das Tei-
len des eigenen Einkommens mit anderen Haushaltsmitgliedern tenden-
ziell das Erwerbsarmutsrisiko erhöht (siehe auch Corsi et al. 2016). Das
Erwerbsarmutsrisiko der ZuverdienerInnen ist auf Basis des ÄHE hinge-
gen deutlich niedriger als auf Basis des PE, was wiederum darauf hin-
weist, dass das Einkommen anderer Haushaltsmitglieder ZuverdienerIn-
nen auf Basis des ÄHE tendenziell hilft, Armut zu vermeiden (Filandri und
Struffolino 2019). Ob in Paarhaushalten signifikante Zusammenhänge
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zwischen Verdienststruktur und geschlechtsspezifischem Erwerbsar-
mutsrisiko bestehen, kann aufgrund teilweise geringer Fallzahlen in den
Zellen (n < 20) weder auf Basis des PE noch auf Basis des ÄHE überprüft
werden.

Tabelle 3: Erwerbsarmutsquoten nach Geschlecht und Verdienst-
struktur bei Paaren

unselbständig
Beschäftigte

in Paarhaushalten
mit/ohne Kind

davon working poor
(PE)

davon working poor
(ÄHE)

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

Alleinverdienst 7 27 (3) (3) (11) 15

Hauptverdienst 21 59 (4) (1) 10 2

Zuverdienst 72 15 26 17 2 10

N 1.092 1.333 202 46 46 71

Quelle: EU-SILC 2017–2019. Anmerkung: Gewichtete Anteile in Prozent. PE = Personen-
einkommen. ÄHE = Äquivalisiertes Haushaltseinkommen. Werte, die auf geringen Fallzah-
len in der Randverteilung (< 50) oder in der Zelle (< 20) beruhen, werden geklammert.

Im weiteren Verlauf konzentriert sich die Analyse ausschließlich auf Er-
werbsarmutsgefährdung auf Basis des PE. Wie bereits anhand der Ge-
genüberstellung der Erwerbsarmutsquoten auf Basis des PE und auf
Basis des ÄHE angedeutet, sind Männer seltener als Frauen auf Einkom-
menskomponenten abseits des Erwerbseinkommens angewiesen, um Er-
werbsarmut zu vermeiden, wobei sich auch hier Unterschiede zwischen
den Haushaltstypen feststellen lassen (Tabelle 4). Der Rückgang der
männlichen Erwerbsarmutsquote in Single-Haushalten lässt sich insbe-
sondere durch den Erhalt von Arbeitslosenleistungen erklären [working
poor (1) → working poor (2)]. Diese sind neben dem Erwerbseinkommen
auf Personenebene für Frauen und Männer insgesamt die wichtigste Ein-
kommenskomponente, um Armut zu vermeiden.10

Anteilige Haushaltseinkommen reduzieren vor allem die Erwerbsar-
mutsquoten in Haushalten mit Kindern und dabei insbesondere jene der
Mütter, was maßgeblich auf den Effekt erhaltener Familienleistungen zu-
rückzuführen ist [working poor (2) → working poor (3)]. In Ein-Eltern-Haus-
halten vermeiden Mütter Erwerbsarmut zudem häufig durch erhaltene In-
terhaushaltstransfers (siehe auch Fraser 2011). Könnten Mütter nur auf ihr
Erwerbseinkommen oder andere Personeneinkommen zurückgreifen,
wäre mindestens jede Zweite von ihnen working poor.
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10 Eine detaillierte Aufschlüsselung geschlechtsspezifischer Erwerbsarmutsquoten
anhand einzelner Einkommenskomponenten geht über das Ziel dieses Beitrags hinaus.
Entsprechende Auswertungen sind auf Anfrage bei der Autorin verfügbar.



Tabelle 4: Working poor (PE) nach Einkommenskomponenten und
Geschlecht

Haushaltstyp

Single-Haushalt Ein-Eltern-
Haushalt

Paarhaushalt
ohne Kind

Paarhaushalt
mit Kind

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

working poor (1) 15 11 63 – 12 6 48 9

working poor (2) 12 7 61 – 9 5 46 7

working poor (3) 9 7 24 – 10 4 33 5

Quelle: EU-SILC 2017–2019. Anmerkung: Gewichtete Anteile in Prozent. Erwerbsarmuts-
gefährdung auf Basis des persönlichen Erwerbseinkommens [working poor (1)], plus wei-
terer Personeneinkommen [working poor (2)], plus anteiliger Haushaltseinkommen [wor-
king poor (3)]. Für Männer in Ein-Eltern-Haushalten werden Anteile aufgrund niedriger
Fallzahlen (N < 30) nicht ausgewiesen.

5.2 Regressionsanalyse

In Tabelle 511 sind die Ergebnisse der binär-logistischen Regressions-
analyse ausgewiesen. Diese zeigt, dass die untersuchten Einflussgrößen
und ihre Wechselwirkungen mit Geschlecht zum Teil eine wichtige Rolle
für die Erklärung des Erwerbsarmutsrisikos auf Basis des Personenein-
kommens spielen. Die einzelnen Einflussgrößen werden in der Annahme,
dass die übrigen Einflussgrößen jeweils konstant gehalten werden, inter-
pretiert. Laut dem ersten Modell sind Frauen einem höheren Erwerbsar-
mutsrisiko ausgesetzt als Männer, und das Erwerbsarmutsrisiko ist in
Haushalten mit einem Kind bzw. mit zwei oder mehr Kindern etwa zwei-
bis dreimal höher als in kinderlosen Haushalten. Im zweiten Modell wer-
den zusätzlich Interaktionsterme zwischen den erklärenden Variablen und
der Geschlechtszugehörigkeit in das Modell integriert, um zu überprüfen,
ob sich die Erwerbsarmutsrisiken der Frauen und Männer anhand des Ge-
schlechts unterscheiden. Die Analyse macht deutlich, dass weder das Ge-
schlecht einer Person noch die Anzahl der Kinder im Haushalt das allge-
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11 Interpretationsbeispiel: Laut Modell 1 ist das Risiko, auf Basis des Personeneinkom-
mens erwerbsarmutsgefährdet zu sein, für Teilzeitbeschäftigte etwa fünfmal so hoch
(Odds-Ratio = 5,1, p < 0,01) wie für Vollzeitbeschäftigte. In Modell 2 wird mittels Interak-
tionseffekt zwischen Beschäftigungsausmaß und Geschlecht überprüft, ob das
Beschäftigungsausmaß das Erwerbsarmutsrisiko der Frauen anders beeinflusst als
jenes der Männer. Der allgemeine Effekt des Beschäftigungsausmaßes ist erneut signi-
fikant und zeigt, dass Teilzeitbeschäftigte gegenüber Vollzeitbeschäftigten ein etwa
viermal höheres Erwerbsarmutsrisiko aufweisen (OR = 3,9, p < 0,01), wenn man den po-
tenziellen Geschlechtereffekt im Modell berücksichtigt. Der Interaktionseffekt zwischen
Beschäftigungsausmaß und Geschlecht ist dabei nicht signifikant (OR = 1,2, p > 0,05).
Das heißt, das Erwerbsarmutsrisiko der Teilzeitbeschäftigten ist geschlechtsunabhän-
gig erhöht.



Tabelle 5: Multivariate Regressionsanalyse des Erwerbsarmutsrisikos (PE)

Modell 1 Modell 2

OR SE OR SE

Geschlecht
(Referenz: Mann)

Frau 1,6** 0,2 0,7** 0,3

Anzahl der Kinder
(Ref.: kein Kind)

1 Kind
2 oder mehr Kinder

1,7**
2,7**

0,2
0,3

1,4**
1,3**

0,3
0,3

in Paarhaushalt
(Ref.: kein Paarhaushalt)

Paarhaushalt 0,7** 0,1 0,5** 0,1

Lohnhöhe
(Ref.: mittel/hoch)

niedrig 3,4** 0,3 3,0** 0,6

Beschäftigungsausmaß
(Ref.: Vollzeit)

Teilzeit 5,1** 0,5 3,9** 0,7

StaatsbürgerInnenschaft
(Ref.: Österreich)

EU
Nicht-EU

2,0**
2,4**

0,2
0,4

2,1**
3,0**

0,4
0,7

Bildungsstand
(Ref.: hoch)

niedrig
mittel

1,9**
1,2**

0,3
0,1

1,2**
0,8**

0,3
0,1

Wohnort
(Ref.: groß)

klein
mittelgroß

1,0**
0,9**

0,1
0,1

0,6**
0,6*

0,1
0,1

Branche
(Ref.: Agrar, Bau, Industrie)

öffentliche Verwaltung, Bildung, Gesundheit
Handel, Dienstleistung, Sonstiges

0,7**
1,0**

0,1
0,1

0,5**
1,0**

0,1
0,2

Betriebsgröße
(Ref.: groß)

klein
mittel

2,9**
1,6**

0,3
0,2

2,5**
1,4**

0,4
0,2

Erwerbsjahre (metrisch)
Erwerbsjahre2 (metrisch)

0,9**
1,0**

0,0
0,0

1,0**
1,0**

0,0
0,0

Erhebungsjahr
(Ref.: 2019)

2017
2018

1,1**
1,2**

0,1
0,1

1,3**
1,4**

0,2
0,3

Interaktion mit Geschlecht

Frau*1 Kind
Frau*2 oder mehr Kinder

1,5** 0,4
0,7

Frau*Paarhaushalt 1,6** 0,3

Frau*Niedriglohn 1,2** 0,3

Frau*Teilzeitjob 1,2** 0,3

Frau*EU
Frau*Nicht-EU

1,0**
0,7**

0,3
0,2

Frau*niedriger Bildungsstand
Frau*mittlerer Bildungsstand

2,0**
1,8**

0,7
0,4

Frau*kleiner Wohnort
Frau*mittelgroßer Wohnort

2,2**
1,8**

0,5
0,4

Frau*Branche: öffentliche Verwaltung, …
Frau*Branche: Handel, …

1,5**
1,0**

0,4
0,2

Frau*kleiner Betrieb
Frau*mittlerer Betrieb

1,3**
1,3**

0,3
0,3

Frau*Erwerbsjahre
Frau*Erwerbsjahre2

0,9**
1,0**

0,0
0,0

Frau*2018
Frau*2019

1,0**
1,2**

0,2
0,3

Nagelkerkes R2 27,2** 28,6**

Quelle: EU-SILC 2017–2019. Anmerkung: N = 10.289; ungewichtete Analyse. OR = Odds-Ratio;
SE = Standardfehler; * p < 0,05; ** p < 0,01. Abhängige Variable: Erwerbsarmutsgefährdung auf
Basis des Personeneinkommens (Ref.: nicht erwerbsarmutsgefährdet).
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meine Erwerbsarmutsrisiko beeinflussen. Nicht alle Frauen weisen ein er-
höhtes Erwerbsarmutsrisiko auf – vielmehr verschärft Mutterschaft bzw.
das Zusammenleben von Frauen mit zwei oder mehr Kindern das Er-
werbsarmutsrisiko. Ihr Armutsrisiko ist etwa dreimal höher als das kinder-
loser Männer, während sich das Erwerbsarmutsrisiko von Müttern mit
einem Kind nicht signifikant von dem kinderloser Männer unterscheidet.
Personen, die in Paarhaushalten leben, weisen unabhängig von ihrem
Geschlecht ein niedrigeres Erwerbsarmutsrisiko auf als Alleinlebende.
Das könnte mitunter auf den armutsreduzierenden Effekt geteilter Haus-
haltseinkommen zurückzuführen sein [siehe Tabelle 4, working poor (2) →
working poor (3)]. Gleichzeitig weisen Frauen in Paarhaushalten ein höhe-
res Erwerbsarmutsrisiko auf als allein lebende Männer. Die Verdienst-
struktur in Paarhaushalten konnte aufgrund teils unzureichender Fallzah-
len nicht in die Regressionsanalyse inkludiert werden, der Effekt könnte
allerdings mitunter darauf zurückzuführen sein, dass Frauen in Paarhaus-
halten, insbesondere im Kontext von Mutterschaft, häufig nur einen Zuver-
dienst zum Haushaltseinkommen leisten. Obschon mehr Frauen als Män-
ner teilzeit- und niedriglohnbeschäftigt sind, erhöhen beide Faktoren das
Erwerbsarmutsrisiko geschlechtsunabhängig. Es arbeiten zwar mehr
Frauen als Männer in beiden Beschäftigungsformen und erzielen somit
durchschnittlich geringere Erwerbseinkommen als Männer, aber auch der
geringe Anteil der teilzeit- und niedriglohnbeschäftigten Männer ist auf-
grund ihrer Beschäftigungsform einem erhöhten Erwerbsarmutsrisiko
ausgesetzt. Teilzeitbeschäftigte haben demnach ein viermal höheres Er-
werbsarmutsrisiko als Vollzeitbeschäftigte, Niedriglohnbeschäftigte ein
zweimal höheres als Beschäftigte mit einem normalen oder hohen Lohn.
Während Personen in kleinen und mittelgroßen Wohnorten prinzipiell ein
niedrigeres Erwerbsarmutsrisiko aufweisen als Personen in städtischen
Wohnorten, haben Frauen am Land ein etwa doppelt so hohes Erwerbsar-
mutsrisiko wie Männer in der Stadt. Das ist vermutlich auf die unterschied-
lichen Stadt-Land-Erwerbsmuster von Frauen zurückzuführen (Knittler
2015). Während Bildung per se keinen Einfluss auf das Erwerbsarmutsri-
siko hat, haben Frauen mit niedrigem oder mittlerem Bildungsabschluss
ein etwa doppelt so hohes Erwerbsarmutsrisiko wie Männer mit hohem
Bildungsabschluss. StaatsbürgerInnenschaft, Branchenzugehörigkeit und
Betriebsgröße wirken sich geschlechtsunabhängig auf das Erwerbsar-
mutsrisiko aus. Das weist erstens auf die Diskriminierung nicht österreichi-
scher StaatsbürgerInnen am österreichischen Arbeitsmarkt hin, zweitens
auf die teils prekären Beschäftigungs- und Einkommensverhältnisse in
den Agrar-, Bau- und Industriebranchen bzw. in Handels-, Dienstlei-
stungs- und sonstigen Branchen sowie auf das erhöhte Erwerbsarmutsri-
siko von Beschäftigten in Kleinbetrieben gegenüber jenen in Mittel- und
Großbetrieben (siehe auch Verwiebe und Fritsch 2011).
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6. Diskussion

Der Beitrag liefert anhand österreichischer EU-SILC-Querschnittsdaten
für 2017–2019 Befunde über Erwerbsarmut in Österreich aus Geschlech-
terperspektive. Wie unterscheiden sich auf Basis des Personeneinkom-
mens die Erwerbsarmutsrisiken von Frauen und Männern in Österreich?
Die Ergebnisse unterstützen die einleitende Aussage, dass Erwerbsarbeit
nicht immer vor Armut schützt. Geschlecht ist ein entscheidender Faktor in
der Erklärung von Erwerbsarmutsbetroffenheit, dabei aber nicht die einzig
relevante Einflussgröße. Eine Betrachtung der Erwerbsarmutsquoten für
unterschiedliche Haushaltstypen zeigt, dass sich die Erwerbsarmutsquo-
ten der Frauen und Männer auf Basis des äquivalisierten Haushaltsein-
kommens (ÄHE) lediglich in Paarhaushalten nicht unterscheiden, in Single-
Haushalten sind hingegen mehr Frauen als Männer erwerbsarmutsge-
fährdet. Auf Basis des Personeneinkommens (PE) sind in allen Haushalts-
typen mehr Frauen als Männer working poor. Während das PE von Frauen
oftmals nicht ausreicht, um Armut zu vermeiden, stocken sie durch ihren
Zuverdienst das Haushaltseinkommen auf und reduzieren damit tenden-
ziell auf Basis des ÄHE ihr eigenes Erwerbsarmutsrisiko sowie jenes ihrer
Haushaltsmitglieder (siehe auch Filandri und Struffolino 2019; Corsi et al.
2016). Die Erwerbsarmutsgefährdungsquote der Männer unterscheidet
sich auf Basis des PE und auf Basis des ÄHE kaum, in Paarhaushalten ist
sie auf Basis des ÄHE tendenziell sogar höher als auf Basis des PE. Män-
ner in Paarhaushalten sind häufig die Allein- oder Hauptverdiener des
Haushalts. Während ihr PE oftmals ausreichen würde, um sich finanziell
abzusichern, erhöht das Teilen des Einkommens auf Haushaltsebene ihr
Erwerbsarmutsrisiko auf Basis des ÄHE in Paarhaushalten (siehe auch
Corsi et al. 2016).

Frauen sind zwar häufiger teilzeit- und niedriglohnbeschäftigt als Män-
ner, beide Beschäftigungsformen erhöhen das Erwerbsarmutsrisiko je-
doch geschlechtsunabhängig (Hypothesen 1 und 2). Es besteht kein ge-
nereller Geschlechterunterschied hinsichtlich des Erwerbsarmutsrisikos
(Hypothese 3) und kein generell erhöhtes Erwerbsarmutsrisiko in Haus-
halten mit Kindern (Hypothese 4a). Es sind Mütter, die einem erhöhten Er-
werbsarmutsrisiko ausgesetzt sind, sowohl gegenüber kinderlosen Frau-
en (Hypothese 4b) als auch gegenüber Vätern (Hypothese 4c). Das
Erwerbsarmutsrisiko ist umso höher, je mehr Kinder im Haushalt leben. So
bedeutet Mutterschaft nicht nur einen erhöhten Einkommensbedarf (Goer-
ne 2011), sondern wirkt sich auch auf die Erwerbsbiografie der Frauen aus
(Peña-Casas und Latta 2004). Bemerkenswert dabei ist, dass Mütter in
Paarhaushalten auf Basis des PE ein höheres Erwerbsarmutsrisiko auf-
weisen als Alleinerzieherinnen, was mitunter auf ihre erhöhte Teilzeitquo-
te zurückzuführen ist.
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Der Haushaltskontext als Schutz vor Armut ist ambivalent. Einerseits
hilft er lediglich Frauen in Paarhaushalten, Erwerbsarmut mit Hilfe des
Partnereinkommens zu vermeiden, und erhöht damit tendenziell durch
Teilen des Einkommens das Erwerbsarmutsrisiko des männlichen Part-
ners. Andererseits ist dieser Schutz vor Armut risikobehaftet und gilt nur so
lange, wie die Stabilität des Haushalts gegeben ist. Löst sich der Haushalt
auf, finden sich Frauen häufig in einer prekären Situation wieder. Die Ab-
hängigkeit alleinerziehender Mütter von Interhaushaltstransfers verdeut-
licht, dass finanzielle Abhängigkeit über Haushaltsgrenzen hinweg be-
steht. Während weibliche Emanzipation mit der Möglichkeit der eigenen
Existenzsicherung verknüpft ist (Orloff 1993), werden durch Erwerbsar-
mutsmessung auf Basis des ÄHE Abhängigkeitsverhältnisse innerhalb
des Haushalts impliziert und deren genauere Analyse verhindert. Letzt-
endlich zeigt die Analyse, dass der Diskurs über feminisierte Armut nicht
ausschließlich auf Basis haushaltsbasierter Daten geführt werden kann.

Die Erkenntnisse dieses Beitrags basieren auf Querschnittsdaten. Es
besteht weiterhin Bedarf, Erwerbsarmut auf Basis (registerbasierter) Längs-
schnittdaten zu untersuchen, um die Entstehung und die Auswirkungen
von Erwerbsarmut eingehend verstehen zu können. Insbesondere Er-
werbsarmutsrisiken im Erwerbs- und Lebensverlauf anhand bestimmter
Ereignisse zu betrachten, etwa die Geburt des ersten Kindes (Kleven et al.
2020, 2019), Scheidung/Trennung (Cooke et al. 2013; Andreß et al. 2006)
oder der Übertritt in die Pension (Möhring 2018), könnte wichtige Erkennt-
nisse liefern. Obwohl die Analyse auf einem gepoolten Datensatz dreier Er-
hebungsjahre beruht, konnten aufgrund niedriger Fallzahlen weder allein-
erziehende Väter noch Zusammenhänge zwischen Verdienststrukturen in
Paarhaushalten und geschlechtsspezifischen Erwerbsarmutsrisiken sta-
tistisch überprüft werden. Der Zusammenhang zwischen Erwerbsarmuts-
risiko und Beschäftigungsausmaß konnte aufgrund niedriger Fallzahlen
teilzeitbeschäftigter Männer lediglich anhand der Kategorien Teilzeit- und
Vollzeitbeschäftigung untersucht werden, nicht aber anhand geleisteter
Arbeitsstunden. Single-Haushalte wurden als homogene Gruppe behan-
delt, obschon internationale Forschung darauf verweist, dass der Perso-
nenstand das Erwerbsarmutsrisiko beeinflusst (Corsi et al. 2016), und
auch mögliche Unterschiede im Erwerbsarmutsrisiko verschiedener Al-
tersgruppen wurden in der Analyse nicht berücksichtigt. Zukünftige Stu-
dien sollten sich den aufgezeigten Forschungsdesideraten widmen.
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Zusammenfassung

Der Beitrag widmet sich anhand österreichischer EU-SILC-Querschnittsdaten (2017 bis
2019) der Frage, ob und wie sich unselbständig beschäftigte Frauen und Männer hinsicht-
lich ihres Erwerbsarmutsrisikos auf Basis des Personeneinkommens unterscheiden. Dazu
werden auf Basis der individuellen Beschäftigungssituation, des gestaffelten Personenein-
kommens (Erwerbseinkommen, andere Personeneinkommen, anteilige Haushaltseinkom-
men) und haushaltsspezifischer Armutsschwellen Erwerbsarmutsquoten für Frauen und
Männer ausgewiesen. Ausgehend von Überlegungen zur Arbeitsmarktbenachteiligung
und finanziellen Abhängigkeit von Frauen stehen geschlechts- und haushaltsspezifische
Beschäftigungsstrategien, erfasst durch Beschäftigungsausmaß und Lohnhöhe, und de-
ren Konsequenzen für das individuelle Erwerbsarmutsrisiko im Zentrum der Analyse.
Potenzielle Zusammenhänge werden mit Hilfe von Kontingenz- und logistischen Regres-
sionsanalysen überprüft, womit dieser Beitrag neue Erkenntnisse über die haushalts- und
geschlechterspezifische Situation unselbständig beschäftigter working poor in Österreich
liefert. Die Resultate weisen darauf hin, dass Frauen häufiger teilzeit- und niedriglohnbe-
schäftigt sind und in Paarhaushalten mehrheitlich nur einen Zuverdienst zum Haushalts-
einkommen leisten, während Männer überwiegend Allein- oder Hauptverdiener sind.
Frauen sind stärker als Männer auf Einkommenskomponenten jenseits des eigenen
Erwerbseinkommens angewiesen, um Erwerbsarmut zu vermeiden. Aber nicht Frauen per
se, sondern ausschließlich (die überwiegend teilzeitbeschäftigten) Mütter sind gegenüber
Männern einem erhöhten Erwerbsarmutsrisiko ausgesetzt. Könnten Mütter nur auf ihr
Erwerbseinkommen oder andere Personeneinkommen zurückgreifen, wäre mindestens
jede Zweite von ihnen working poor.

Abstract

This paper addresses the question of whether and how employed women and men differ
in their in-work poverty risk based on personal income, using Austrian EU-SILC cross-sec-
tional data (2017–2019). To this end, in-work poverty rates for women and men are shown
based on their individual employment situation, their personal income (earned income,
other personal income, pro-rata household income) and household-specific poverty
thresholds. Considering the labour market disadvantages and financial dependency of
women, the analysis focuses on gender- and household-specific employment strategies,
captured by working hours and wage levels, and their consequences for the individual in-
work poverty risk. Potential associations are tested using contingency and logistic regres-
sion analyses, thereby providing new insights into the household- and gender-specific situ-
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ation of the working poor in Austria. Results suggest that women are more likely to be
employed part-time and on low wages and that in couple households the majority only sup-
plement household income, while men are predominantly the sole or main breadwinners.
Women tend to rely more than men on income components beyond their own earned
income to avoid in-work poverty. However, it is not women per se, but (the predominantly
part-time employed) mothers who are exposed to an increased in-work poverty risk com-
pared to men. If mothers could only rely on their personal income, at least half of them
would be working poor.

Schlüsselbegriffe: Österreich, Berufstätigkeit, Niedriglohn, Armut, Ursache, Sozialpolitik.
Keywords: Austria, Employment, Low Wage, Poverty, Social Policy
JEL-Codes: I3, J3
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The Implications of Monetary Union
for Income Inequality:

An Empirical Assessment
Florentin Kerschbaumer, Andreas Maschke

Promises of economic convergence and material prosperity have been
reliable companions of the European integration process, also accompa-
nying the creation of economic and monetary union (EMU) and the intro-
duction of the euro. Headline GDP figures support this narrative. During
the first decade of the common currency, periphery countries grew faster
on average than their peers from the core. This convergence between
countries, however, masked differing convergence processes within coun-
tries. While periphery countries broadly observed reductions in income in-
equality levels during this period, core countries experienced increases.
Table 1 summarises this trend, displaying average real GDP growth and
after-tax Gini figures at the beginning of monetary union in 1999 and at the
end of its first decade in 2008, coinciding with the Global Financial Crisis,
for selected euro area countries.

While studies analysing the effects of monetary union on growth and
inter-country convergence abound (Barrell et al. 2008; Drake and Mills
2010; Fernández and García Perea 2015), empirical research investigat-
ing the consequences of EMU for within-country convergence – that is in-
equality – are scarce.

This is in spite of a growing awareness of the negative economic and so-
cietal effects of inequality (Pickett and Wilkinson 2010; Piketty 2014; van
der Weide and Milanovic 2018). Against this backdrop, the present article
provides an empirical assessment of the within-country inequality implica-
tions of the first decade of monetary union.

From a theoretical perspective, there are several channels through
which monetary union can be expected to impact income inequality. These
do not necessarily pull in the same direction, highlighting the need for em-
pirical evaluation. First, through intensifying trade and technology ties be-
tween countries, economic and monetary integration can be argued to af-
fect inequality developments by changing relative factor prices and remu-
nerations (Acemoglu 2002; Krugman 2008). Second, the financialization
literature stipulates that deeper financial integration tends to increase in-
equality by increasing capital’s bargaining power over labour (Kohler et al.

537

47. Jahrgang (2021), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft



2019). Third, the interplay of national institutional frameworks and the
EMU’s institutional architecture has enabled member countries to pursue
distinct growth regimes (Johnston and Regan 2016), entailing variegated
outcomes for inequality (Matthijs 2016).

Table 1: Average real GDP growth and after-tax Gini, selected euro
countries

Avg. real GDP
growth After tax Gini

1999–2008 1999 2008 %-change

Austria 2.31 26.7 27.9 4.5

Belgium 2.16 26.3 25.3 –3.8

Finland 3.17 24.5 25.3 3.3

Germany 1.54 25.7 28.5 10.9

Netherlands 2.21 24.5 26.5 8.2

Core 2.28 25.5 26.7 4.7

Greece 3.56 33.8 32.6 –3.6

Ireland 4.92 31.5 29.5 –6.3

Italy 1.20 33.1 32.6 –1.5

Portugal 1.38 33.6 33.9 0.9

Spain 3.48 30.9 32.0 3.6

Periphery 2.91 32.6 32.1 –1.5

France 1.90 27.9 28.8 3.2

Source: GDP growth rates taken from Penn World Tables. After tax Gini data taken from
SWIID, values scaled between 0 and 100.
Note: France listed separately as it is not part of either country group.

This paper contributes to the handful of empirical studies assessing the
relationship between monetary union and within country household in-
come inequality. While insightful, the existing panel econometrics-based
literature has shortcomings in their respective identification strategies or is
not able to fully take country heterogeneity into account. Some studies, for
example, rely on a lagged explanatory variable GMM-IV methodology
(Arestis and Phelps 2018; Cesaroni et al. 2019), an approach which has
been criticised for the assumptions required to exogenise the endogenous
explanatory variables (Reed 2015; Bellemare et al. 2017). By measuring
EMU through a dummy variable (Bertola 2010; Bouvet 2010) or not includ-
ing a comparison or control group in their sample (Bertola 2010; Bouvet
2010; Cesaroni et al. 2019), other studies do not account for the possibly
variegated effects of monetary union on inequality and lack a comprehen-
sive set of counterfactuals. By using the synthetic control method – a
quasi-experimental technique for counterfactual analysis – Bouvet (2021)
mitigates some of these concerns. A drawback of her study is that she re-
lies on a short pre-intervention period to construct her counterfactuals. For
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a robust synthetic control estimation, however, having a long pre-treat-
ment period is important (Abadie 2021).

Like Bouvet (2021), we employ the synthetic control method to test the
effects of monetary union on within-country income inequality. We find the
introduction of the euro to have had pronounced effects on inequality de-
velopments in Germany and Spain, increasing inequality in the former,
while reducing it in the latter. We see our results in line with the growth re-
gime channel (Matthijs 2016): Pursuing an export-led strategy, Germany
suppressed wages to boost exports and dampen imports, entailing nega-
tive repercussions for its income distribution. Spain, on the other hand, en-
gaged in a debt-fuelled consumption and real estate boom with beneficial
consequences for wage growth, hence lowering inequality. We report in-
significant results of euro adoption on inequality for four other euro area
member states for which we were able to construct valid counterfactuals.1

The remainder of the paper is structured as follows: Section 1. discusses
the different theoretical channels through which economic integration can
impact on inequality. Section 2. reviews the relevant empirical literature.
Section 3. introduces the synthetic control methodology and discusses its
advantages and disadvantages over panel econometrics-based ap-
proaches. Section 4. outlines the data used in the empirical analysis and
section 5. presents and discusses the estimation results. Section 6. con-
cludes the paper.

1. Different channels explaining the effects of EMU
on inequality

Before turning to our empirical analysis, this section outlines the theoreti-
cal motivation behind our research question. We identify four channels in
the literature through which economic integration and thus EMU can be ar-
gued to affect within-country household inequality: a trade, technology,
financialization and a growth regime channel. The trade and technology
channels both affect inequality through changing relative factor prices. The
financialization channel focuses on changes in the power relations be-
tween capital and labour to explain inequality trends. The growth regime
channel, finally, points to the interplay between national and EMU level in-
stitutions as the driving forces behind inequality movements.

In our research, we are primarily concerned with first order market ef-
fects of economic integration on inequality and leave considerations about
the interaction between different welfare state regimes and economic inte-
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gration for future research. We therefore focus on the Gini index for market
income, as opposed to the Gini for post-tax and post-transfer income.

We discuss these four channels and their plausibility in the context of
EMU below, starting with the trade channel.

The trade channel

As the pinnacle of European economic integration, the EMU has further
deepened trade ties between euro area member states. In a Heckscher-
Ohlin framework, the Stolper-Samuelson theorem (Stolper and
Samuelson 1941) holds that international trade will lead to specialisation
according to relative factor abundance; entailing relative wage increases
for skilled workers vis-á-vis unskilled workers in advanced, skilled labour
abundant countries and relative wage increases for unskilled workers vis-
á-vis skilled workers in unskilled labour abundant countries (see Krugman
2008 for a more contemporary context). It thus predicts trade to increase
inequality in skilled labour abundant countries, while decreasing it in un-
skilled labour abundant countries. Its usefulness for analysing the EMU
context might, however, be limited. Not only have core assumptions of the
theorem – full employment and international factor immobility – been vio-
lated for some time. But EMU countries also all belong to the same country
group of advanced economies, impeding a clear delineation between
skilled and unskilled labour abundant countries. Subsequent contributions
to trade theory have highlighted the possibility of offshoring causing an
overall increase in inequality given that the offshored activities are consid-
ered high skill in the destination country (Feenstra and Hanson 1996).
Mapped onto the EMU context, the aforementioned problem of country
group homogeneity remains, however.

The technology channel

A popular argument advanced by neoclassical economics to explain ris-
ing wage inequality since the 1980s relates to skill biased technological
change. The basic tenant of this hypothesis is that recent technological ad-
vances – instead of being factor neutral – have favoured skilled labour
over unskilled labour, leading to a wage premium for skilled workers,
thereby driving wage inequality (see Acemoglu 2002 for an overview and
Card and DiNardo 2002 for a critical assessment). As far as trade also
leads to a diffusion of technologies across countries, trade integration can
therefore be argued to increase inequality in technology-importing coun-
tries. Thus, by increasing the diffusion of technology through trade, the
EMU could be argued to affect inequality. Empirical support for this hy-
pothesis appears to be mixed, however (compare, for example, the results
in Jaumotte et al. 2013 and Stockhammer 2017).
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The financialization channel

While both the trade and technology channels see inequality develop-
ments driven by changes in relative factor prices, the financialization chan-
nel points to changes in the power relations between labour and capital as
driving inequality trends, for example by increasing exit options of capital
or incentivising shareholder value maximization practices (Kohler et al.
2019). Several econometric studies investigating the effects of financiali-
zation on the wage share (the functional income distribution), find both sta-
tistically and economically significant negative effects on inequality (see
the literature summarised in Table 1 in Kohler et al. 2019).

Since EMU has not only intensified trade but also financial integration
amongst member countries, it is a priori not unreasonable to assume that
this has also contributed to inequality developments in the common cur-
rency area. In this case we would expect a uniform negative effect across
euro countries. This expectation is, however, at odds with the variegated
inequality trends observed in the descriptive statistics outlined in the intro-
duction, where we note a tendential decline of inequality in periphery coun-
tries and an increase in core countries.

The growth regime channel

Finally, the growth regime channel identifies the interplay between na-
tional and EMU institutions as an explanation for inequality movements in
euro countries (Matthijs 2016). Entering a monetary union enabled partici-
pating countries to pursue different growth models, each of them relying on
different components of aggregate demand (Johnston and Regan 2016;
Hall 2018). On the one hand, EMU core countries, with Germany as the ar-
chetype, engaged in an export-led growth strategy, relying on successful
wage suppression throughout the economy and low inflation, keeping do-
mestic demand in check. By restraining wage growth of large segments of
the economy, such a strategy can lead to increases in inequality. EMU pe-
riphery countries on the other hand, engaged in a debt-fuelled and con-
sumption-led growth strategy. The specific forms of this type varied, with
countries like Greece more reliant on public debt, while Spain, for exam-
ple, saw sharp increases in private debt accompanied by a real estate bub-
ble (Nölke 2016).2 Especially this latter variant, by relying on mass con-
sumption and growth in low skill-intensive sectors like the construction
industry, can be argued to reduce inequality. As the case of Italy exempli-
fies, there are also countries that failed to adopt a successful growth strat-
egy under the euro (Baccaro and Pontusson 2016).3 Taken together, we
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would thus expect the growth regime channel to lead to different inequality
trajectories in different countries, with inequality increasing in core coun-
tries, decreasing in periphery countries and limited effects in countries that
failed to successfully adopt a growth strategy. This pattern is reflected in
the descriptive statistics provided in the introduction.

As this section has highlighted, the overall impact of European economic
integration on within country income inequality is a priori unclear from a
theoretical perspective. The different channels identified predict at times
opposing tendencies. On the one hand, the financialization and the tech-
nology mechanism imply on average negative effects of closer economic
integration for within-country inequality. The implications of the trade chan-
nel for the income distribution, on the other hand, depend on the country in
question and its respective factor endowments. With all EMU countries be-
longing to the group of advanced economies its application is, however,
impeded in this context. Finally, the growth regime channel predicts varie-
gated impacts of EMU on inequality, depending on the country’s growth
strategy. Having discussed theoretical considerations in this section, we
now turn to a survey of the existing empirical literature on the EMU-in-
equality nexus.

2. EMU and inequality: some empirics

Arestis and Phelps (2018), Bertola (2010), Bouvet (2010; 2021) and
Cesaroni et al. (2019) are the available empirical studies that explicitly
analyse the relationship between European economic integration and in-
equality. Before proceeding with our own analysis, we will briefly review
these studies and their findings, as well as outline the gaps in the empirical
literature where we seek to contribute.

The two earliest contributions on this topic are Bertola (2010) and Bouvet
(2010). Bertola analyses a balanced panel dataset of the EU15 member
states (without Luxembourg) over the period 1995–2005, using two-way
fixed effects estimation. Euro adoption is modelled using a dummy vari-
able. His results indicate that monetary union led to a slight increase in in-
come inequality. While being the first study to analyse EMU’s impact in in-
equality, Bertola’s empirical analysis also has a couple of limitations which
later contributions sought to address: his study analyses a limited
counterfactual (only EU member states are included) and has a short time
span of estimation. Furthermore, estimating a uniform effect does not
allow for heterogeneity between country groups. Finally, identification
rests on the assumption that using two-way fixed effects is sufficiently able
to deal with endogeneity concerns and that inequality trends between euro
countries follow a parallel trend. Bouvet (2010) looks at another angle of
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inequality by examining the implications of EMU using interregional in-
equality of GDP-per-capita instead of country level Ginis. Her analysis fo-
cuses on 197 NUTS2 regions (within EU15 sans Ireland and Luxembourg)
over the period 1977–2003. She employs a country fixed effects specifica-
tion and finds that monetary union has worsened regional disparities in
poorer countries while reporting insignificant effects for richer countries
within the euro area. Bouvet likewise uses a dummy variable to measure
EMU effects on inequality. Her results are thus not directly comparable to
our and other contributions to the literature as interregional and country-
level household income inequality need not be perfectly correlated. Both
Bertola’s (2010) and Bouvet’s (2010) estimation strategy do not include
counterfactual comparators outside the EU.

The most methodologically sophisticated attempt to estimate the in-
equality dynamics of monetary union has been undertaken by Arestis and
Phelps (2018). They analyse a sample of 34 countries (19 EMU, 6 EMU
candidate, and 10 non-EMU countries, 7 of which are outside the EU) over
the period 1970–2013. The estimation strategy consists of (i) two-way
fixed effects, (ii) dynamic lagged dependent variable panel, (iii) iteratively
reweighted least squares, and (iv) GMM-IV using lagged explanatory vari-
ables as instruments. They measure monetary union through different
dummies that delineate the stages of euro introduction as well as including
a rich set of covariates. Their analysis finds that the overall effect of euro
adoption has been to decrease inequality. Moreover, they find the results
to be strongest for periphery countries (in Eastern and Southern Europe)
and non-significant for core countries. Their results are driven by the
dampening effect of trade on inequality, partially supporting the predictions
of the Stolper-Samuelson theorem. To alleviate endogeneity concerns the
authors use lagged explanatory variables to instrument for their contempo-
raneous counterparts. While this approach is common in the literature it
has also been criticised for the assumptions required to sufficiently
exogenise the endogenous explanatory variables (Reed, 2015; Bellemare
et al., 2017). For example, their lagged financial-openness indicator (the
Chinn-Ito index) could influence inequality not only through its direct effect
on contemporaneous financial openness (which implies exogeneity) but
also through indirect intertemporal effects on inequality. One can reason-
ably assume that last year’s financial-openness affects this year’s inequal-
ity, even though this year’s financial-openness might have changed. Thus,
Arestis and Phelps’s results (2018) require somewhat restrictive assump-
tions on the data-generating process to hold.

Cesaroni et al. (2019) likewise use a GMM-IV (lagged explanatory vari-
able) estimation technique to investigate the determinants of income in-
equality in twelve euro countries spanning the period 1980–2015. While
not directly estimating the effect of monetary union, the authors use trade
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and financial openness indicators to proxy the effect of European integra-
tion. Their results suggest that the integration process has had different ef-
fects for core and periphery countries with inequality declining in core and
increasing in periphery countries. This result is mostly driven by southern
periphery countries. The main drawback of their analysis is that it encom-
passes euro countries only, thereby not providing a counterfactual. The
concerns over successful identification using GMM-IV outlined above
apply here as well.

In a recent paper, Bouvet (2021) uses the synthetic control method to es-
timate the effect the euro introduction had on adopting countries. Broadly
speaking, her results suggest that entering a currency union has exacer-
bated gross-income inequality while at the same time reducing net-income
inequality. Bouvet argues that this decline in net-income inequality was
achieved because lower interest rates following the start of monetary
union aided countries in the financing of their welfare programmes. Using
the synthetic control method, Bouvet’s study mitigates some of the prob-
lems of the empirical strategies employed in the papers discussed above.
The method is designed to deal with the lack of a counterfactual and pro-
vides a non-parametric framework for quasi-experimental analysis requir-
ing only limited assumptions. Probably the main drawback of Bouvet
(2021) is the short pre-intervention period of seven years, starting the
training period only in 1992. As noted by Abadie (2021), a long pre-treat-
ment period is important to limit the bias of the synthetic control estimator.
In their seminal contributions, Abadie and Gardeazabal (2003), Abadie et
al. (2010) and Abadie et al. (2015), use pre-intervention periods of 18 to 30
years, for example. Moreover, the Maastricht treaty, which set out the insti-
tutional framework of what would become the Eurozone, was signed in
1992. Thus, a training period starting in 1992 also suffers from potential
anticipation effects in constructing the synthetic controls. If the effects of
euro introduction are anticipated before its formal introduction in 1999,
then the synthetic control constructed on pre-intervention data will already
measure some of the treatment effect. Although Bouvet (2021) includes a
discussion of in-time placebos to account for this, the lack of training data
preceding the potential onset of anticipation effects call into question the
validity of this robustness check. Finally, Bouvet (2021) also includes both
the Global Financial Crisis and the euro crisis in her post-intervention pe-
riod. This can be problematic if these two events represent a structural and
or asymmetric shock to countries in her donor pool (Abadie et al. 2015). In
particular, the Global Financial Crisis is arguably a separate treatment by
itself with the potential to amplify and or reverse the inequality effects of
euro adoption. Evaluating the euro’s inequality effects up until the mid-
2010s measures the treatment effects of both monetary union and the
GFC, thus hampering clear identification.
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The empirical literature surveyed above paints an inconclusive picture of
the consequences of economic integration for inequality. This is due to the
different samples (both time and countries) as well as methodological ap-
proaches employed. Furthermore, for the majority of the empirical contri-
butions there are concerns regarding clear identification of the effect of
euro adoption on inequality. They either do not provide a counterfactual
(Bertola 20104; Cesaroni et al. 2019) or insufficiently deal with endo-
geneity of the EMU effect and omitted variable bias (Bouvet 2010; Arestis
and Phelps 2018). Using GMM-IV with lagged explanatory variables as in-
struments does not, in our view, automatically and sufficiently tackle the
problem of simultaneity. The synthetic control method we employ in this
paper can mitigate these endogeneity concerns. It is designed to deal with
the lack of a counterfactual and provides a non-parametric framework for
quasi-experimental analysis requiring only limited assumptions. While
Bouvet (2021) also uses this method, her short training period raises con-
cerns over the validity of her estimation.

3. Methodology

To perform our analysis, we use the synthetic control method for com-
parative case studies, pioneered by Abadie and Gardeazabal (2003) and
extended by Abadie et al. (2010, 2015). We briefly summarise its key con-
cepts in this section.

The synthetic control method compares the dependent variable, coun-
try-level income inequality in our case, of the country of interest to an artifi-
cially constructed counterfactual. This ‘synthetic’ control unit is con-
structed using a convex combination of control countries (the ‘donor pool’)
that best resembles the treatment unit before the intervention takes place,
using data on both the outcome variable as well as a set of covariates that
correlate with the outcome variable. The trajectories of the outcome vari-
able for the treatment country and the synthetic control can then be com-
pared to assess the effect of the treatment5.

The method has previously been used to analyse EMU’s effect on GDP
per capita (Férnandez and Perea 2015) and real exchange rates (El-Shagi
et al. 2016), the impact of the Stability and Growth Pact on member states’
government debt (Köhler and König 2015), the economic benefits of the
EU (Campos et al. 2014), the effect of EMU on current account balances
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4 Bertola (2010) only includes three non-euro countries (Denmark, Sweden, and the UK)
in his sample.

5 We omit a detailed formal description of the synthetic control method which can be found
in Abadie et al. (2010).



(Hope 2016), as well as the effect of the euro on income inequality (Bouvet
2021).

An appealing feature of the synthetic control method is that it combines
the advantages of comparative case studies with a data-driven approach
to selecting and constructing the counterfactual. This creates a quasi-ex-
perimental setting, which lends itself to the estimation of causal treatment
effects. A drawback of the method is that it does not allow for the
disaggregation of overall effects into different channels.

As the synthetic control method does not lend itself to classic methods of
statistical inference, we employ so-called in-space placebos to assess the
validity of our findings (Abadie 2021). This procedure randomly reassigns
the treatment to units from the donor pool and compares them with their
optimal synthetic control unit (constructed using the other donor pool
units). Similarly large results of the synthetic control estimation for the pla-
cebo treatments would indicate that the observed effects for the real treat-
ment unit are not due to the treatment effect. This allows for the construc-
tion of p-values, as exposing all donor units to the treatment will generate a
distribution of intervention effects against which the true synthetic control
estimate can be compared.

There have been a number of methodological advancements in the syn-
thetic control literature in recent years. Ben-Michael et al. (2021), for ex-
ample, present an augmented synthetic control estimator that allows for
the creation of synthetic units outside the convex hull of control cases. We
incorporate this extension as a robustness check to our baseline model.
On the other hand, the generalized synthetic control method (Xu 2017)
and the bias corrected synthetic control inference (Chernozhukov et al.
2021) are not relevant to our study as they either place strong assumptions
on the data-generating process or require both larger T and N than our
sample permits.

4. Data

To conduct the estimations, we use a balanced, yearly panel dataset
running from 1975–20076. The outcome variable is market household in-
come inequality, as measured by the before-tax Gini coefficient. The out-
come variable data stems from the Standardized World Income Inequality
Database SWIID (Solt 2020). Comparable cross-country inequality data of
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6 We restrict our estimation period to 2007 as this represents nine years after the introduc-
tion of the euro and should thus be able to capture most of the effects this has had on
inequality. Extending the sample beyond that would increase the likelihood of other
policy changes or economic events – like the Global Financial Crisis – affecting inequa-
lity and would thus dilute any potential euro effect.



this kind is not without its drawbacks (see the 2015 special issue of the
Journal of Economic Inequality for a review of cross-country inequality
data), but for the country groups we use in our analysis the SWIID appears
to provide reasonably reliable data. The criticisms levelled against the use
of SWIID (Jenkins 2015) mainly apply to inequality data for developing
economies. As our baseline estimations use data from OECD economies
these concerns are mitigated in our setting.

In addition to income inequality, we use a number of covariates of in-
equality to estimate the synthetic controls. Our choice of covariates is in-
formed by some of the existing empirical literature investigating income in-
equality (Carey and Horiuchi 2013; Stockhammer 2017; Arestis and
Phelps 2018, Hartwell et al. 2019). We use real GDP per capita, a coun-
try’s overall population as well as population density, the employment rate
(of the working age population), trade openness, the share of adults who
have completed (i) secondary and (ii) tertiary education, the degree of fi-
nancial market openness, the capital stock as a share of GDP, the govern-
ment consumption share of GDP and the share of labour compensation
over GDP. The data on covariates comes from the Penn World Tables
(GDP, employment rate, trade openness, government share, labour
share)7, the Barro-Lee education database (secondary and tertiary educa-
tion)8, the United Nations World Population Prospects (population and
population density),9 and the Chinn-Ito database (Chinn and Ito 2008) (fi-
nancial market openness)10.11

To deal with missing observations for covariates we linearly interpolate
missing values if we have observations for both the year preceding and the
year following the missing value. Observations with missing values at ei-
ther the beginning or the end of the dataset are dropped. As a result, we
obtain a balanced panel dataset running from 1975 until 2007 with 34
countries, containing 8 potential treatment countries and 26 potential con-
trols. Data limitations prohibited us from going back longer in time, as this
would have further restricted our sample of treatment countries12. While
the synthetic control literature often restricts the donor pool to countries
that are geographically close to the treatment country, we opt for a less re-
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7 https://cran.r-project.org/web/packages/pwt9/pwt9.pdf
8 http://www.barrolee.com/
9 https://population.un.org/wpp/Download/Standard/Population/
10 http://web.pdx.edu/~ito/Chinn-Ito_website.htm
11 As discussed in Section 1 above, the financialization literature highlights labour power

as an important determinant of income inequality (Kohler et al. 2019). We therefore also
include a measure of union density, taken from the OECD’s / AIAS’ ICTWSS database,
as a covariate in one of our robustness checks conducted in Section 5 below.

12 Shortening the pre-treatment period by five years (and starting the panel dataset in
1980) does not increase the number of treatment countries for which data is available
while also not significantly expanding the list of countries available for the donor pool.



stricted donor pool of OECD countries to increase the likelihood that the
synthetic units match the covariates of the treatment units (El-Shagi 2016).
As an additional robustness check we rerun the estimations using an ex-
panded control sample of 34 upper-middle income countries, using the
World Bank’s upper-middle income country GDP threshold.

5. Results

Having outlined the synthetic control method and the data we use in the
previous sections, this section presents and discusses the results of our
analysis. Given data availability constraints, we conduct estimations of the
effect of euro adoption on inequality for Finland, France, Germany,
Greece, Italy, Ireland, Portugal, and Spain. Although this is only a subset
of euro countries, it presents a wide range of different types of political
economies in Europe with different levels of income and economic devel-
opment, and different regimes governing capital and labour markets, taxa-
tion, and welfare states (Esping-Andersen 1990).

One of the crucial assumptions for the synthetic control method to work
is that the pre-treatment trajectory of the synthetic unit closely resembles
the trajectory of the actual unit (Abadie et al. 2015). Only then can a diver-
gence of post-treatment trajectories be truly interpreted as representing
the results of the treatment. The pre-treatment mean squared prediction
error (MSPE) can be used as a metric to quantify the difference between
the treatment unit and its synthetic control. Too large an MSPE suggests
that the synthetic control unit does not track the pre-treatment unit closely
and invalidates the results. We follow Abadie et al. (2010) in using 2 as a
threshold for the MSPE. Table 3 summarizes the MSPE for each of the
treatment countries. The synthetic control method is able to sufficiently
track the pre-treatment trajectories of all treatment countries except for

Table 2: Pre-treatment MSPE for treatment countries

Country MSPE MSPE below 2

Finland 0.31 TRUE

France 1.29 TRUE

Germany 0.23 TRUE

Greece 2.67 FALSE

Ireland 0.24 TRUE

Italy 0.73 TRUE

Portugal 3.66 FALSE

Spain 0.31 TRUE

Note: The MSPE was calculated over the pre-treatment period of 1975–1998.
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Figure 1: Path plots for treatment units

Note: Trajectory of Gini index of market income (0–100 scale) for treated (solid) and syn-
thetic units (dashed).
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Greece (MSPE of 3.28) and Portugal (MSPE of 3.66). To err on the side of
caution we exclude both Greece and Portugal from the results discussion.

Table A1 in the Appendix gives the weight of the control countries mak-
ing up each of the synthetic units for the treatment countries (including only
countries with nonzero weights). In addition, Table A2 gives the relative
importance of each of the covariates used to estimate the synthetic control
units.

The results of the comparison between the treated units and their syn-
thetic controls are presented in Figure 1 which shows the trajectories of the
treated unit (solid line) and its synthetic control (dashed line) for the en-
tirety of our dataset. The vertical line represents the onset of the treatment,
the introduction of the euro in 1999. An effect on inequality exists if the tra-
jectory of the treatment and synthetic control lines diverge considerably
thereafter.

To be able to gauge the significance of the effect of EMU treatment on in-
equality in our sample, we rely on the use of placebo tests for each of our
treatment units (Abadie 2021). As discussed in the methodology section,
in-space placebos artificially reassign the treatment (introduction of the
euro) to each of the control countries in the donor pool. Subsequently, we
estimate an additional synthetic control unit for each of the control coun-
tries. Each control unit and its new synthetic control is then compared by
computing the post/pre-MSPE ratio, i.e. the ratio of the effect size after
treatment (the MSPE from 1999–2007) to the goodness of the fit of the
synthetic control before treatment (the MSPE from 1975–1998). This pro-
cedure ensures that the post-treatment effect is weighted by the goodness
of fit of the synthetic control and reduces the effect of random deviations.
We therefore obtain a distribution of effect sizes for an artificial treatment.
Only if the effect size for the actually treated unit (e.g. France) is sufficiently
larger than the average of the effect sizes for each of the artificially treated
control countries can we reject the null hypothesis of no effect of euro

Table 3: p-values of placebo tests for treatment countries

Country MSPE MSPE below 2

Finland 0.18* 2/11

France 0.54* 6/11

Germany 0.09* 1/11

Ireland 0.18* 2/11

Italy 0.73* 8/11

Spain 0.09* 1/11

Note: * denotes the test being significant at the 10% level. Note that due to the discrete
nature of the testing procedure (comparing ranks), the minimum p-value that can be achie-
ved is 0.09 as the sample size of the donor pool is 11.
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adoption on inequality. Figures A2–A9 in the appendix show the distributi-
on of results of the placebo tests. In-space placebos also allow for the cal-
culation of p-values (Abadie 2021) which simply represent the relative rank
of the post/pre-MSPE of the treated country versus all other countries in
the donor pool. Table 3 provides the results of these placebo tests.

Discussion of cases

For Finland, France, Ireland, and Italy there is no clear significant effect
of monetary union on inequality. (i) The synthetic control unit of France is
below pre-euro inequality of real France in the 1980s and moves above it
in the mid-1990s, about 5 years before the euro was introduced. The gap
between the synthetic and real unit therefore already exists at the time of
treatment and cannot be attributed to the euro. Concurrently, France’s p-
value from the placebo test is at 0.54, making rejection of the null hypothe-
sis of no effect of monetary union on inequality unlikely. (ii) In the case of
Ireland, the synthetic unit tracks real Ireland well but also overshoots in-
equality of the real unit in the years preceding treatment. The gap between
the synthetic and real unit narrows after EMU introduction and disappears
by about 2004. Although Ireland has the lowest p-value among the cases
where we do not find significant effects (0.18), the magnitude of the effect
is too small to be of economic significance. (iii) For Italy, the synthetic unit
is able to track the U-shaped curve of inequality in real Italy in the 1980s
and 1990s with only a slight divergence of the two units in the 1980s. Euro
introduction appears to show a slight effect with inequality in real Italy ex-
ceeding its synthetic counterpart. However, a very high p-value (0.73)
makes attribution of a significant effect impossible. (iv) The case of Finland
looks promising. Not only does the synthetic unit track real Finland well be-
fore the euro was introduced but there is also a noticeable divergence be-
tween the two after the start of monetary union. However, the gap starts to
emerge about two years before the treatment and the overall effect also
does not seem particularly pronounced. This conclusion is bolstered by a
p-value of 0.18.

The strongest results are visible for the case of Germany. The tracking of
the synthetic unit is very good (MSPE of 0.23) and the introduction of the
euro coincides with a very clear divergence of the real and synthetic units.
From 1999 onwards inequality of real Germany soars by about 4 Gini per-
centage points compared to its synthetic counterpart. This is a clear indica-
tion of the effect monetary union had on inequality in Germany. While
many idiosyncratic policy changes occurred in Germany during the 1990s
and 2000s none of them coincide this clearly with the divergence in in-
equality between the synthetic and real unit as the beginning of the cur-
rency union: German reunification, which could arguably effect income in-
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equality simply due to the fact that Eastern Germany was significantly
poorer than Western Germany at the time of reunification, went into effect
in 1990 already. The ability of synthetic Germany to track real German in-
equality up until 1999 negates any effect of German reunification on these
results. In a similar vein, the far-reaching social policy reforms in Germany
(“Agenda 2010”) only started in late 2003 and did not come into full effect
until 2005. The divergence between synthetic and real Germany clearly
precedes this. The significance of these effects is corroborated by a p-
value of 0.0913.

We also observe significant results for the case of Spain. While the track-
ing of the synthetic unit is less accurate than in the case of Germany, syn-
thetic Spain still tracks real Spain quite well (MSPE of 0.31) with slight di-
vergences in inequality around 1990 and 1995. The two units converge
just before the treatment period, however. Following the start of monetary
union, we see a clear trend of decreasing inequality in Spain compared to
its synthetic unit, culminating in a difference of about 3.5 percentage points
between real and synthetic Spain by 2004. There is no policy event of a
significance similar to the adoption of the euro happening in Spain at the
end of the 1990s that could explain this effect. Just as with Germany, the p-
value for Spain stands at 0.0914.

Overall, from the four channels outlined in section 1, we see our results
as lending most support to the growth model perspective. As argued by
Matthijs (2016), the interplay between member states’ and EMU’s institu-
tional infrastructure fostered divergent inequality trends in core and periph-
ery countries. By fixing exchange rates, monetary union allowed the ex-
port-oriented political economies of the core to capitalise on their abilities
to restrain wage growth in their economies. Labour’s restraint benefitted
capital, which saw its share in GDP increase during this time15, widening
inequality. For peripheral political economies, on the other hand, the intro-
duction of the euro heralded a decade of on average high growth, driven
by a debt-fuelled expansion of domestic demand. Employment growth and
rising wages were the consequences, entailing falling levels of inequality.

The other channels discussed in section 2 are less convincing in explain-
ing the trajectories of inequality in Spain and Germany. We would expect
both the financialization and the technology channel to lead to overall in-
creases in inequality, which is at odds with the developments in Spain. And
while the Stolper-Samuelson theorem (Stolper and Samuelson 1941) can
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14 Again, coinciding with the highest ranking in the pre/post-MSPE ratio.
15 According to AMECO data, the adjusted wage share of core countries fell by 3.7 percent

during the first decade of EMU (1999–2008).



in principle account for differential effects on inequality, it can be ques-
tioned whether its application to this western European context is appropri-
ate. Not only do both Germany and Spain belong to the group of advanced
economies, but the validity of key assumptions of the theorem – full em-
ployment and factor immobility – also cannot be upheld.

The growth model perspective also helps to explain why we fail to find an
effect of monetary union on inequality for Finland, France, Ireland, and
Italy – that is, why we cannot reject our H0 for these countries.

In the case of Finland, we do observe a slight exacerbating effect of EMU
introduction on income inequality. This result is in line with expectations as
Finland is usually classified as an export-driven economy (Nölke 2016).
However, the size of the effect is significantly smaller than in the case of
Germany. Two factors explain this divergence: First, while maintaining a
current account surplus throughout, Finland simultaneously had high
wage growth throughout the 1990s and the 2000s, making its growth
model less dependent on exports and more reliant on domestic consump-
tion. This in turn weakens the effect the euro had on exacerbating inequal-
ity. Second, Finland suffered a severe financial crisis in the early 1990s.
The strong rebound effect observed during the late 1990s coincides with
the introduction of the euro, thus blurring its potential effect of increasing
inequality.

We observe similarly ambiguous results for France. This comes as no
surprise as the literature on comparative capitalism classifies France as fit-
ting neither fully into the export-led nor the consumption-led growth model.
In particular, France is characterized by both a large domestic non-traded
sector as well moderate wage settlements engineered by the state
(Johnston and Regan 2016).

Just as with Finland, the results for Ireland point in the right direction. The
Post Keynesian literature normally classifies Ireland as a debt-led country
(Stockhammer 2016; Kohler and Stockhammer 2021), with the compara-
tive capitalism literature seeing it as more of a borderline case (Johnston
and Regan 2016; Nölke 2016). We would thus expect inequality in syn-
thetic Ireland to overshoot real Ireland, which is indeed what we observe. A
major problem for our estimation, however, is that the Good Friday Agree-
ment, which ended decades of violence and terror across the island of Ire-
land, was signed in 1998, just a year prior to the start of monetary union.
Such major events coinciding with each other makes it very difficult to
credibly disentangle their effects on our outcome variable. We still report
our results for Ireland for the sake of completeness but would advise for
caution in their interpretation.

Finally, it is also not surprising that we fail to find a substantial effect of
the introduction of the euro on inequality developments in Italy. Italy’s GDP
growth performance has been poor since the start of monetary union, av-
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eraging a meagre 1.2 per cent during the first decade of the euro, com-
pared with 2.1 per cent for the euro area. Italy failed to adopt a successful
growth strategy under the euro and hence we also find no effect of its
adoption on inequality developments there.

While we do not find a significant impact of monetary union on inequality
for Finland, France, Ireland, and Italy we do observe fairly large (between
3 and 4 percentage points) effects on inequality in the two archetypical
cases for each growth model, Germany, and Spain. As expected, the intro-
duction of the euro leads to higher inequality in the export-oriented growth
model of Germany whereas it lowered inequality in the debt-oriented
growth model of Spain.

Robustness checks

We conduct several robustness checks. First, we re-estimate our model
using an extended donor pool of 34 upper-middle income and high-income
countries16 for all countries in our sample.17 We use the same covariates
and time periods to estimate these results. The results broadly correspond
to that of the baseline model with a restricted donor pool. Figure A10 in the
Appendix gives detailed results. For all countries we observe a similar sign
and size of the effect as for the restricted control pool, increasing confi-
dence in our results.18

We also rerun our model using the Augmented Synthetic Control Method
(ASCM) developed by Ben-Michael et al. (2021). While the standard syn-
thetic control unit is restricted to lie within the convex hull of the donor pool
countries, ASCM relaxes that restriction and constructs synthetic control
units by extrapolating outside of the convex combinations of the donor
countries. The purpose of ASCM is to construct better synthetic counter-
factuals especially in the absence of good pre-intervention fits. To avoid
excessive levels of extrapolation ASCM relies on shrinkage estimator-
based techniques. We follow Ben-Michael et al. (2021) and use a Ridge
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GNI per capita (PPP) higher than $3,956 in 2018 (seehttps://data.worldbank.org/coun-
try/XT).

17 The list of control countries is: Argentina, Australia, Brazil, Canada, Chile, Colombia,
Costa Rica, Hungary, India, Indonesia, Japan, Malaysia, Mexico, Norway, Panama,
Peru, Philippines, Singapore, South Africa, Sri Lanka, Sweden, Thailand, United King-
dom, United States;

18 As an additional robustness check, we re-estimate our baseline model this time inclu-
ding the OECD’s/AIAS’ ICTWSS measure of union density as a covariate. Due to mis-
sing data, we have to exclude Greece and Portugal from this estimation. Both qualitati-
vely and quantitatively, results remain essentially the same as compared to our baseline
specification. Results are not reported here but are provided by the authors upon
request.



regression-based ASCM objective function to penalize extrapolation. We
do not find that ASCM significantly improves pre-treatment fit for any of our
cases. Thus, we still fail to produce a sufficient pre-treatment fit for Greece
and Portugal for the synthetic control method to perform valid inference on
these cases. Further, the sign and size of the remaining cases for which
we have good pre-interventions fits does not change significantly when we
use ASCM. Figure A11 in the Appendix compares the results of our base-
line specification and ASCM.

For Germany and Spain, the two countries we find significant results for,
we also perform covariate, in-time placebo, and donor pool sensitivity
analyses. For the first, we re-estimate the model for the two countries con-
secutively with increasing numbers of covariates (Abadie 2021). The most
parsimonious specification estimates the model using only the lagged de-
pendent variable to construct the synthetic counterfactual. For Germany,
the results remain broadly the same even when only lagged values of the
dependent variable are used as predictors. This is not the case for Spain,
where only using lagged values of the market Gini produce a poor pre-
treatment fit. As soon as more covariates are added, however, the results
of the fully specified model are replicated fairly well. Figure A12 in the Ap-
pendix presents these results.

For the donor pool sensitivity analysis (what Abadie et al. 2015, call
‘leave-one-out’), we again re-estimate the models for Germany and Spain
iteratively, but this time dropping one of the countries from the donor pool
in each run. This is done to ensure that our findings are not purely driven by
one country in the donor pool. Figure A13 in the Appendix displays the re-
sults of this exercise. For neither country, dropping a country from their
donor pool leads to substantive changes in the observed effect.

The in-time placebo analysis artificially reassigns the treatment to an
earlier point in time (Abadie et al. 2015) and constructs the synthetic con-
trol unit up until this earlier treatment. This analysis can be used as a falsifi-
cation and anticipation test. The falsification test helps to gauge whether
an effect occurs when treatment is randomly assigned. The anticipation
test measures the extent to which the effects of introducing the euro are
felt prior to its actual launch. In our analysis, we artificially reassign mone-
tary union to start in each of the years between 1993 and 1998 (see Figure
A14 in the appendix). Our results indicate that there are no anticipation ef-
fects in the case of Germany and moderate anticipation effects for Spain.
This is to be expected as the convergence of real interest rates prior to
EMU introduction, which was completed by 1997, undoubtedly increased
the availability of cheap credit to boost consumption. For both countries
the falsification test does not result in substantial treatment effects, mitigat-
ing potential concerns that our baseline results are driven by random varia-
tion.
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6. Conclusion

This paper contributes to the literature on the effects of monetary union
on within country income inequality. To mitigate concerns over identificati-
on, we employ the synthetic control method, a quasi-experimental techni-
que for counterfactual analysis. Our results indicate that for Germany and
Spain, the first decade of monetary union led to sizable but diverging ef-
fects on income inequality: Inequality increased in Germany whereas it de-
creased in Spain. These results are in line with the predictions of a growth
model analysis of European political economies (Matthijs 2016). In this
reading, the introduction of the euro allowed Germany to double-down on
its export-led growth strategy, underpinned by suppressing wage growth.
Spain, on the other hand, experienced a debt-fuelled growth spurt, leading
to employment and wage growth, especially in low-skilled sectors.

The Global Financial Crisis (GFC) put an end to Spain’s growth model as
capital inflows dried up and market sentiment regarding Spain’s fiscal
sustainability deteriorated. Spain’s subsequent economic trajectory from
2014 onwards was predicated on liberalisation of the economy and wel-
fare state retrenchment (Hopkin 2016). Germany’s growth model, on the
other hand, continued unabated. It was indeed in the decade following the
GFC that Germany recorded its largest current account surpluses to date.
However, as it relies on the availability of a large export market sustained
by a common currency, it is questionable whether the export-led growth
strategy is ultimately sustainable and can be extended as a strategy to
other economies within the Eurozone. In general, such a strategy is also
limited by the fact that the world as a whole has to have a balanced current
account. Similar to Kohler and Stockhammer (2021), future research could
further investigate to what extent these growth strategies have evolved in
the latter half of the 2010s.
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Abstract

The promise of greater material prosperity and economic convergence has underpinned
the process of European economic integration. Its consequences for income inequalities
within individual countries, however, have so far been little discussed. This paper contrib-
utes to the literature by investigating the effects of European economic integration on intra-
country income inequality using the synthetic control method, thereby mitigating common
concerns of identification encountered by panel econometric-based approaches. We find
that out of our sample of eight countries the introduction of the euro – the pinnacle of eco-
nomic and monetary union – had significant effects on inequality in Germany and Spain.
From the several theories outlined in the literature, our results lend most support to the
growth regime channel.

Zusammenfassung

Versprechen von wirtschaftlicher Konvergenz und größerem materiellen Wohlstand
haben den Prozess der wirtschaftlichen Integration Europas stets begleitet. Dessen Aus-
wirkungen auf die Einkommensverteilung innerhalb von einzelnen Ländern haben in der
akademischen Forschung jedoch bisher vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit erlangt.
Dieser Artikel ergänzt die bestehende Literatur, indem er die Folgen der wirtschaftlichen
Integration Europas auf nationale Einkommensverteilungen mittels der synthetischen Kon-
trollmethode (engl. „synthetic control method“) schätzt. Diese Schätzmethode mildert gän-
gige Bedenken in ökonometrischen Paneldatenanalysen bezüglich der Identifikation von
Effekten. Signifikante Effekte der Euroeinführung – der bisherige Höhepunkt der wirtschaft-
lichen Integration – werden aus einem Sample von acht Ländern für Deutschland und Spa-
nien gefunden. Von den verschiedenen Wirkungsmechanismen, die in der Literatur disku-
tiert werden, unterstützen diese Ergebnisse die Wachstumsregime-Perspektive.

Schlüsselwörter: Einkommensungleichheit, Europäische Währungsunion, Synthetische
Kontrollmethode.

Keywords: Income Inequality, European Monetary Union, Synthetic Control Method.
JEL-codes: P16, D63, N14, N10.
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Appendix

Table A1: Country weights for synthetic control

Finland: Synthetic unit countries Coefficients Ireland: Synthetic unit countries Coefficients

Canada 0.05 Australia 0.06

Hungary 0.32 Canada 0.24

Norway 0.63 Chile 0.68

France: Synthetic unit countries Coefficients United Kingdom 0.01

Chile 0.43 Italy: Synthetic unit countries Coefficients

Japan 0.08 Chile 0.11

Mexico 0.32 Hungary 0.02

Norway 0.13 Mexico 0.55

United Kingdom 0.03 Norway 0.32

Germany: Synthetic unit countries Coefficients Spain: Synthetic unit countries Coefficients

Canada 0.62 Canada 0.58

Sweden 0.16 Hungary 0.09

United Kingdom 0.22 Japan 0.04

Greece: Synthetic unit countries Coefficients Mexico 0.29

Australia 0.11 Portugal: Synthetic unit countries Coefficients

Chile 0.54 Chile 0.55

Mexico 0.26 Mexico 0.17

Norway 0.09 United Kingdom 0.28

Table A2: Covariates for real and synthetic units

Finland Treated (average 1975–1998) Synthetic (average 1975–1998)

Employment rate 0.468 0.474

Real GDP (million 2011 USD) 108,212.100 148,324.400

Population (millions) 4.935 7.481

Labour share of GDP 0.642 0.592

Capital stock (over GDP) 4.905 3.608

Share of government consumption 0.173 0.197

Trade openness 0.713 0.706

Population density (people per sq. km) 16.172 44.991

Share of adults completed secondary education 18.577 20.317

Share of adults completed tertiary education 8.086 8.123

Index of capital openness 1.250 –0.171

Market Gini Index 41.200 41.485
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Table A2: Continued

France Treated (average 1975–1998) Synthetic (average 1975–1998)

Employment rate 0.404 0.355

Real GDP (million 2011 USD) 134,835.200 629,550.800

Population (millions) 57.407 43.556

Labour share of GDP 0.658 0.483

Capital stock (over GDP) 4.628 3.068

Share of government consumption 0.175 0.165

Trade openness 0.447 0.317

Population density (people per sq. km) 104.320 56.227

Share of adults completed secondary education 17.090 17.003

Share of adults completed tertiary education 5.715 6.435

Index of capital openness 0.500 –0.280

Market Gini Index 47.708 47.766

Germany Treated (average 1975–1998) Synthetic (average 1975–1998)

Employment rate 0.484 0.461

Real GDP (million 2011 USD) 186,511.300 768,551.400

Population (millions) 79.158 30.265

Labour share of GDP 0.670 0.646

Capital stock (over GDP) 4.448 4.258

Share of government consumption 0.152 0.172

Trade openness 0.574 0.575

Population density (people per sq. km) 227.107 56.566

Share of adults completed secondary education 18.646 22.907

Share of adults completed tertiary education 6.989 11.518

Index of capital openness 2.000 1.753

Market Gini Index 43.275 43.168

Greece Treated (average 1975–1998) Synthetic (average 1975–1998)

Employment rate 0.390 0.346

Real GDP (million 2011 USD) 170,406.500 366,135.000

Population (millions) 10.185 30.193

Labour share of GDP 0.490 0.489

Capital stock (over GDP) 5.654 2.878

Share of government consumption 0.160 0.169

Trade openness 0.290 0.322

Population density (people per sq. km) 78.248 21.472

Share of adults completed secondary education 21.580 21.631

Share of adults completed tertiary education 9.677 7.217

Share of adults completed tertiary education –0.444 –0.426

Market Gini Index 49.007 48.832
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Table A2: Continued

Ireland Treated (average 1975–1998) Synthetic (average 1975–1998)

Employment rate 0.351 0.352

Real GDP (million 2011 USD) 59,618.570 285,721.000

Population (millions) 3.523 16.597

Labour share of GDP 0.554 0.543

Capital stock (over GDP) 4.247 2.936

Share of government consumption 0.186 0.196

Trade openness 1.152 0.344

Population density (people per sq. km) 50.726 14.023

Share of adults completed secondary education 21.301 23.851

Share of adults completed tertiary education 8.684 7.990

Share of adults completed tertiary education 0.375 –0.432

Market Gini Index 48.758 48.753

Italy Treated (average 1975–1998) Synthetic (average 1975–1998)

Employment rate 0.385 0.373

Real GDP (million 2011 USD) 128,140.800 554,263.000

Population (millions) 56.780 46.563

Labour share of GDP 0.573 0.475

Capital stock (over GDP) 4.888 3.190

Share of government consumption 0.142 0.137

Trade openness 0.372 0.408

Population density (people per sq. km) 192.211 30.322

Share of adults completed secondary education 15.901 13.783

Share of adults completed tertiary education 3.586 6.147

Share of adults completed tertiary education –0.042 0.130

Market Gini Index 45.538 45.517

Spain Treated (average 1975–1998) Synthetic (average 1975–1998)

Employment rate 0.345 0.418

Real GDP (million 2011 USD) 625,320.200 825,707.300

Population (millions) 38.678 44.436

Labour share of GDP 0.640 0.608

Capital stock (over GDP) 4.538 3.650

Share of government consumption 0.135 0.145

Trade openness 0.307 0.410

Population density (people per sq. km) 76.860 36.916

Share of adults completed secondary education 7.542 19.282

Share of adults completed tertiary education 5.792 10.005

Share of adults completed tertiary education 0.333 1.181

Market Gini Index 43.554 43.586
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Figure A1: Gaps plot for baseline estimation
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Figure A2: Placebo plot for Finland

Figure A3: Placebo plot for France
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Figure A4: Placebo plot for Germany

Figure A5: Placebo plot for Greece
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Figure A6: Placebo plot for Ireland

Figure A7: Placebo plot for Italy
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Figure A8: Placebo plot for Portugal

Figure A9: Placebo plot for Spain

567

47. Jahrgang (2021), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft



Figure A10: Path and Gap plots for upper middle-income countries
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Figure A10: Continued
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Figure A11: Comparison of synthetic and augmented synthetic
control method gap plots for Germany and Spain
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Figure A11: Continued
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Figure A12: Covariate sensitivity analysis for Germany and Spain
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Figure A13: Donor pool sensitivity analysis for Germany and Spain
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Figure A14: In-time placebos for Germany and Spain
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REZENSIONSARTIKEL

Klassismus – „nur“ eine weitere Diskriminierungsform oder
Ausdruck sozialer Ungleichheitsverhältnisse?

Rezension von: Aumair, Betina/Theißl, Brigitte (2020). Klassenreise. Wie die soziale
Herkunft unser Leben prägt. Wien, ÖGB Verlag. 203 Seiten. Taschenbuch.

ISBN 978-3-990-46429-8. 19,90 EUR.
Seeck, Francis/Theißl, Brigitte (Hg.) (2020). Solidarisch gegen Klassismus.

Organisieren, intervenieren, umverteilen. Münster, Unrast-Verlag. 275 Seiten.
Taschenbuch. ISBN 978-3-897-71296-6. 16,90 EUR.

Altieri, Riccardo/Hüttner, Bernd (Hg.) (2020). Klassismus und Wissenschaft.
Erfahrungsberichte und Bewältigungsstrategien. Marburg, BdWi-Verlag. 217 Seiten.

Taschenbuch. ISBN 978-3-939-86428-8. 14 EUR.

Spätestens seit dem großen Hype um die deutsche Übersetzung des autobio-
graphischen Buches „Rückkehr nach Reims“ von Didier Eribon und dem ebenso
erfolgreichen – beinahe zeitgleich auf Deutsch erschienenen – Roman „Das Ende
von Eddy“ von Édouard Louis ist der Begriff des Klassismus wieder aufs Tapet
zahlreicher wissenschaftlicher, aber auch politischer Auseinandersetzungen ge-
kommen. Allein in den letzten zwei Jahren sind zahlreiche Artikel und Bücher hier-
zu erschienen, drei davon werden in der folgenden Sammelrezension kurz vorge-
stellt: „Klassenreise“ von Betina Aumair und Brigitte Theißl, „Solidarisch gegen
Klassismus“ von Francis Seeck und ebenfalls Brigitte Theißl sowie „Klassismus
und Wissenschaft“ von Riccardo Altieri und Bernd Hüttner.

Auseinandersetzungen rund um das Thema „Klassismus“ sind keineswegs
neu. Schon in den 1970er Jahren thematisierten schwarze und lesbische Femi-
nistInnen die sozialen Unterschiede und vertikalen Differenzen innerhalb der US-
amerikanischen Frauenrechtsbewegung. „Klassismus“ wurde in seinen Ursprün-
gen daher meist als politischer Kampfbegriff verwendet, der „moralisch beanstan-
dete Ausbeutungstendenzen“ (Baron 2014, 226) offenlegen sollte.

Nachdem die Auseinandersetzung rund um Fragen der sozialen Ungleichheit
und von Klassenverhältnissen in den 1980er und 1990er Jahren generell eher in
den Hintergrund trat, trug die vermeintliche „Rückkehr der sozialen Frage“ (Castel
und Dörre 2009) ab den 2000er Jahren dazu bei, dass es wieder vermehrt Debat-
ten rund um das Thema gab. In Deutschland waren diese u.a. stark beeinflusst
von der politischen Meinungsmache gegen Langzeitarbeitslose und Hartz-IV-
EmpfängerInnen.

Auch in Österreich nahm die Debatte rund um soziale Ungleichheit in den
2000ern wieder zu. Obwohl Österreich zu den reichsten Staaten der Welt zählt,
gibt es hierzulande zahlreiche soziale Ungleichheiten, großen privaten Reichtum
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und beständige Armut. 2020 galten in Österreich etwa rund 14% – das sind über
1,2 Millionen Menschen – als armutsgefährdet, 2,7% als „erheblich materiell de-
priviert“. Ebenso ist das Vermögen in Österreich sehr ungleich verteilt – das ober-
ste 1% verfügt über rund 39% des gesamten Vermögens – und wird von Genera-
tion zu Generation weitergegeben. Neben ökonomischem Kapital wird auch so-
ziales und kulturelles Kapital vererbt. Die soziale Mobilität ist sehr gering – es
würde laut Berechnungen der OECD (2018) in Österreich durchschnittlich fünf
Generationen dauern, bis ein Kind, dessen Familie zu den untersten 10% in der
Einkommensverteilung zählt, das Durchschnittseinkommen erreicht. In Däne-
mark wären es „nur“ zwei Generationen. Ein wichtiger Faktor hierfür liegt in der
starken Vererbung von Bildungsabschlüssen und dem ungleichheitsperpetuie-
renden Bildungssystem. Laut Daten der Statistik Austria erlangen nur 7% der
Menschen, bei denen die höchste abgeschlossene Ausbildung der Eltern die
Pflichtschule ist, hierzulande einen Hochschulabschluss.

Gleichzeitig herrscht in weiten Teilen der Bevölkerung das Narrativ vor, dass
jede und jeder, der und die sich nur genug anstrengt, es aus der Armut bzw. Lang-
zeitarbeitslosigkeit herausschaffen kann. Im Umkehrschluss hieße das: Wer sich
in Armut und Langzeitarbeitslosigkeit befindet, ist eben selbst schuld und soll
nicht unterstützt werden. Dazu passend stimmten 2018 bei einer Befragung der
Arbeiterkammer Wien 50% der Befragten dieser Aussage (teilweise) zu: „Es ist
gerechtfertigt, wenn Menschen, die nicht ins Sozialsystem einzahlen, vom Staat
weniger, als sie zum Überleben bräuchten, an Unterstützung bekommen“ (Dissl-
bacher und Hofmann 2021).

Zwei Bücher prägten die deutschsprachige Debatte zu Klassismus in den
2000ern besonders: Andreas Kempers und Heike Weinbachs Buch „Klassismus.
Eine Einführung“ und Gabriele Winkers und Nina Degeles Buch „Intersektionali-
tät. Zur Analyse sozialer Ungleichheiten“ (beide 2009 erschienen). Während Letz-
tere die Verschränkungen und Wechselwirkungen verschiedener ungleichheits-
generierender Strukturen in den Mittelpunkt stellten, betonten Kemper und Wein-
bach insbesondere die Rolle von Klassismus als Diskriminierungs- und Unter-
drückungsform. Da Kemper und Weinbach sich stark an der Tradition von Klassis-
mus als Empowerment-Begriff von sozialen Bewegungen orientierten, ließen sie
die Definition und Verwendung des Begriffs selbst möglichst offen und wollten sei-
ne „praktische Verwendbarkeit“ (Kemper 2014, 425) nicht durch sozialwissen-
schaftliche Spitzfindigkeiten einschränken. Oder wie Altieri (2020) es ausdrückt:
„Gegenüber einer europatypischen, hochtheoretisierten Wissenschaftssprache
Pierre Bourdieus oder Michael Vesters hat der Klassismus-Begriff internationale
Anschlussfähigkeit und ist imstande, durch eine einzige Bezeichnung ein Theo-
rem zu erklären, das vielen bereits bekannt ist, für das sich jedoch noch kein
Name etabliert hat.“

Klassismus meint in diesem offenen Sinne erst einmal nicht mehr und nicht we-
niger als die Stigmatisierung und Abwertung bestimmter Lebensumstände der Ar-
beiterInnen- und Armutsklasse durch Angehörige der Mittel- und Oberklasse. So
verständlich dieser bewusst offene Zugang für die politische Praxis auch sein
mag, bringt er doch viele offene Fragen mit sich: Ist Klassismus einfach ein Ismus
mehr auf der langen Liste, an den wir denken müssen, wenn es um Unterdrü-
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ckungs- und Diskriminierungsformen geht, oder kommt dem Klassismus ange-
sichts der Klassengesellschaft, in der wir leben, ein besonderer Status zu? Und in
welchem Verhältnis steht Klassismus zu den objektiven Klassenverhältnissen?

Bereits Mitte der 2010er Jahre haben sich in einigen kritischen sozialwissen-
schaftlichen Zeitschriften, wie der „PROKLA“ (2014) oder dem „Kurswechsel“
(2015), Debatten zur Rolle von Klassismus in der Gegenwartsgesellschaft und
den Strategien zu seiner Überwindung entsponnen, die unserer Einschätzung
nach bislang allerdings noch nicht zufriedenstellend gelöst wurden. Die weiter un-
ten näher besprochenen drei neuen Publikationen geben auf diese Fragen zum
Teil eine Antwort. Manche Fragen bleiben aber weiterhin offen.

VertreterInnen des Klassismus-Ansatzes betonen die starke Verschränkung
verschiedener Ausbeutungs- und Unterdrückungsformen (also bspw. von Sexis-
mus, Rassismus und Klassismus) und die Bedeutung von klassistischen Prakti-
ken zur Stabilisierung der Klassengesellschaft. Die von ihnen vorgeschlagenen
Strategien gegen Klassismus setzen allerdings meist an der Verhinderung dieser
(diskursiven) Abwertung von Armen und Personen aus der ArbeiterInnenklasse
an. Sie sind daher v.a. auf der Ebene der Sprache („so spricht man nicht über …“)
oder im Bildungssystem (Wissen über die Lebensrealitäten der vermeintlich „An-
deren“ vermitteln, Reflexion der eigenen Lebensrealität ermöglichen) zu finden.
Auch der Fokus der hier vorgestellten Publikationen liegt klar auf der Ebene der
individuellen Erfahrungen. Durch das Sichtbarmachen von persönlichen Klassis-
mus-Erfahrungen und antiklassistischen Initiativen und einer bewusst unakade-
mischen Sprache sollen sie Awareness und Empowerment ermöglichen. Mög-
lichst viele sollen die Chance haben, an diesen Prozessen teilzuhaben.

Sichtbarmachung von und Sensibilisierung für Ungleichheitserfahrungen sind
sicherlich wichtige erste Schritte, es bedarf aber weiterer Formen der Organisie-
rung für eine tatsächliche, breitenwirksame Veränderung gesellschaftlicher Struk-
turen. Wird Klassismus als essentieller Beitrag zur Stabilisierung von modernen
Klassenverhältnissen begriffen, so müssen Strategien zu seiner Überwindung
wohl auch an der Klassengesellschaft an sich ansetzen. Natürlich verschwindet
Klassismus als Abwertungspraxis – wie Sexismus oder Rassismus – nicht auto-
matisch, wenn man die objektive Ungleichheit reduziert. Es reicht für gesamtge-
sellschaftliche Veränderungen aber gleichfalls nicht aus, dass sich Einzelne ihrer
individuellen Privilegien oder Benachteiligungen bewusstwerden. Es müssen
ebenso die hinter dem Klassismus stehenden Ungleichheitsverhältnisse bean-
standet werden. Dies erfordert u.a. Einsatz für ungleichheitsreduzierende, brei-
tenwirksame politische Maßnahmen, wie bspw. den Ausbau von sozialen Diens-
ten mit hoher Qualität (z.B. öffentliche Kindergärten, Ganztagsschulen, offene
Hochschulen, …) oder angesichts der großen Vermögenskonzentration umvertei-
lende Maßnahmen (z.B. über Erbschafts- und Vermögenssteuern).

KlassentheoretikerInnen und VertreterInnen des Klassismus-Ansatzes stehen
sich zwar nicht feindlich gegenüber – Versuche des gegenseitigen Austausches
gibt es immer wieder, auch in den neuesten Publikationen –, eine gegenseitige
Befruchtung der beiden Zugänge ist unserer Einschätzung nach allerdings weiter-
hin ausbaufähig. Insbesondere in Anlehnung an Pierre Bourdieu gibt es ja durch-
aus sozialwissenschaftliche Ansätze, die die kulturelle Dimension von Ungleich-
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heit ebenso stark betonen wie die ökonomische und auf die sich einige Vertrete-
rInnen des Klassismus bereits beziehen. Diese sozialwissenschaftlichen Ansätze
stärker mit dem bewusst aktivistischen und niederschwelligen Zugang des Klas-
sismus zu verbinden wäre unserer Einschätzung nach eine lohnenswerte nächste
Aufgabe.

Betina Aumair/Brigitte Theißl (2020). Klassenreise. Wie die soziale
Herkunft unser Leben prägt. Wien, ÖGB-Verlag.

In dem 2020 im ÖGB-Verlag von Betina Aumair und Brigitte Theißl herausgege-
benen Band „Klassenreise“ kommen elf Personen aus einkommensarmen Fami-
lien zu Wort. Alle haben einen sozialen Aufstieg oder – wie es in dem Buch heißt –
eine „Klassenreise“ hinter sich. Sie blicken zurück auf ihren individuellen Werde-
gang, aber auch auf jenen ihrer Eltern und Geschwister, ihrer alten und neuen
Freundinnen und Freunde. Ziel ist eine Reflexion ihres Lebensweges mit Blick auf
bestehende strukturelle wie institutionelle Hürden sowie auf dominante Normen
und Regeln. Viele sind die Ersten (und/oder Einzigen) in der Familie, die die Matu-
ra oder einen Universitätsabschluss haben. Alle haben das Gefühl, zwischen den
Welten zu leben: Da ist Christine Goldberg, die es vom ArbeiterInnenkind bis zur
Universitätsprofessorin geschafft hat, Senad Lacevic, ArbeiterInnenkind mit Mi-
grationshintergrund, der zum Betriebsratsvorsitzenden der Wiener Volkshoch-
schulen wurde, oder Julischka Stengele, Kind einer armutsbetroffenen Alleiner-
ziehenden, die heute freischaffende Künstlerin ist. Dass die Herausgeberinnen
sich für Klarnamen und keine Pseudonyme entschieden haben, erhöht die Au-
thentizität der Porträts.

Mit dem Bewusstsein, dass hier reale Menschen ihre Biographien reflektieren,
wollen Aumair und Theißl den LeserInnen die Möglichkeit geben, ihre eigenen Le-
benswege in den Porträts anderer wiederzuerkennen bzw. mögliche Gemein-
samkeiten und Unterschiede auszumachen. Die Herausgeberinnen haben daher
nicht viel an der Sprache der Erzählenden geändert, die meisten Formulierungen
sind selbstgewählt. Bei manchen sind sie akademisch-sozialwissenschaftlich, bei
anderen stärker an ihrer Alltagssprache orientiert. Die geringen Sprachkorrektu-
ren sollen auch ermöglichen, dass nicht nur Personen mit Mittel- oder Ober-
schichtshintergrund das Buch lesen, denn „[i]n erster Linie ist dieses Buch […] für
all jene, die wissen, wovon wir sprechen“ (14).

Die Auswahl der einzelnen Porträts ist teils gut, teils weniger gut gelungen. Ein
großes Plus des Buches ist, dass im Gegensatz zu vielen anderen, in denen indi-
viduelle Aufstiegserfahrungen reflektiert werden, nicht nur „ältere weiße Männer“
zu Wort kommen. Die überwiegende Mehrheit der Porträts zeigt Frauen, einige
bringen neben ihrem ArbeiterInnen- noch einen Migrationshintergrund mit, was
die Verschränkung von Dynamiken des Klassismus mit Formen des Sexismus
und Rassismus sichtbar machen soll. Weiters sind die gewählten Erzählenden
unterschiedlich alt – die Älteste ist 1942 geboren und repräsentiert damit die
Nachkriegsgeneration, für die als erste Generation in Österreich breiter sozialer
Aufstieg möglich wurde, der Jüngste ist 1993 geboren. Die Unterschiede und Ge-
meinsamkeiten zwischen den vertretenen Generationen werden in dem Buch
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zwar nicht explizit angesprochen, aufmerksamen LeserInnen offenbaren sie sich
dennoch: So haben sich bspw. die zugeschriebenen Rollen und damit die Le-
benschancen von Mädchen und Frauen im Laufe der Jahrzehnte durchaus ge-
wandelt. Bestimmte milieuspezifische Umgangsformen sind über die Jahrzehnte
hinweg jedoch außerordentlich stabil geblieben. Ein weiteres Thema, das hervor-
sticht, ist der große Stadt-Land-Unterschied, der bestehende soziale Ungleich-
heitsdynamiken weiter verstärkt. Ein Aufwachsen auf dem Land ist in den Porträts
vielfach auch mit konservativen Gesellschaftsbildern verbunden.

Worauf die Autorinnen bei der Auswahl ihrer InterviewpartnerInnen leider nicht
geachtet haben, ist die politisch-ideologische Dimension. Alle Interviewten sind zu
reflektierten und kritischen Persönlichkeiten geworden. Aus der Ungleichheits-
und Vorurteilsforschung ist allerdings bekannt, dass viele AufsteigerInnen das
Bedürfnis haben, sich nach unten abzugrenzen, bzw. dass ihr sozialer Aufstieg
nicht per se mit einem politischen Bewusstseinsprozess einhergeht. Durch die
Fallauswahl wirkt es beim Lesen jedoch ein wenig so, als ob aus jedem und jeder
AufsteigerIn politisch ein linker Geist werden würde.

Angenehm für den Lesefluss ist der durchwegs ähnliche Aufbau der Porträts:
Am Anfang stehen jeweils einige Informationen zu der Person (Alter, Geburtsort,
Familienhintergrund, aktueller Beruf). Anschließend erzählen die ausgewählten
Personen vom Aufwachsen in ihrer Familie, ihren ersten Erfahrungen mit Bil-
dungseinrichtungen wie dem Kindergarten oder der Schule und im Umgang mit
anderen Familienangehörigen, Freunden und Freundinnen sowie weiteren sozia-
len Kontakten derselben oder einer anderen sozialen Klasse. Es zeigt sich, dass
das Gefühl, anders zu sein, häufig mit den Erfahrungen in den Bildungseinrichtun-
gen in Verbindung gebracht wird. Da man die oder der Erste war, der bzw. die ma-
turiert oder studiert hat, konnte man zudem kaum in der Familie um inhaltliche,
mentale, aber auch finanzielle Unterstützung fragen. Man musste sich allein
durchkämpfen. Dementsprechend sind die meisten im Rückblick stolz auf das,
was sie erreicht haben. Bei manchen sieht das die Herkunftsfamilie ähnlich, bei
anderen ist die Entfremdung so groß, dass der Kontakt abgebrochen ist.

Die Porträts werden eingerahmt von einem Vorwort, in dem Aumair und Theißl
auf die Entwicklung im Bereich der sozialen Ungleichheit in Österreich hinweisen,
und einem Nachwort, in dem sie versuchen, den „roten Faden, der sich durch die
Geschichten zieht“ (175), herauszuarbeiten. Sie betonen besonders die Verbin-
dungen und Überschneidungen von Klassismus mit Aspekten des Sexismus und
des Rassismus, denn viele von Klassismus Betroffene sind Frauen und Migran-
tInnen.

Besonders wichtig ist Aumair und Theißl in ihren „Nachbetrachtungen“ der Begriff
der sozialen Scham, d.h. der Scham, die ein Mensch ob seiner sozialen Herkunft
empfindet. Sie argumentieren, dass Armutserfahrungen oft mit Beschämungser-
fahrungen einhergehen: Nicht nur können sich Betroffene nicht alles leisten, was
Anderen möglich ist, auch wird ihnen stetig vermittelt, dass die eigene Lebensge-
staltung bzw. jene der eigenen Familie unzulänglich sei. Das fängt bei der Fami-
liensprache an und geht über die Hobbys bis hin zum Umgang mit Mitmenschen.

Insbesondere die „Nachbetrachtungen“ beinhalten zahlreiche interessante
Überlegungen, die allerdings oft nur angedacht und kaum durchargumentiert wer-
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den. Es werden wichtige Fragen aufgeworfen, jedoch wird kaum eine zureichend
beantwortet. Das Buch ist nicht als soziologisch-analytisches Werk konzipiert,
sondern überlasst die Deutung der Zusammenhänge, aber auch potentieller Lö-
sungen den LeserInnen. Das mag eine bewusste Entscheidung der Herausgebe-
rinnen gewesen sein. Bei manchen Aspekten wäre ein wenig mehr Interpretation
und Analyse gleichwohl hilfreich gewesen.

Auf die oben erwähnten großen Fragen hinsichtlich der Strategien gegen Klas-
sismus und Ungleichheit gibt das Buch folgende Antwort: „Klassenreise“ soll das
„Schweigen brechen“ (12), denn das Aussprechen eigener Erfahrungen gibt an-
deren zumindest die Möglichkeit, die „eigene Geschichte in der Geschichte ande-
rer“ (ebenda) wiederzuerkennen und diese zu reflektieren. Was aber ist das ge-
wünschte Ziel dieser Bewusstseinswerdung? Die individuelle Überwindung von
Klassenschranken, das heißt der individuelle soziale Aufstieg? Dies verneinen
Theißl und Aumair klar. „Klassenreise“ soll eben keine „Anleitung“ zum sozialen
Aufstieg sein, das Ziel sei vielmehr, durch das Erzählen von „Einzelfällen“ auf die
dahinterstehenden Ungleichheitsstrukturen hinzuweisen. Ob dies ausreicht, um
Klassismus und die dahinterstehende soziale Ungleichheit tatsächlich in den Griff
zu bekommen, erscheint uns zumindest diskussionswürdig (siehe Einleitung).
Der politische Zugang – Widerstand gegen Klassismus und Ungleichheit über Be-
wusstseinswerdung und gegenseitiges Empowerment – begleitet uns aber auch
in der folgenden Publikation „Solidarisch gegen Klassismus“.

Francis Seeck/Brigitte Theißl (Hg.) (2021). Solidarisch gegen Klassismus –
organisieren, intervenieren, umverteilen. Münster, Unrast Verlag.

Im Gegensatz zu „Klassenreise“ stehen bei „Solidarisch gegen Klassismus“
nicht individuelle Biographien und Aufstiegserfahrungen im Zentrum. Es geht in
diesem Buch vielmehr um konkrete Klassismus-Erfahrungen, die die Beitragen-
den in verschiedenen sozialen Gruppen und Zusammenhängen im Laufe ihres
Lebens gemacht haben. Darüber hinaus werden Beispiele für konkrete Versuche
einer antiklassistischen Praxis vorgestellt.

Francis Seeck und Brigitte Theißl lassen in diesem Buch zahlreiche Personen
mit Armutserfahrung oder einem ArbeiterInnenhintergrund zu Wort kommen, die
auf eine wichtige Problematik hinweisen: Klassismus ist kein reines „Projekt“ von
politisch rechts gerichteten Angehörigen der Mittel- und Oberschicht. Er findet
sich durchaus auch in vermeintlich aufgeklärten linken Kreisen und wird dort
kaum thematisiert. Soziale Ausschlüsse finden nicht nur unbewusst über eine
ausgrenzende akademische Sprache statt. Sie werden ebenso bewusst vollzo-
gen, wenn etwa Personen, die kulturelle Vorlieben haben, die nicht der linken Mit-
telschichtskultur entsprechen, für diese kritisiert werden. Tanja Abou (2021, 40)
beschreibt bspw., wie sehr es sie stört, dass in scheinbar reflektierten queer-femi-
nistischen Kreisen „Trash-Partys“ veranstaltet werden, für die sich Personen wie
„die aus der Unterschicht“ anziehen.

Einen besonders deutlichen Beleg für Klassismus in linken Kreisen gibt Arslan
Tschulanov. Er zeigt am Beispiel der deutschen Linken, wie ArbeiterInnenkinder
aus einem Dorf, in dessen unmittelbarer Nähe eine Aktion der Partei organisiert
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wurde, vom Plenum ausgeschlossen wurden, weil sie nicht die richtigen Codes
und Verhaltensweisen kannten. Nach einigen unbedachten Äußerungen galten
sie als sexistisch und rassistisch: „Die Dorfjugendlichen, die sich für unser Klima-
camp interessierten […], verstanden die Welt nicht mehr. Sie entschuldigten sich,
aber das Awareness-Team war unversöhnlich“ (Tschulanov 2021, 144).

Schlussendlich tragen auch scheinbare Banalitäten wie fehlende materielle
Ressourcen dazu bei, dass es ArbeiterInnenkindern schwerfalle, politisch aktiv zu
werden. So werde bei mehrtägigen Veranstaltungen einfach davon ausgegan-
gen, dass jede und jeder sich ein (Hotel-)Zimmer selber bezahlen könne. Diejeni-
gen mit der nötigen Zeit und dem nötigen Geld würden dann den Raum der politi-
schen Auseinandersetzung gestalten.

Wie bereits im Titel „Solidarisch gegen Klassismus“ angelegt, beschäftigt sich
der Sammelband aber nicht nur mit diesen individuellen Erfahrungen mit Klassis-
mus in scheinbar aufgeklärten linken Kreisen. Es werden auch einige antiklassis-
tische Strategien und Initiativen vorgestellt. Diese sind vorwiegend auf der Ebene
der gemeinsamen Organisierung und solidarischen Praxis sowie der antiklassisti-
schen Selbstermächtigung angesiedelt. So werden Initiativen aus der Erwerbslo-
senbewegung oder MieterInneninitiativen vorgestellt, die versuchen, mit Hilfe
mehrsprachiger Beratung und einem möglichst niederschwelligen Angebot ar-
mutsbetroffenen Personen zu helfen. Auch Methoden aus dem Theater der Un-
terdrückten werden hier eingesetzt, damit Betroffene eine leichtere Möglichkeit
haben, ihre prekäre Lage zu thematisieren und zu reflektieren. Weiters wird die
Genese von Formen der Selbstorganisierung an den Unis, etwa durch Referate
für sozial und kulturell benachteiligte Studierende, thematisiert. Außerdem stellt
sich eine politische Kommune, in der jegliches private Vermögen vergemein-
schaftet wird, vor.

Die schiere Zahl der kleinen Initiativen ist beeindruckend. Deren Beschreibun-
gen regen zum Reflektieren über eigene Erfahrungen mit Klassismus in sozialen
Gruppen und Zusammenhängen an. Allerdings drängt sich beim Lesen der ein-
zelnen Beiträge die Frage auf, ob diese ausreichen, um Klassismus gesamtge-
sellschaftlich die Stirn zu bieten. Gegen Ende des Buches stellen die Herausge-
berInnen in diesem Sinne Strategien vor, wie Klassismus in breiteren Kontexten
thematisiert und reflektiert werden kann. Ein Subkapitel widmet sich dem „(Anti-)
Klassismus in Bildungseinrichtungen und Sozialer Arbeit“, ein weiteres dem Zu-
sammenhang von Klassismus und Kulturarbeit. Der Fokus liegt hier insbesondere
auf der Sensibilisierung für Klassismus(-Erfahrungen), der Sprache fällt eine be-
deutende Rolle zu.

Wie schon bei anderen Publikationen zum Thema „Klassismus“ kommen Stra-
tegien zur Überwindung von Ungleichheit an sich in dem Sammelband allerdings
kaum vor. Mit dem Beitrag von Anne Seeck, die sich mit der fehlenden Umvertei-
lung zur Corona-Zeit in Deutschland befasst, wäre diese objektive Dimension
zwar durchaus Teil des Sammelbandes, der Text wirkt beim Lesen jedoch recht
losgelöst von den anderen Beiträgen. Gerade diese Verknüpfung von großen Fra-
gen der Umverteilung, individuellen Klassismus-Erfahrungen und kleinen anti-
klassistischen Initiativen hätte unserer Einschätzung nach allerdings Potential.
Sie würde die Gefahr mindern, dass die vorgestellten individuellen oder kleinteili-
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gen Strategien nicht auf einer Mikroebene stehen bleiben, sondern gesamtgesell-
schaftliche Wirkung entfalten.

Riccardo Altieri/Bernd Hüttner (Hg.) (2020). Klassismus und Wissenschaft.
Erfahrungsberichte und Bewältigungsstrategien. Marburg, BdWi-Verlag.

„Klassismus und Wissenschaft. Erfahrungsberichte und Bewältigungsstrate-
gien“ wurde als 13. Band der „Reihe Hochschule“ im August 2020 im BdWi-Verlag
herausgegeben und erhebt weder den Anspruch als typischer Sammelband noch
als klassisches Buch zu gelten, so die Herausgeber Riccardo Altieri und Bernd
Hüttner. Ähnlich zu „Klassenreise“ geben darin 19 Personen, die ursprünglich aus
Familien mit niedrigerem sozioökonomischem Status stammen, ihre eigenen Er-
fahrungen und ihre Bewältigungstechniken mit Klassismus sowohl in Zusammen-
hang mit ihrem bisherigen Lebens- bzw. Bildungsverlauf als auch im universitären
Alltag preis. Wenngleich das Aufwachsen und Durchlaufen verschiedener Bil-
dungsinstitutionen für diese Personen unterschiedlich war, haben sie etwas ge-
meinsam: ihre Erfahrung mit Klassismus. Gemeinsam ist ihnen das Gefühl, aus-
gegrenzt und fehl am Platz zu sein sowie sich für den eigenen sozialen Hinter-
grund zu schämen. Gemeinsam ist ihnen aber auch, dass sie das soziale Milieu
ihrer Kindheit überwunden und durch das Einschlagen einer akademischen Lauf-
bahn einen „Klassenaufstieg“ (Rausch 2020, 96) bewerkstelligt haben.

Die AutorInnen geben einen Einblick, wie es sich anfühlt, sich nirgendwo richtig
zugehörig zu fühlen. Es geht ihnen um das Gefangensein zwischen zwei Welten,
nämlich ihrer sozialen Herkunft und ihrem akademischen Alltag. Um im Feld der
Universität Fuß zu fassen, benötigt es Anpassungsstrategien, da dieses seiner ei-
genen Logik folgt und sich vom sozialen Hintergrund der Betroffenen stark unter-
scheidet. Die erzählenden Personen sind mit zahlreichen Problemen konfrontiert,
wie dem Erlangen von (SelbsterhalterInnen-)Stipendien, dem Mithalten mit Kolle-
gInnen bei wissenschaftlichen Gesprächen, dem Anpassen der Sprache und dem
Hinterfragen der eigenen Kompetenzen. Dass es sich um persönliche, tatsächlich
erlebte und somit unmittelbar greifbare Geschichten handelt, wird verdeutlicht, in-
dem bis auf vier Ausnahmen – wie bei „Klassenreise“ – auf Pseudonyme verzich-
tet wird und die Klarnamen der AutorInnen angegeben sind. Die vier Ausnahmen
zeigen zugleich die Scham und Unsicherheit, die Klassismus-Erfahrungen mit
sich bringen.

Den AutorInnen wird viel Spielraum bei der Erzählung ihrer eigenen Geschich-
ten eingeräumt. Altieri und Hüttner liefern auch keine allgemeine Definition des
Begriffs „Klassismus“, sondern überlassen es bewusst den AutorInnen, eine eige-
ne Verortung vorzunehmen. Ebenfalls war den AutorInnen die Wahl ihres sprach-
lichen Stils freigestellt. Somit weisen manche Beiträge, wie jene von Zuzana Ko-
besova und Frank Jakob, einen soziologisch-akademischen Sprachgebrauch
auf. Andere hingegen, wie zum Beispiel Sara, bedienen sich eines sehr alltags-
sprachlichen Stils. Während die eher akademisch geschriebenen Beiträge die Er-
fahrungen stärker aus einer objektivierten Perspektive darstellen, vermittelt der
persönliche und umgangssprachliche Stil mancher Beiträge verstärkt die Unmit-
telbarkeit der individuellen Erfahrungen.
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Der chronologische Aufbau der eher alltagssprachlichen Erzählungen ist meist
der gleiche: Die Geschichte beginnt mit der Beschreibung und Reflexion des Auf-
wachsens. Insbesondere der sozioökonomische Status der Eltern und Erinnerun-
gen an die frühe Kindheit stehen hier im Zentrum. Es wird beschrieben, wie sich
Klassismus in der Schullaufbahn und im FreundInnenkreis geäußert hat. Beson-
ders originell in diesem Zusammenhang ist der Beitrag von Barbara Juch und
Laura Nitsch, die ihren persönlichen E-Mail-Verkehr zu ihrer gemeinsamen Ab-
schlussarbeit, die thematisch zu Klassismus passt, veröffentlichten. Die jeweili-
gen Geschichten enden zumeist bei der aktuellen akademischen Position. Der
wesentliche Unterschied zu „Klassenreise“ besteht darin, dass die vorgestellten
Personen zu einem Großteil an der Universität tätig und somit in besonderer Wei-
se mit der Logik des universitären Feldes konfrontiert sind. Ein „Klassenaufstieg“
bedeutet an der Universität, wie von den meisten hervorgehoben, jedoch nicht un-
bedingt stabile Arbeitsverhältnisse und finanzielle Absicherung. Im Gegenteil: Der
akademische Alltag ist geprägt von einer Reihe an befristeten Arbeitsverträgen,
fehlender Entlohnung von publizierten wissenschaftlichen Artikeln und dem stän-
digen Ansuchen um Projektförderungen, um für den eigenen Lebensunterhalt
aufkommen zu können. Akademische Arbeit bedeutet für sie also insbesondere
prekäre Arbeit und folglich kein Entkommen aus der Unsicherheit.

Gemeinsam ist einigen Beiträgen, dass sie keinen Anspruch auf Wissenschaft-
lichkeit erheben, was die Herausgeber befürworten. Dass es sich nicht um einen
typisch wissenschaftlichen Sammelband handelt, erkennt man auch daran, dass
manche Beiträge gänzlich ohne Literaturverzeichnis auskommen. Andere wieder-
um verweisen lediglich an bestimmten Stellen auf die Quellen ihrer Argumente,
die überwiegend Bourdieus Habitus-Begriff zuzuordnen sind. Der Anspruch der
Beiträge bestand vielmehr darin, persönliche Erfahrungen und Erlebnisse mit
Klassismus zu teilen und auf diesem Weg in die öffentliche Debatte zu integrieren,
als „weitere Theorietexte zu Klassismus und Intersektionalität [zu] produzieren“
(9).

Bei der Auswahl der berichtenden Personen wurde auf Diversität gesetzt. In-
dem auch Perspektiven von Frauen mit gleichgeschlechtlicher sexueller Orientie-
rung oder People of Color einbezogen wurden, distanzieren sich die Herausge-
ber, wie jene der „Klassenreise“, bewusst von der normativen Sichtweise weißer
Cis-Männer. Besonders die Verknüpfung der Betroffenheit von Klassismus mit
anderen Ismus-Formen, wie Sexismus, Rassismus oder Ableismus, verstärke
Gefühle der Scham und Unsicherheit. Diese ließen sich später nicht mehr verler-
nen und kommen somit auch im akademischen Alltag zum Tragen. Die AutorIn-
nen haben das Gefühl, nicht gut genug zu sein, auf zu wenig Wissen zurückgrei-
fen zu können und damit nicht Teil der wissenschaftlichen Gemeinschaft zu wer-
den. Das äußert sich, wie Rosa Cattani pointiert beschreibt, unter anderem in der
Angst, als Hochstaplerin demaskiert zu werden, die eigentlich nicht „Teil des Sys-
tems“ (Cattani 2020, 107) ist.

Aber auch ihrer sozialen Herkunft fühlen sich viele nicht mehr wirklich zugehö-
rig, sodass sie oftmals auf Unverständnis seitens der Eltern stoßen. Klassen- oder
StudienkollegInnen scheinen es einfacher zu haben als sie, da diese, im Sinne
Bourdieus, mehr soziales, kulturelles und ökonomisches Kapital besitzen (Bour-
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dieu 1992). Die Beitragenden wirken hin- und hergerissen zwischen ihrem sozia-
len Herkunftsmilieu und ihrer aktuellen Position und müssen ständig in beide
Richtungen soziale und sprachliche Anpassungsleistungen erbringen.

Dass die AutorInnen diese soziale Ungleichheit und ungerechte Behandlung
nun reflektieren und benennen können, verorten sie vor allem in ihrer akademi-
schen Ausbildung. Das bedeutet, sie verfügen über einen „akademisch geschul-
ten Blick auf die Vergangenheit“ (Rausch 2020, 96), der sich aber nicht in Über-
heblichkeit äußert, sondern in Bescheidenheit und gleichzeitig einem Schuldbe-
wusstsein dafür, sich von ihrer ursprünglichen Klasse abzugrenzen. Zum einen
scheint der Bildungsaufstieg und die damit einhergehende Möglichkeit der Ein-
ordnung die Reflexion zu erleichtern. Zum anderen wird sichtbar, dass genau in
diesem Aufstieg aus einer Klasse auch die Problematik besteht. Ein Bildungsauf-
stieg wird gesellschaftlich vielfach mit besonderem Fleiß in Verbindung gebracht,
also mit der Idee, dass man, solange man „nur fleißig“ ist, alles werden kann, was
man möchte, ungeachtet des sozialen Hintergrundes. Aber, wie zum Beispiel Sa-
rah Rausch beschreibt, es erhält lediglich eine von 100 Personen, die aus einer
Nicht-AkademikerInnen-Familie stammt, tatsächlich einen DoktorInnentitel. Da-
her ist ein hoher ökonomischer, sozialer sowie ein enormer Lernaufwand notwen-
dig, bei dem man auf sich alleine gestellt ist.

Ziel des Sammelbands ist es, mit Hilfe der vorgestellten individuellen Erfahrun-
gen darauf hinzuweisen, dass Klassismus weiterhin eine ernstzunehmende Pro-
blematik auch an den Universitäten darstellt. Die erzählenden Personen fordern
in erster Linie, dass Klassismus vermehrt zur (akademischen) Diskussion ge-
bracht werden sollte, ohne dafür, in den meisten Fällen, konkretere Angaben zur
Umsetzung zu machen. Es wird aber erwähnt, dass es eine bildungspolitische
bzw. universitäre Umstrukturierung brauche, weil das Problem oftmals bei den
Bildungsinstitutionen selbst liegt. Auch wird die fehlende Verbreitung von Informa-
tion thematisiert. Es fehlen jedoch konkrete Ideen für eine systematische Förde-
rung von (finanziell) Benachteiligten. Ebenso muss Klassismus im Zusammen-
hang mit Sexismus, Rassismus oder Ableismus stets mitgedacht werden. Es wür-
de weitere Maßnahmen benötigen, um dieser Verschränkung tatsächlich Rech-
nung zu tragen, wie zum Beispiel die Ergänzung einer Frauenquote, mit besonde-
rer Berücksichtigung von Personen mit ArbeiterInnenhintergrund, und mehr direk-
te Anlaufstellen für Betroffene.

Julia Hofmann und Julia Walter
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BUCHBESPRECHUNGEN

Alternativen
im alternativlosen Kapitalismus

Rezension von: Milanovi¥, Branko
(2020). Kapitalismus global. Über die

Zukunft des Systems, das die Welt
beherrscht. Berlin, Suhrkamp. 404 Seiten.

Gebundenes Buch. 26,80 EUR.
ISBN 978-3-518-42923-5.

Alles begann mit dem lang gehegten
Wunsch des Autors nach einem Büch-
lein, das den Kommunismus in das
Weltgeschehen einbettet. Ein Abend-
essen mit einem Lektor der Harvard
University Press führte zu dem vorlie-
genden Buch, das im genannten Ver-
lag unter dem Titel „Capitalism, Alone“
erschien und dabei eine Vielzahl von
Themen miteinander verknüpft, die
Branko Milanovi¥ besonders am Her-
zen liegen. Der serbisch-amerikani-
sche Ökonom gehört zu den weltweit
führenden UngleichheitsforscherIn-
nen. Spätestens mit seiner Elephant
Curve, die die weltweiten GewinnerIn-
nen und VerliererInnen der Globalisie-
rung anhand ihrer relativen Einkom-
menszuwächse im Zeitraum von 1988
bis 2008 darstellte, erreichte er interna-
tionale Berühmtheit.

Diese Themen beschäftigen den an
der City University of New York
(CUNY) Lehrenden seit Langem und
fließen zusammen mit seiner umfas-
senden Belesenheit in die vorliegen-
den 404 Seiten ein. Das Buch ist in fünf
Kapitel unterteilt und beginnt mit einem
ausführlichen historischen Abriss, der
mit der Zweiteilung der Welt in Kommu-

nismus und Kapitalismus nach der Ok-
toberrevolution beginnt. Für Milanovi¥
ist klar, dass der Kommunismus trotz
des Bekenntnisses zur Internationali-
sierung wahrscheinlich nicht zu einer
Globalisierung geführt hätte, da die
kommunistischen Gesellschaften aut-
ark und nationalistisch geprägt waren.
Im Kapitalismus hingegen steht ein
universelles und verbindendes Ele-
ment im Zentrum: „Wir leben in einer
Welt, in der alle Akteure dieselben Re-
geln befolgen und dieselbe Sprache
der Gewinnmaximierung sprechen“
(16). Dieses Prinzip entspringt jedoch
keiner natürlichen Ordnung, sondern
„[v]iele unserer Bedürfnisse sind das
Ergebnis der Sozialisierung in der Ge-
sellschaft, in der wir leben […]“ (17).
Bereits an dieser Stelle des Buches so-
wie an vielen folgenden scheint der
Zwiespalt des Autors zwischen Faszi-
nation und Abscheu gegenüber den
Auswüchsen des globalen Kapitalis-
mus durch.

Historisch und analytisch vergleicht
Milanovi¥ in den beiden nächsten Kapi-
teln zwei von ihm definierte idealtypi-
sche Formen des Kapitalismus: den li-
beralen und den politischen Kapitalis-
mus. Beide konkurrieren aus seiner
Sicht um die Vorherrschaft. KennerIn-
nen seiner wissenschaftlichen Publika-
tionen und Monographien sind manche
Ausführungen, insbesondere zur Ent-
wicklung der Ungleichheit innerhalb
und zwischen Ländern bereits bekannt
und an mancher Stelle eine willkom-
mene Wiederholung. Über Neulinge
ergießt sich eine Fülle an Informatio-
nen und Erkenntnissen, die durchaus
als Herausforderung wahrgenommen
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werden könnten. Die persönlichen
Anekdoten und literarischen Verweise
inmitten des empirischen Materials lo-
ckern die Lektüre jedoch deutlich auf
und illustrieren ökonomische Sachver-
halte auch für LaiInnen auf eine sehr
eingängige Art.

Liberaler Kapitalismus

Die Gegenüberstellung konkreter
historischer Beispiele hilft zu verdeutli-
chen, dass der liberale meritokratische
Kapitalismus mit den USA als Prototyp
tendenziell die höchsten Ungleichhei-
ten hervorbringt oder sie jedenfalls am
meisten verstärkt. Die systemischen
Ursachen reichen von einem steigen-
den Anteil der Kapitaleinkünfte am Na-
tionaleinkommen, einer hohen Kon-
zentration von Vermögen und Verer-
bung über Generationen, höheren Ver-
mögensrenditen für die Reichen und
assortativer PartnerInnenwahl bis zur
Homoplutie, also dem „Zusammenfal-
len hoher Arbeits- und Kapitaleinkom-
men“ bei einzelnen Personen. Letzte-
res ist seine eigene Wortschöpfung,
auf die er in Interviews auch gern ver-
schmitzt verweist. Die im 20. Jahrhun-
dert erfolgreichen Mittel und Wege zur
Reduktion der Ungleichheit eignen sich
aufgrund veränderter Gegebenheiten
in diesem Jahrhundert nur noch be-
dingt: Neue Arbeitsverhältnisse er-
schweren die gewerkschaftliche Orga-
nisation, die Bildung der Massen zur
Reduktion der Einkommensungleich-
heit stößt an ihre Grenzen, und der
ausgebaute Sozialstaat gerät durch
zunehmende Machtkonzentration
Überreicher (Plutokratie), Migration
und abnehmende Solidarität immer
mehr unter Druck.

Seine Vorschläge für die Maßnah-
men im 21. Jahrhundert beruhen im

Wesentlichen auf drei Säulen und zie-
hen sich durch seine bisherigen Arbei-
ten (Ertl 2017). Die erste ist eine gleich-
mäßigere Verteilung von Vermögen
durch steuerliche Anreize für Kleinak-
tionärInnen, durch MitarbeiterInnenbe-
teiligungsprogramme zur Förderung
von Vermögensaufbau und eine höhe-
re Besteuerung von ErbInnen, Vermö-
genden und GroßaktionärInnen. Auch
eine vom Staat gewährleistete Erb-
schaft für alle jungen Erwachsenen im
Sinne von Atkinson (2016) schwebt
ihm vor. Die zweite Säule basiert auf
seiner äußerst kontroversiellen Idee ei-
ner abgestuften StaatsbürgerInnen-
schaft, mit der er selbst nicht ganz
glücklich scheint. Mangels besserer Al-
ternativen betrachtet er seinen Vor-
schlag aber mit nüchterner ökonomi-
scher Brille, denn er ist für ihn die ein-
zig mögliche Rettung des Sozialstaa-
tes. An anderer Stelle im Buch – und
vermutlich mit einem ganz anderen
Zeithorizont vor Augen – fordert er aber
große Anstrengungen zur Beschleuni-
gung der weltweiten Einkommenskon-
vergenz, da es vor allem die extremen
Einkommensunterschiede sind, die Mi-
gration verursachen. Die dritte Säule
setzt im Bildungsbereich an und soll
die Chancengleichheit erhöhen, be-
zieht sich aber spezifisch auf die USA,
da der Fokus dieser Maßnahmen auf
den exklusiven Elite-Universitäten
liegt.

Politischer Kapitalismus

Das vielleicht Spannendste und
Neue ist wohl Milanovi¥s Auseinander-
setzung mit dem politischen Kapitalis-
mus, den er vorrangig mit China und
Vietnam assoziiert. Dieser Abschnitt
galt als Grundstein für das Buch und
beginnt daher mit einer ausführlichen
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geschichtlichen Einbettung des Kom-
munismus ins Weltgeschehen und ei-
nigen begrifflichen Abgrenzungen, die
den Autor letztlich zurück zum heuti-
gen kapitalistischen China führen. Hier
zeigt er seine hohe Sachkenntnis und
schafft es, wirtschaftshistorische Ent-
wicklungen gekonnt und nachvollzieh-
bar zueinander in Beziehung zu set-
zen. Analog zum liberalen Kapitalis-
mus definiert er auch zentrale Merkma-
le des politischen Kapitalismus, der
sich durch eine effiziente Bürokratie,
das Fehlen eines „unabdingbaren Vor-
rangs des Gesetzes“ (136), unklare Ei-
gentumsverhältnisse aufgrund vieler
Mischformen von Privat- und Staatsei-
gentum und die Autonomie des Staa-
tes mit potenziellen Durchgriffsrechten
auf den Privatsektor zur Verfolgung na-
tionaler Interessen kennzeichnet. Die
willkürliche Anwendung von bestehen-
den Gesetzen erlaubt dem Staat zu-
dem Elitenförderung mit der jederzeiti-
gen Möglichkeit der Widerrufung aller
Privilegien und unter Anwendung von
übertriebener Härte gegenüber miss-
liebigen politischen AkteurInnen. Aller-
dings sieht Milanovi¥ die „endemische
Korruption“ (139) in China als einen
Widerspruch im System. Einerseits
vergrößert sie die Ungleichheit – da-
rauf deuten jedenfalls die spärlich ver-
fügbaren Daten zur Einkommens- und
Vermögensungleichheit in China hin.
Andererseits darf das Ausmaß an Un-
gleichheit aber nicht außer Kontrolle
geraten, weil ansonsten die Legitimität
des Systems gefährdet wird. Das en-
demische Element entsteht laut Mila-
novi¥ durch die Willkür des Systems.
sie etabliert die die Korruption als fes-
ten Bestandteil, was dank der Globali-
sierung auch einfacher geworden, da
Vermögen einfacher versteckt werden
kann. Paradoxerweise ist drastisches

und umfassendes Eingreifen nicht sys-
temkompatibel, weil die notwendige
Willkür rechtsstaatlichen Prinzipien
weichen müsste und damit die Autono-
mie des Staates untergraben würde.
Man begnügt sich also mit punktuellen
Korruptionsbekämpfungsmaßnahmen.

Amoralischer hyper-
kommerzialisierter Kapitalismus

Unabhängig davon, welche Form
des Kapitalismus sich durchsetzt: Man-
che Entwicklungen sind für Milanovi¥
universell. So sieht er etwa in den glo-
balen Wertschöpfungsketten die Mög-
lichkeit der wirtschaftlichen Entwick-
lung aller Beteiligten und stützt sich da-
bei inhaltlich auf ein Buch des Ökono-
men Richard Baldwin mit dem Titel
„The Great Convergence“ (2016).
Demzufolge gelang es Ländern wie
China oder Indien durch die Integration
in globale Wertschöpfungsketten, die
veraltete Vorstellung von wirtschaftli-
cher Entwicklung in bestimmten Etap-
pen über Bord zu werfen. Heute ist Chi-
na in einzelnen Bereichen zum Tech-
nologieführer aufgestiegen, was laut
Milanovi¥ nur durch die Integration in
globale Lieferketten möglich wurde.
Das stellt allerdings das Paradigma der
Dependenztheorie auf den Kopf. Nicht
die Abkoppelung, sondern „[g]erade
die Ankoppelung hat Asien in die Lage
versetzt, in einem bemerkenswert kur-
zen Zeitraum den Weg von absoluter
Armut zu einem mittleren Einkommen
zurückzulegen“ (220). Aber auch man-
che Schattenseiten teilen sich die aktu-
ellen Ausgestaltungen der konkurrie-
renden Systeme, die Milanovi¥ – unter
ausführlicher Zitierung von ökonomi-
schen und moralphilosophischen Quel-
len, etwa von Platon, Aristoteles, Smith,
Marx, Montesquieu oder Rawls – be-

589

47. Jahrgang (2021), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft



leuchtet. Er kommt zum Schluss, dass
dem Kapitalismus eine unvermeidliche
und voranschreitende Amoralität inne-
wohnt. Das liege unter anderem daran,
dass unmoralische Geschäftspraktiken
nicht mehr unmittelbar wahrgenom-
men werden können, da die Globalisie-
rung viele Produktionsprozesse welt-
weit verteilt und der Konsum dadurch
räumlich von der Produktion getrennt
ist. Und so bleibt nur noch die externali-
sierte Moral in Form von Gesetzen, die
juristisch ausgereizt werden und Anrei-
ze zur (il)legalen Umgehung bieten.
Die Amoralität wird indes auch dadurch
genährt, dass die Kommodifizierung in
allen Sphären des Lebens (Hausar-
beit, Betreuungstätigkeiten, kurzfristi-
ges Vermieten von temporär nicht ge-
nutztem Wohnraum etc.) voranschrei-
tet. In der Arbeitswelt schwinden
Freundlichkeit und Verlässlichkeit
durch die Flexibilisierung, und Milano-
vi¥ glaubt – entgegen anderer Thesen
etwa von Paul Mason oder Nancy Fra-
ser –, dass uns die Kommodifizierung
nicht aufgezwungen wurde, sondern
von uns gewollt ist. „Die Kommodifizie-
rung ,bis in den letzten Winkel“ unseres
Lebens ist ein Prozess, an dem die
Menschen freiwillig teilnehmen und
den sie obendrein oft als sinnstiftend
empfinden“ (275). Ein Beleg für den
umfassenden Triumph des hyperkom-
merzialisierten Kapitalismus, dessen
Vormachtstellung unangefochten
bleibt. Milanovi¥ betont zu Recht, dass
das natürlich ein systemisches Pro-
blem ist und kein individuelles, das auf
Einzelpersonen allein abgeschoben
werden könnte. Gängige Vorschläge
zu Verbesserungen innerhalb des Ka-
pitalismus führen für ihn ins Leere. All-
gemeine Arbeitszeitverkürzungen etwa
würden am Bedürfnis scheitern, dass
es den eigenen Kindern einmal besser

geht, und selbst wenn dieses dynasti-
sche Denken überwunden wäre, würde
diese der Freizeit frönenden Gesell-
schaft von anderen Ländern aufge-
kauft werden, die nicht Keynes’ Vision
einer 15-Stunden-Arbeitswoche fol-
gen. Als Beispiel führt Milanovi¥ etwa
die schönsten Gegenden Italiens an,
die bald mehrheitlich von ausländi-
schen Reichen bewohnt oder zumin-
dest besessen werden. Die Autarkie
als Alternative scheitert aus seiner
Sicht daran, dass es nicht gelingen
würde, eine ausreichend große Zahl
von Menschen zu einem niedrigeren
ökonomischen Lebensstandard zu be-
wegen.

Zukunft im Kapitalismus

Auch Milanovi¥s Blick in die Zukunft
basiert auf unzähligen Quellen und
sprüht in manchen Momenten vor Ori-
ginalität. In Anlehnung an Baldwin
(2016) sieht Milanovi¥ die dritte Phase
der Globalisierung – nach den redu-
zierten Kosten des Transports von Gü-
tern (erste Phase) und den reduzierten
Kosten des Transports von Information
(zweite Phase) – als jene, in der die
Transportkosten von Menschen deut-
lich reduziert werden. Diese noch in
der Zukunft liegende Phase wird unse-
re Welt enorm verändern, sobald Funk-
fernsteuerung bzw. Fernwartung einen
globalen Arbeitsmarkt ohne physische
Migration ermöglicht. Zusammen mit
der aus seiner Sicht unbegründeten
Furcht vor technologischem Fortschritt
und damit verbundener Massenar-
beitslosigkeit und dem düsteren Sze-
nario eines Atomkriegs sind dies aber
nur Randthemen. Im Kern steht die Ge-
genüberstellung des politischen und
des liberalen Kapitalismus. Im Für und
Wider attestiert er ein tendenzielles
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Unentschieden, betont – an anderer
Stelle im Buch – aber auch das einge-
schränkte Exportpotenzial des politi-
schen Kapitalismus, da die notwendi-
gen Bedingungen, insbesondere die
kontrollierte Korruption sowie die Iso-
lierung der politischen Führung, nur in
wenigen Ländern realisierbar sind. Al-
lerdings schließt er eine Synthese, in
der der liberale Kapitalismus mit pluto-
kratischen Ausprägungen zusammen-
fällt, nicht aus. Die ökonomische und
die politische Macht wären hier so weit
verschränkt, dass die systemischen
Merkmale dem politischen Kapitalis-
mus immer ähnlicher würden. Etwas
unerwartet bringt Milanovi¥ nun ein
drittes mögliches Szenario ein, das auf
Bowles und Gintis (1986) zurückgeht.
Im Gegensatz zu den pessimistischen
Annahmen in den beiden vorangegan-
genen Szenarien skizziert er hier einen
relativen Bedeutungsgewinn des Fak-
tors Arbeit aufgrund von rückläufigem
Bevölkerungswachstum. Die stärkere
Verhandlungsmacht der Beschäftigten
könnte zu einer neuen Form des Kapi-
talismus führen, in der demokratisch
organisierte Unternehmen im Zentrum
stehen. Das Privateigentum an den
Produktionsmitteln würde erhalten
bleiben, die Lohnarbeit aber würde
schwinden und das Szenario damit nur
Teile der Definition von Kapitalismus
erfüllen.

Fazit

Die Leistung, die Branko Milanovi¥
mit diesem Buch gelungen ist, liegt vor
allem in der systematischen Einord-
nung und Kategorisierung der vorherr-
schenden Formen des Kapitalismus
und der Auseinandersetzung mit dem
politischen Kapitalismus im Speziellen.
Der skizzierte Dualismus verzichtet auf

viele Abstufungen, fokussiert den Blick
aber auf das große Ganze und ermög-
licht eine weitgehend stringente Argu-
mentation. Manche Exkurse – etwa
zum bedingungslosen Grundeinkom-
men – wirken etwas verloren, und sie
wegzulassen hätte der Qualität keinen
Abbruch getan. Trotzdem schafft er es,
komplexe ökonomische Sachverhalte
und historische Entwicklungen in vie-
len Teilen der Welt für ein breites Publi-
kum interessant aufzubereiten und auf
einfache Graphiken und Schaubilder
zu reduzieren. Wie auch in seinen frü-
heren Werken schreckt er nicht vor
provokanten Vorschlägen, wie etwa ei-
ner abgestuften Staatsbürgerschaft mit
beschränkten Rechten, zurück. Den-
noch liegt diesen Vorschlägen, so je-
denfalls der Eindruck, oft ein brutaler
Pragmatismus in philosophisch-mora-
lisch eigentlich unauflöslichen Fragen
zugrunde, der zum Nachdenken und
Hinterfragen eigener Positionen an-
regt. Milanovi¥ Ausführungen zum poli-
tischen Kapitalismus als ernstzuneh-
mende Alternative zum liberalen Kapi-
talismus erscheinen bizarr. Wer würde
ein autokratisches Regime tatsächlich
hinnehmen und politische Freiheit ge-
gen wirtschaftliches Wohlergehen tau-
schen? Doch was die Fähigkeiten zur
Eindämmung des Covid-19-Virus an-
belangt, hat China die USA als techno-
logisch höchstentwickeltes Land der
Welt eindeutig übertroffen. China ge-
lang es dadurch, ideologische Wer-
bung für die Institutionen des politi-
schen Kapitalismus zu machen, ein
Fakt, auf den Milanovi¥ im deutschen
Vorwort im Juli 2020 hinweist. Natür-
lich – aber das liegt wohl auch im We-
sen von Werbung – wird dabei vieles
ausgeblendet, in diesem Fall die lange
Phase der Geheimhaltung der chinesi-
schen Regierung, die möglicherweise
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erst zu der Pandemie geführt hat. Je
nach Stimmungslage möchte man in
den Pessimismus, den viele seiner
Ausführungen verbreiten, verzweifelt
einstimmen oder im Gegenteil frohen
Mutes und mit einer gehörigen Portion
Optimismus widersprechen. Um Letz-
terem die Oberhand zu gewähren, sei
der Klappentext des Buches an die-
ser Stelle zitiert: „[D]er Kapitalismus
ist ein von Menschen gemachtes Sys-
tem: Unsere Entscheidungen bestim-
men, welche Form er in Zukunft an-
nimmt.“

Michael Ertl
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Marxismus für die 99%
Rezension von: Thier, Hadas (2020).

A People’s Guide to Capitalism.
An introduction to Marxist Economics.
Chicago, Haymarket Books. 450 Seiten.

Taschenbuch. 20,00 USD.
ISBN 978-1-64259-169-9.

Die marxistische politische Ökonomie
ist eine nützliche, aber komplizierte An-
gelegenheit. Für eine Weltanschau-
ung, die sich als Werkzeug zur Neuge-
staltung der Welt durch die Massen
versteht („es kommt darauf an, sie zu
verändern“), ist der Marxismus in sei-
nen Details nicht sehr verbreitet. Das
liegt sicher auch an der Ausführlichkeit
und der akademischen Hochschwellig-
keit, in der seine Theorie entwickelt
und niedergeschrieben worden ist.

Folgerichtig machen es sich Genera-
tionen von politischen ÖkonomInnen
zur Aufgabe, die Grundlagen ihrer
Analyse kompakt und verständlich nie-
derzuschreiben. Die amerikanische
Wissenschafterin und Journalistin Ha-
das Thier hat sich mit „A People’s Gui-
de to Capitalism“ in diese Tradition ein-
gereiht. Ihr Buch braucht sich vor ande-
ren Klassikern wie Ernest Mandels
„Einführung in den Marxismus“ (1979)
oder Michael Heinrichs „Kritik der Poli-
tischen Ökonomie“ (2004) nicht verste-
cken.

Wie die beiden Herren schreibt sie
eine kompakte Einführung in die
Aspekte der marxistischen Theorie, die
für ihre eigene Interpretation des Mar-
xismus am wichtigsten sind. Dabei
bleibt sie nahe an den Originalquellen,
führt aber einiges aus der hunderttau-
sende Seiten füllenden marxistischen
Geschichts-, Wirtschafts-, und Sozial-

wissenschaft des 20. Jahrhunderts als
Beispiel oder Kronzeugnis an (und
macht dieses damit sehr nützlich). In
Kombination mit Beispielen aus der
Gegenwart und Exkursen zu Krypto-
währungen oder die Coronakrise ge-
lingt es ihr, die Anwendbarkeit ihrer
Theorie zu zeigen.

Hadas Thier ist eine Aktivistin der
Democratic Socialists of America
(DSA), einer Gruppe am linken Rand
der Demokratischen Partei, deren Mit-
gliederzahlen sich seit 2016 verviel-
facht haben und die beispielhaft für die
neu entdeckte amerikanische Faszina-
tion für Sozialismus und Marxismus
steht. Sie schreibt als Journalistin re-
gelmäßig für das Jacobin Magazine,
einem der wichtigsten theoretischen
Einflüsse auf die DSA-AktivistInnen.
Es wird auch dieses neu entdeckte In-
teresse von zehntausenden jungen
US-AmerikanerInnen an sozialisti-
scher Organisierung sein, für das die-
ses Buch geschrieben wurde. Und
Thier schreibt in einem Ton und mit ei-
ner leichten Ernsthaftigkeit, die für die-
ses Publikum perfekt sind. Gleichzeitig
beackert sie gewissenhaft die zentra-
len Themen aus dem ersten und dritten
Band des „Kapitals“, um sie in ähnli-
cher analytischer Tiefe auf aktuellere
Entwicklungen (vom Imperialismus bis
zur Finanzialisierung) umzulegen. Das
Buch ist eine gute Einführung für Inter-
essierte mit etwas sozialwissenschaft-
licher Vorbildung, Ökonomiestudieren-
de, die Marx kennenlernen wollen, und
generell für alle, die sehen wollen, wie
politische Ökonomie erklärt und ange-
wendet werden kann.

Der Titel „A People’s Guide to Capi-
talism“ ist eine quasipopkulturelle Re-
ferenz an Howard Zinns „A People’s
History of the United States“ (1980).
Damals bahnbrechend erzählt der mar-
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xistische Historiker die amerikanische
Geschichte ausschließlich aus der
Sicht der Betroffenen und Benachtei-
ligten, von Kolumbus erster Anlandung
als Genozid bis zu den Irakkriegen als
neokoloniale Eroberungen.

Es macht Sinn, sich als Autorin nach
der von Zinn ausgerufenen „stillen Re-
volution“ zu strecken. Und Thier schafft
es tatsächlich, über die obligatorischen
Handlungsaufrufe in Vorwort und Zu-
sammenfassung („es kommt darauf
an, sie zu verändern“) hinauszugehen
und die Lebensrealität von Arbeiten-
den wie Arbeitslosen im Kapitalismus
zu beschreiben und zu erklären.

Gleichzeitig präsentiert sie keine
Analyse des Kapitalismus, die bei den
ArbeiterInnen ansetzt, das wäre für
den Marxismus auch untypisch. Vom
Begriff des Kapitalismus ausgehend
beschreiben Marx, Engels und die an-
deren die politische Ökonomie als Ana-
lyse des Kapitals. Schon der Begriff der
ArbeiterInnenklasse ist als negative
Kategorie definiert (wie Lukács, der
Philosoph, nicht der mit „Star Wars“,
1923 in „Die Verdinglichung und das
Bewußtsein des Proletariats“ darlegt).
Einerseits weil sie historisch herausge-
bildet wurde, als die Akkumulationsbe-
dürfnisse eines unabhängigen Kapitals
erwachten, andererseits weil der und
die individuelle ArbeiterIn eben da-
durch definiert ist, über kein Kapital zu
verfügen.

In Marx’ „Kapital“ kommt diese kon-
krete historische Entstehung des Kapi-
talismus und seine durchgehende Bru-
talität erst am Ende, im siebten Ab-
schnitt des ersten Bandes, vor. Das be-
hält seinem Werk Lebendigkeit vor, vor
allem wenn man es der recht frühen
theoretischen Herleitung der Geldware
im vierten Kapitel gegenüberstellt, an
der so mancher Lesekreis zerbricht.

Thiers Buch stellt den historischen
Aspekt an den Anfang. So schafft sie
es auch, den scheinbaren Widerspruch
zwischen Klassenunterdrückung, Se-
xismus und Rassismus aufzulösen. Sie
führt hier die Analysen zusammen, er-
klärt die Entstehung der ArbeiterInnen-
klasse aus Einhegung, Privatisierung
der Hausarbeit, Sklaverei und Kolonia-
lismus und leitet den multiethnischen
und geschlechtsspezifischen Charak-
ter der Ware Arbeitskraft her.

Ansonsten folgt „A People’s Guide to
Capitalism“ der Erzählstruktur der drei
Bände „Kapital“. Das Buch geht von
der historischen Einführung zur Wa-
renwirtschaft und zu den Geldwaren
über, um dann Profite und Kapitalakku-
mulation zu erklären. Anschließend
macht Thier den Sprung zur Krisen-
theorie des dritten Bandes, um darauf-
hin Kreditwirtschaft und Finanzialisie-
rung herzuleiten. Es ergibt durchaus
Sinn, dass eine Marxistin den inneren
Aufbau von Marx’ Werk für weitgehend
sinnvoll hält und ihm daher größtenteils
folgt.

Thier schafft es aber dennoch, die
Materie mit anschaulichen Beispielen
in die Gegenwart zu holen. Zwar
kommt auch Marx’ Tisch vor, der von
den Füßen seines Gebrauchswerts auf
den Kopf des Tauschwerts gestellt
wird. Kapitalakkumulation, Ausbeu-
tung, Innovation und Wettbewerb wer-
den aber anhand eines Kaffeeimperi-
ums namens Big Bucks oder Copy-
shop-Ketten erklärt, die ihrer LeserIn-
nenschaft von prekären Collegejobs
bekannt sein werden.

In Bezug auf Wettbewerb positioniert
sich Thier orthodox marxistisch und re-
lativ deutlich gegen die Monopolkapita-
lismus-Theorien, die Paul Sweezy,
Paul A. Baran oder John B. Foster rund
um die „Monthly Review“ erbarbeitet
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haben. Sie betont die zentrale Rolle
der brutalen Konkurrenz für Kapitalak-
kumulation, Innovation und Ausbeu-
tung und hebt die Herausbildung der
generellen Profitrate als zentral für
Marx’ Theorien, nicht zuletzt der Kri-
sentheorie hervor.

Solche Überlegungen sind auch der
Ausgangspunkt für Anwar Shaikhs
„Real competition“-Gegenentwurf zur
„Monthly Review“-Tradition, dieser
bleibt aber ebenso unerwähnt wie Bei-
träge aus der klassischen politischen
Ökonomie vor Marx. Thiers marxisti-
sche Theorie beginnt mit Marx und en-
det mit Lenin. Das macht ihre Einfüh-
rung kompakt, mithilfe entsprechender
Anknüpfungspunkte wäre das Buch
aber noch besser für ein weitergehen-
des Studium geeignet. Diese Aufgabe
bleibt so den jeweiligen Lehrenden und
Lesekreis-OrganisatorInnen überlas-
sen.

Zum Abschluss legt Thier die drei
Ziele ihres Buchs offen, von denen sie
möchte, dass man sie sich mitnimmt:
dass die Dynamiken des Kapitalismus
nicht zufällig sind und daher analysiert
werden können, dass sich deren Wi-
dersprüche zuspitzen und zu Krisen
führen und dass man diese Dynamiken
aufbrechen und ändern kann. Die
bringt sie gut an und dabei auch eine
umfassende Einführung in eine polit-

ökonomische Analyse des Kapitalis-
mus im 21. Jahrhundert.

Patrick Mokre
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Karl Marx, der Feminist?
Rezension von: Brown, Heather (2021).

Geschlecht und Familie bei Marx.
Karl Dietz Verlag, 264 Seiten.

Taschenbuch. 30,80 EUR.
ISBN 978-3-320-02375-1.

„Marx hat sich nie mit der Frauenfra-
ge ‚an und für sich‘ und ‚als solcher‘ be-
schäftigt. Trotzdem hat er Unersetzli-
ches, hat er das Wichtigste für den
Kampf der Frau um volles Recht ge-
leistet. Mit der materialistischen Ge-
schichtsauffassung hat er uns zwar
nicht fertige Formeln über die Frauen-
frage, wohl aber Besseres gegeben:
die richtige, treffsichere Methode, sie
zu erforschen und zu begreifen.“

(Zetkin 1903, 219)

Worauf Clara Zetkin bereits vor über
100 Jahren in „Was die Frauen Karl
Marx verdanken“ hingewiesen hat,
zeigt Heather Brown in „Geschlecht
und Familie bei Marx“ anhand einer
umfassenden systematischen Ausein-
andersetzung mit Marx’ Perspektive
auf Geschlecht und Familie. Ausge-
hend von feministischen Auseinander-
setzungen mit Marx seit der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts stellt die
Politologin zu Beginn des Buches die
Frage, was Marx der zeitgenössischen
feministischen Theorie wohl noch zu
sagen hätte. Unter Bezugnahme auf
AutorInnen wie Raya Dunayevskaya,
Claudia Leeb und Kevin Anderson legt
sie dar, dass, obwohl sich seit den
1970er-Jahren überwiegend ein Bild
des ökonomisch deterministischen,
geschlechtsblinden Marx in der femi-
nistischen Theorie durchgesetzt hat,
nach wie vor eine feministische Aus-

einandersetzung mit seinem Werk
existiert, die wichtige Beiträge zu unse-
rem Verständnis der Beziehung von
Geschlecht und Klasse leistet. Diese
beziehen sich jedoch stets nur auf
Fragmente seiner Arbeit. Anhand einer
Analyse des Gesamtwerks von Karl
Marx versucht Brown deshalb eine in-
haltliche Lücke in der Marx-Literatur zu
schließen, indem sie Marx’ Überlegun-
gen zu Geschlecht und Familie in chro-
nologischer Reihenfolge bündelt. Denn
„es ist (…) wichtig, die marxsche Theo-
rie als Ganzes zu betrachten – sowohl
die positiven als auch die negativen
Aspekte –, um ihr Potenzial im Hinblick
auf die Weiterentwicklung der feminis-
tischen Theorie und ihrer Ziele ein-
schätzen zu können“ (14). Dabei geht
sie über sein bekanntes Theoriege-
bäude hinaus, womit LeserInnen einer-
seits ein Einblick in weniger bekannte
(teils unveröffentlichte) Arbeiten Marx’
geboten wird, die bisher nicht oder
kaum anhand ihrer Geschlechter- und
Familienbilder analysiert wurden. An-
dererseits zeichnet sie durch Rückgriff
auf die verschiedenen Schriften die
Entwicklung seiner Denkweisen im Le-
bensverlauf nach. So äußert sich hin-
sichtlich des Familienbildes bereits
früh ein marxsches Denkmuster, seine
Sicht auf Geschlechterverhältnisse
veränderte sich im Laufe seines Le-
bens hingegen.

Von den Frühschriften
bis zum späten Marx

Brown argumentiert, dass der Fokus
des marxschen Theoriegebäudes auf
der politischen Ökonomie liege, die ge-
sellschaftliche Stellung der Frauen
aber dennoch nicht ignoriere. Sie
macht sich zum Ziel zu zeigen, dass
Marx’ Auseinandersetzung mit Ge-
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schlechterverhältnissen weit mehr be-
traf als die Frauenerwerbsarbeit in der
Fabrik und dabei über Klassengrenzen
hinausging. Auch wenn Marx keine
systematische Theorie der Geschlech-
terverhältnisse formuliert hat (was zu-
dem nie das Ziel seiner Analysen war),
spielen Geschlechterverhältnisse für
sein Verständnis von Arbeitsteilung,
Produktion und Gesellschaft im Allge-
meinen eine wesentliche Rolle.

In den ersten Kapiteln wird dargelegt,
dass sich Marx bereits in seinen Früh-
schriften mit der entmenschlichten
Lage der Frauen im Kapitalismus be-
fasste. In den „Ökonomisch-philoso-
phischen Manuskripten“ verwies er da-
rauf, dass die Stellung der Frau für die
allgemeine Entwicklungsstufe einer
Gesellschaft stehe. In „Die deutsche
Ideologie“ behandelte Marx die ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung,
die er als „natürlich“ begriff. Diese „Na-
türlichkeit“ ist laut Brown aber nicht als
biologischer Essentialismus Marx’ zu
verstehen, sondern als historisch-spe-
zifische Realität, die von objektiven
und subjektiven Faktoren bestimmt
wird. Nicht die Arbeitsteilung an sich
sei problematisch, sondern die Hierar-
chisierung, die damit einhergehe und
mit der die Entfremdung und Unter-
drückung ansetze. Dadurch sah Marx
besonders die geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung als eine Ursache der Un-
terdrückung von Frauen (und Kindern)
innerhalb der Familie. Der entschei-
dende Punkt ist dabei, dass Marx da-
rauf hinweist, dass Frauen nicht von
Natur aus dazu verdammt sind, in der
privaten Sphäre zu verweilen. Wäh-
rend er in den Frühschriften die allge-
meine Stellung der Frau in der Gesell-
schaft behandelte, widmete er sich im
„Manifest der kommunistischen Partei“
und im „Kapital“ explizit den Ge-

schlechterverhältnissen und der Rolle
der Familie im Kontext politischer Öko-
nomie. Marx hat laut Brown die Frau-
enunterdrückung nicht als zweitrangig
für die Absicherung des kapitalisti-
schen Systems betrachtet, sondern set-
ze Klassen- und Frauenunterdrückung
in einen Gesamtzusammenhang. Der
Kapitalismus hole die Frauen (und Kin-
der) aus der häuslichen Sphäre und
stelle diese als Arbeitskräfte zur Verfü-
gung. Dazu trage vor allem der techno-
logische Wandel bzw. Maschinenar-
beit bei, die die Erwerbsbeteiligung von
Frauen wachsen lasse. Prinzipiell
stand Marx dem positiv gegenüber, äu-
ßerte sich aber auch immer wieder am-
bivalent. Laut ihm war die Stellung der
Frauen für die ArbeiterInnenbewegung
von entscheidender Bedeutung, weil
sie mit Männern um Arbeitsplätze kon-
kurrierten und deutlich niedrigere Löh-
ne erhielten. Im Zentrum all dieser
Schriften stand stets die Betonung,
dass eine freie Gesellschaft erst durch
die Überwindung geschlechtsspezifi-
scher Ungleichheiten möglich sei. Es
sei zudem notwendig, die Familie als
eine Form der Unterdrückung und Ent-
fremdung aufzuheben, obschon Marx
nicht näher darauf einging, wie.

In „Die heilige Familie“ befasste Marx
sich mit der fiktiven Prostituierten Fleur
De Marie in Eugène Sues Roman „Die
Geheimnisse von Paris“. Brown veran-
schaulicht anhand dieser Schrift, dass
Marx Fleur De Marie ohne moralisie-
rende Wertung nicht als bloßes Opfer
ihrer Umstände betrachtete, sondern
als handlungsfähiges Wesen. Er wies
am Beispiel der Romanfigur auf die
prekäre Situation der Mädchen und
Frauen der ArbeiterInnenklasse hin.
Gleichzeitig zeigt Brown anhand Marx’
journalistischer Arbeiten, etwa in der
Auseinandersetzung mit Jacques Peu-
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chets Aufsatz über den Selbstmord in
der französischen Gesellschaft des frü-
hen 19. Jahrhunderts oder seinem Arti-
kel über die Inhaftierung der Aristokra-
tin Rosina Bulwer-Lytton, dass er sich
mit Frauenunterdrückung über Klas-
sengrenzen hinaus befasste, er die
Unterdrückung im privaten, familiären
Bereich wahrnahm und dieser ableh-
nend gegenüberstand. Während Marx’
Frühschriften bereits Hinweise dafür
lieferten, dass er Frauen als hand-
lungsfähige Subjekte sah, insbesonde-
re im „Kapital“ aber teilweise noch am-
bivalente und verkürzte Ausführungen
zur gesellschaftlichen Rolle der Frau
äußerte, vermittelten erst seine journa-
listischen Arbeiten und seine politische
Arbeit im Rahmen der Ersten Interna-
tionalen ein Bild des historischen, poli-
tischen Subjekts der Frau. Diese Ent-
wicklung zeichnet Brown beispielswei-
se anhand seiner journalistischen Ar-
beiten zu Frauen in Arbeitskämpfen,
seines Einsatzes für die Pariser Kom-
mune und daran anknüpfend für das
Programm der französischen Arbeite-
rInnenpartei nach. Dadurch wird deut-
lich, dass Marx das revolutionäre Po-
tenzial der Frauen erkannte, sich für
ihre politischen Anliegen einsetzte und
beispielsweise für die Abschaffung der
Gesetze einstand, die es den Männern
erlaubten, Frauen im häuslichen Be-
reich zu beherrschen.

Wichtig erscheint Brown, Marx’ Denk-
weisen von jenen Engels’ abzugrenzen.
Während aufgrund der Verbundenheit
von Marx und Engels häufig angenom-
men wird, sie hätten die gleichen An-
sichten vertreten, basieren feministi-
sche Diskussionen über den Marxis-
mus oftmals lediglich auf Engels’ „Der
Ursprung der Familie, des Privateigen-
tums und des Staats“ und übertragen
dessen Inhalte auf Marx’ Denkweisen.

Brown versucht deshalb zu zeigen,
dass Engels’ Buch zwar auf Marx’ Ex-
zerpten zu Lewis Henry Morgans „Die
Urgesellschaft“ basiert, sich die Denk-
weisen der beiden aber deutlich unter-
schieden und Marx ein komplexeres,
dialektischeres Gesellschaftsverständ-
nis vertrat als Engels. Anhand Marx’
(zum Teil noch unveröffentlichter) Ex-
zerpthefte zeigt Brown dessen Ideen zu
Geschlecht und Familie zum Ende sei-
nes Lebens. Diese offenbaren, wie er
seine dialektische Methode auf die Ge-
schichte der Gesellschaft und insbe-
sondere der Familie anwandte. Brown
arbeitet an dieser Stelle einen zentralen
Aspekt des marxschen Denkens he-
raus: die Historizität der Gesellschaft,
der Familienbande und Geschlechter-
verhältnisse. Marx hebt in seinen Ex-
zerptheften die Stellung der Frauen und
ihre Subjektivität in ihrem historischen
Verlauf hervor, von prähistorischen Ge-
sellschaften bis zum Kapitalismus. Das
offenbart Marx’ Auffassung darüber,
dass die Situation von Frauen nicht nur
ökonomisch bestimmt ist.

Insbesondere Marx’ Dialektik und
seine Überwindung des Natur-Kultur-
Dualismus sieht Brown als Stärke der
marxschen Theorie und als mögliches
Werkzeug feministischer Wissen-
schaft. Unter Rückbezug auf Nancy
Holmstrom argumentiert sie, dass laut
Marx’ Ausführung in den „Manuskrip-
ten“ biologische Bedürfnisse gesell-
schaftlich vermittelt seien. Durch die
Ausarbeitung zur dialektischen Bezie-
hung zwischen Natur und Kultur, die
auch im „Kapital“ angeschnitten wurde,
liefert Marx eine Methode, mit der auch
der Mann-Frau-Dualismus überwun-
den werden kann, worin nach Brown
Potenzial für (queer-)feministische
Theoriearbeit besteht, obschon er
selbst nicht darauf eingeht.
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Fazit

Heather Brown gelingt es, durch die
übersichtliche Struktur des Buches,
Einbezug zahlreicher direkter Zitate
und Verweise sowie durch die Einbet-
tung von Literatur, die sich bereits vor
ihr mit dem Themenkomplex befasst
hat, ein Überblicks- und Nachschlage-
werk für die Auseinandersetzung mit
Marx, Geschlecht und Familie bereit-
zustellen, obschon, geschuldet durch
die Herkunft Browns, ihre Einbettung
primär auf US-amerikanischer Literatur
beruht. Sie zeigt, dass Marx’ historisie-
rendes Konzept von Familie bereits
früh vorhanden war, während sich sein
Blick auf Geschlechterverhältnisse erst
im Laufe seines Lebens formte. Es ist
anzuerkennen, dass Karl Marx’ Analy-
se geschlechtsblinde Flecken enthält.
Er bietet allerdings Potenzial für femi-
nistische Auseinandersetzung und er-
kennt zeit seines Lebens die gesell-
schaftliche Rolle der Frauen an. Brown
arbeitet diese Stärken heraus, durch
ihre vor allem in der ersten Hälfte des
Buches fast schon apologetische
Schreibweise verlieren ihre Argumente
dabei meines Erachtens jedoch teilwei-
se an Deutlichkeit. Sie bezieht sich im-
mer wieder auf feministische AutorIn-
nen, stimmt ihnen im Grunde zu und
führt dann aus, warum diese ihres Er-
achtens die Nuancen der marxschen
Schriften nicht verstanden hätten. In
der zweiten Hälfte des Buches gelingt
ihr die Einordnung besser, indem sie
(vermutlich auch mangels bestehender
Auseinandersetzung) mögliche Deu-
tungsweisen in den Raum stellt, aber
nähere Deutungen außen vor lässt,
was Marx denn eigentlich gemeint hät-
te. Auch ihr immer wiederkehrendes
Argument, Marx sei von der viktoriani-
schen Ideologie seiner Zeit geblendet

gewesen, erscheint als Vorwand für
Marx’ Versäumnisse, beruft sich Brown
doch ausgiebig auf die Erste Internatio-
nale und die Pariser Kommune. Deren
VertreterInnen lebten zur gleichen Zeit
wie Marx, vertraten teils aber bereits
progressivere Gesellschaftsmodelle in
ihren Schriften – etwa Flora Tristan, die
ihr Werk „Arbeiterunion“ vor dem „Ma-
nifest der kommunistischen Partei“ ver-
öffentlichte und darin zum Teil ähnliche
Forderungen formulierte, Geschlech-
terverhältnissen und der Rolle der Frau
aber eine größere Bedeutung zu-
schrieb als Marx oder Engels.

Der wohl größte Beitrag, den Marx
zur feministischen Theoriebildung leis-
ten kann, ist seine dialektische Metho-
de. Ein Aspekt, der sich durch das
Buch und Marx’ Lebenswerk wie ein ro-
ter Faden zieht. Marx selbst wendet Di-
alektik nie auf den Mann-Frau-Dualis-
mus, sondern insbesondere auf das
Verhältnis von Natur und Kultur und
zum Teil auch auf Produktion und Re-
produktion an. Methodologisch könnte
damit aber argumentiert werden, dass
Geschlecht, ähnlich der Familie, kein
statisches Konzept ist, sondern als
sich ständig verändernd zu betrachten
ist. Brown lässt dies offen, weist aber
stets auf das dialektische Werkzeug für
die Analyse über Zweigeschlechtlich-
keit hinaus hin und trägt damit meines
Erachtens zu einem materialistischen
Verständnis von Geschlecht bei.

Christina Siegert
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Grundlagen feministischer
Ökonomie: Silvia Federicis

zentrale Texte aus 40 Jahren
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Silvia Federici gehört zweifelsohne zu
den wichtigsten feministischen Theo-
retikerInnen und hat mit ihren Veröf-
fentlichungen viele Grundlagen im Be-
reich der feministischen Ökonomie ge-
schaffen. Im Jahr 2012 hat sie zentrale
Texte ihrer Arbeit, die zwischen 1975
und 2010 veröffentlicht wurden, in ei-
nem Sammelband herausgegeben.
Dieser ist 2021 im Unrast Verlag im
Rahmen der Reihe „Theorien und
Kämpfe der sozialen Reproduktion“ auf
Deutsch erschienen. Gegenüber der
ersten Ausgabe wurde der Band um
drei Beiträge aus den Jahren 2011 und
2016 ergänzt. Zudem wird die deutsch-
sprachige Ausgabe mit einem für die
Einordnung und Interpretation der Tex-
te hilfreichen Vorwort von Friederike
Beier eingeleitet.

So verweist Beier gleich zu Beginn
auf die vielen Rollen Silvia Federicis:
Sie „ist Feministin, Theoretikerin, Akti-
vistin und vieles mehr“ (7). Dies ist
wichtig für das Verständnis der folgen-
den Texte, denn Federicis Arbeit zeich-
net sich eben durch diese Verbindung
von Theorie und Praxis aus. Jahrzehn-
telange Erfahrungen aus feministi-
schen Kampagnen und Bewegungen
fließen in die Texte ein, Theorien wer-
den überprüft und vor diesem Hinter-
grund weiterentwickelt. Hier ist der

zeitliche Rahmen des Sammelbandes
besonders wertvoll: Da Texte aus meh-
reren Jahrzehnten zusammengestellt
wurden, können die LeserInnen nach-
vollziehen, wie sich zentrale Argumen-
te und Thesen wiederholen, aber auch
(leicht) verändern und vertieft werden.
In ihrer Einführung für den Sammel-
band ordnet Federici die Texte selbst in
einen historischen Kontext und die
zentralen Kämpfe und politischen Aus-
einandersetzungen der jeweiligen Zeit
ein. Dies hilft ebenfalls bei der Interpre-
tation der Texte. Der Sammelband hät-
te jedoch noch weiter hinzugewinnen
können, wenn der jeweilige Anlass der
Veröffentlichung und eventuell sogar
die Rezeption den einzelnen Texten
vorangestellt worden wären.

Der Sammelband ist in drei Abschnit-
te untergliedert: 1) Theorie und Politik
der Hausarbeit, 2) Globalisierung und
soziale Reproduktion, 3) Die Commons
reproduzieren. Einerseits zeigen sich
hier Federicis Themenbreite und unter-
schiedliche politische Zusammenhän-
ge, andererseits wird schnell ersicht-
lich, dass sich das zentrale Thema der
Reproduktionsarbeit durch alle Berei-
che zieht. Dazu hält Federici in ihrem
Vorwort zur zweiten Auflage selbst
fest, dass die methodische „Bedeutung
des Buches in der Vorrangstellung
[liegt], den es der reproduktiven Arbeit
in ihrem Doppelcharakter, als Repro-
duktion des Lebens und als Reproduk-
tion der Arbeitskraft, dem Hauptfeld fe-
ministischer Organisierung, einräumt“
(16). Auch begründet Federici damit
den Titel des Sammelbandes „Revolu-
tion at Point Zero“, denn reproduktive
Arbeit „ist ganz sicher die Arbeit, in der
die Widersprüche, die der ,entfremde-
ten Arbeit‘ inhärent sind, am explo-
sivsten zutage treten, und das ist der
Grund, warum es sich dabei um den
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Ground Zero der revolutionären Praxis
handelt, auch wenn es durchaus noch
andere gibt“ (21).

Lohn für Hausarbeit –
eine feministische Forderung?

Vor dem Hintergrund der zentralen
Bedeutung der reproduktiven Arbeit
gibt der erste Abschnitt des Sammel-
bandes „Theorie und Politik der Haus-
arbeit“ einen sehr guten Einblick in
wichtige Grundlagen von Federicis Ar-
beit. Er besteht aus fünf Texten: zwei
aus 1975, zwei aus den 1980er Jahren
und einem aus 2011. Mit Ausnahme
des letzten lassen sich die Texte in die
Zeit einordnen, in der Federici in der
„Lohn für Hausarbeit“-Kampagne aktiv
war. Aus heutiger Sicht, in der Forde-
rungen nach der Bezahlung von Frau-
en für Hausarbeit eher konservativen
Seiten zuzuordnen sind – erinnert sei
etwa an die deutsche „Herdprämien“-
Debatte um das Betreuungsgeld für
Familien, die ihre Kinder im zweiten
und dritten Lebensjahr betreuen, ohne
öffentliche Angebote in Anspruch zu
nehmen –, erscheint die Forderung
vielleicht zunächst überraschend.

Federici schafft mit ihren Texten je-
doch wichtige Grundlagen feministi-
scher Theorie und Politik, indem sie
bereits in den 1970er Jahren herausar-
beitet, dass die Hausarbeit der Frauen
nicht auf eine biologische Veranlagung
zurückzuführen ist, dass es sich bei
Hausarbeit um Arbeit handelt und wel-
che Rolle Frauen und der Hausarbeit
durch den Kapitalismus zugeschrieben
wird – Letztere hält Federici für „ein we-
sentliches Moment der Arbeitsteilung
und der Teilung der gesellschaftlichen
Macht innerhalb der Arbeiter*innen-
klasse, wodurch das Kapital in der
Lage ist, seine Hegemonie aufrechtzu-

erhalten“ (42). Federici schreibt dem
Lohn zentrale Bedeutung zu, da durch
ihn anerkannt wird, dass es sich um
eine oder einen ArbeiterIn handelt, zu-
dem kann dann um Arbeitsbedingun-
gen und Lohnhöhe verhandelt bzw. ge-
kämpft werden. Umgekehrt sieht sie
bereits in den 1970er Jahren in der vie-
len unbezahlten Hausarbeit von Frau-
en einen wesentlichen Grund für deren
schlechtere Stellung auf dem Arbeits-
markt bzw. ihre Entlohnung. In ihren
Texten greift Federici immer wieder auf
marxistische Gesellschaftsanalysen
zurück, kritisiert jedoch auch Marx
Ausblenden der reproduktiven Arbeit
aus den elementaren Analysen.

Friederike Beier verweist darauf,
dass die Forderungen der „Lohn für
Hausarbeit“-Kampagne mit der Zeit
„neoliberal vereinnahmt worden“ (12)
sind und dass Federici in jüngeren Tex-
ten Kämpfe von unbezahlter und be-
zahlter Arbeit miteinander verknüpft.
Dies ist in der Tat sehr spannend, denn
– um es an dieser Stelle vorwegzuneh-
men – der Sammelband schließt mit ei-
nem Text aus 2016 über „Migrantische
Hausangestellte und die internationale
Produktion und Zirkulation von feminis-
tischem Wissen und Organisierung“.
Federici sieht einen wesentlichen Un-
terschied zwischen unbezahlten und
bezahlten HausarbeiterInnen: Letztere
begreifen sich selbst als ArbeiterInnen
und sind eher bereit, sich zu organisie-
ren und zu streiken. Sie beschreibt
Kämpfe von Hausangestellten in Nord-
amerika, Europa, Hongkong, Taiwan
und Singapur, die zu Änderungen im
Arbeitsrecht und damit einer staatli-
chen Regulierung von Hausarbeit führ-
ten. Federici sieht jedoch großes,
wenngleich auch noch kaum genutztes
Potential darin, dass „Hausangestellte
Verbündete in einem Kampf um Haus-
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arbeit sind, der bezahlte und unbezahl-
te Arbeiterinnen zusammenbringt, um
die Machtverhältnisse zu verändern,
die diese Arbeit heutzutage strukturie-
ren“ (273f). Beier betont, dass es Fede-
rici nicht nur um die Anerkennung un-
bezahlter Arbeit bzw. Hausarbeit geht,
sondern um Lösungen für Care-Arbeit
„jenseits von Staat und Kapital“ (12).
Dies erkläre auch die hohe Relevanz
von Federicis Arbeiten für aktuelle
Kämpfe und Bewegungen – etwa bei
ErzieherInnen-Streiks, beim internatio-
nalen Frauenstreik 2019/20 oder beim
deutschen Care-Revolution-Netzwerk.

Die Bedeutung der Globalisierung
für feministische Bewegungen

Ein weiterer wichtiger Punkt in Fede-
ricis Arbeiten ist ihre globale Perspekti-
ve. So beschränken sich ihre Texte
und Erfahrungen nicht etwa auf Europa
und/oder Nordamerika, sondern neh-
men auch immer wieder Bezug auf La-
teinamerika, Asien oder Afrika. Dies
zieht sich durch viele Texte, wird aber
insbesondere in Abschnitt zwei des
Sammelbandes, „Globalisierung und
soziale Reproduktion“, deutlich. Auch
hier beeinflussen sich Theorie und Pra-
xis wieder direkt: In ihrem Einführungs-
text beschreibt Federici, wie ein Auf-
enthalt in Nigeria sie dazu brachte, den
Begriff „Hausarbeit“ umfassender zu
definieren und in der Antiglobalisie-
rungsbewegung aktiv zu werden (vgl.
30). Die fünf Texte des zweiten Ab-
schnitts ordnet sie selbst als „Versuch,
die Architektur der neuen Weltwirt-
schaftsordnung zu verstehen“ (30), ein.

Federici arbeitet in den Texten he-
raus, wie im Rahmen der Globalisie-
rung Frauen, insbesondere aus Asien,
Afrika und Lateinamerika, dazu ge-
bracht wurden, ihre Arbeitskraft „nicht

nur für die lokale Wirtschaft“ einzuset-
zen, „sondern auch für die industriali-
sierten Länder zu produzieren“ (129),
was dies für ihre soziale Reproduk-
tionsarbeit bedeutet, wie die Globali-
sierung zur „Verweiblichung der Armut“
(128) und zu einer neuen Spaltung zwi-
schen Frauen beigetragen hat. Ihre
Kritik richtet sich gegen transnationale
Unternehmen, die Schaffung von Frei-
handelszonen und insbesondere die
Rolle von Weltbank und Internationa-
lem Währungsfonds (IWF), etwa über
die sogenannten „Strukturanpassungs-
programme“, die in den 1980er Jahren
gestartet wurden.

In diesem Abschnitt des Sammel-
bandes wird Federicis kritische Hal-
tung gegenüber Institutionen, wie eben
Weltbank, IWF, aber auch den Verein-
ten Nationen, und grundsätzlich ge-
genüber Staaten besonders deutlich.
Sie definiert „feministische Autonomie
nicht nur [als] Autonomie gegenüber
Männern, sondern auch gegenüber
Kapital und Staat“ (31). Ebenso kriti-
siert sie die „Institutionalisierung des
Feminismus“ (ebd.), also den Versuch,
Frauenpolitik im Rahmen der genann-
ten Institutionen umzusetzen bzw. eine
Genderperspektive in diese Institutio-
nen einzubringen, sowie reformisti-
sche Positionen innerhalb feministi-
scher Bewegungen: „Sie verurteilen
Diskriminierungen aufgrund des Ge-
schlechts, lassen aber die globale He-
gemonie der kapitalistischen Verhält-
nisse unberücksichtigt“ (128). Beson-
ders deutlich wird dies im letzten Text
des Abschnitts „Auf dem Weg nach Pe-
king: Wie die Vereinten Nationen die
feministische Bewegung kolonisier-
ten“. Die radikale Kritik an den UN-
Weltfrauenkonferenzen mag überra-
schen, werden sie doch häufig als „Er-
folgsgeschichte der transnationalen
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Frauenbewegung“ (Wichterich 2009,
13) interpretiert, da es „gelang, Frau-
enthemen und Frauenrechte auf die
Politikagenda der Vereinten Nationen
zu setzen“ (ebd.). Federici geht jedoch
davon aus, dass „die Intervention der
UNO das subversive Potenzial dieser
Bewegungen [schwächte], indem sie
sicherstellte, dass ihre sozialpolitische
Agenda mit den Absichten des interna-
tionalen Kapitals und der Institutionen,
die es unterstützen, übereinstimmen“
(195). Sie hält den Zeitpunkt der ersten
Weltfrauenkonferenz 1975 für strate-
gisch gewählt und geht davon aus,
dass die Vereinten Nationen sich be-
wusst das Ziel setzten, die feministi-
sche Bewegung dazu zu bringen, ihre
„neoliberale Agenda zu legitimieren
und zu unterstützen“ (197).

Commons als Lösung?

Im abschließenden dritten Abschnitt
des Sammelbandes finden sich ver-
gleichsweise jüngere Texte aus den
Jahren 2004 bis 2016, die sich mit Ge-
meingütern – Commons – bzw. Prakti-
ken des Commoning – der Schaffung
von kollektiven Formen der Reproduk-
tionsarbeit – beschäftigen. Federici
hält die „Idee der Commons und des
Gemeinsamen [für] eine schlüssige
und historische Alternative sowohl zum
Staats- und zum Privateigentum, als
auch zum Staat und zum Markt“ (244).
Die Texte liefern interessante Analy-
sen zu „neuen Einhegungen“ (ebd.)
der Commons – am einfachsten veran-
schaulicht durch die Umzäunung von
Land – und auch der Vereinnahmung
der Commons durch Weltbank und
Vereinte Nationen, um sie für die Priva-
tisierungspolitik zu nutzen. Am Ende
des Sammelbandes wäre jedoch ein
stärkerer Fokus auf Ansätze und Lö-

sungen für die Kollektivierung der so-
zialen Reproduktionsarbeit wün-
schenswert gewesen. Zwar lassen sich
in den vier Texten viele einzelne Bei-
spiele finden, von Praktiken gemein-
schaftlichen Zusammenlebens älterer
Menschen in italienischen Städten (vgl.
224) über den Kampf von Frauen in
Asien, Afrika und Amerika um die Sub-
sistenzwirtschaft (vgl. 230) und Kredit-
genossenschaften von Frauen in Afri-
ka (vgl. 251) bis hin zum Urban Garde-
ning (vgl. 248). Diese werden aber oft
nur als Beispiel an- und nicht ausge-
führt, und offen bleibt, wie sie dauer-
hafte Lösungen für viele Menschen
sein könnten, wie dies organisiert und
strukturiert sein müsste und worin ihre
Überlegenheit gegenüber marktlichen
und staatlichen Angeboten besteht.

Der Sammelband stellt eine Fund-
grube für eine Auseinandersetzung mit
grundlegenden feministischen The-
men dar und bietet sich gleichzeitig als
Lektüre für Lesekreise an. Besonders
spannend sind der Zeithorizont der un-
terschiedlichen Texte und die Entwick-
lung von Thesen über die Zeit, die ge-
genseitige Beeinflussung von theoreti-
schen Erkenntnissen und Erfahrungen
aus der feministischen Praxis sowie
die globale Perspektive. Auch wenn
LeserInnen andere Zugänge oder in
Teilen ein anderes Verständnis, etwa
über die Rolle des Staates haben als
Federici, sind ihre Texte so fundiert,
dass sie zum Nachdenken und Reflek-
tieren eigener Positionen anregen.

Jana Schultheiß
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Am Beginn seines Buches zitiert
Dierk Hirschel den Philosophen Anto-
nio Gramsci (1996): „Obwohl das Alte
stirbt, kann das Neue nicht zur Welt
kommen“, und verweist damit auf die
organische Krise des Kapitalismus, die
uns derzeit allgegenwärtig begleitet:
Klimakrise, Finanzmarktkrise, Han-
delskrise, Demokratiekrise – um nur ei-
nen Auszug zu nennen. Mit seinem
Verweis auf Gramscis „Interregnum“
deutet er darauf hin, dass wir uns sei-
ner Einschätzung nach gerade in einer
Phase des Umbruchs befinden – der
Ausgang sei gleichermaßen offen wie
umkämpft. Hirschel sieht den Ursprung
dieser Krisen in der zunehmenden
Spaltung der Gesellschaft, der Zerstö-
rung der Natur und allen voran in der
Entfesselung des Kapitalismus. Sein
Buch soll sowohl eine Beschreibung
dieses bedrohlichen Status quo als
auch einen Entwurf für einen sozial-
ökologischen Umbau bieten.

Der Sozialdemokrat und Ökonom
der deutschen Gewerkschaft ver.di be-
ginnt sein Buch mit einer Bestandsauf-
nahme mit einem starken Fokus auf
Deutschland. Aus gegebenem Anlass
geht er zunächst kurz auf die Corona-
Pandemie und zwei Herausforderun-
gen ein, die auch in anderen Politikbe-
reichen seit jeher bestehen: ein Man-
gel an internationaler Solidarität und

die Frage, wer die anfallenden Rech-
nungen bezahlen soll. Es stellen sich
gravierende Verteilungsfragen, die,
obwohl der Staat während der Pande-
mie als Krisenmanager und Lebensret-
ter auftritt, durch die derzeitige Krise
noch verschärft werden. Hirschel führt
ausführlich eine Reihe von besorgnis-
erregenden Erkenntnissen der Un-
gleichheitsforschung an: Wenige Su-
perreiche besitzen so viel wie die är-
mere Hälfte der Weltbevölkerung, das
Einkommen der SpitzenverdienerIn-
nen steigt, während sich die Armut in
den Industrieländern immer weiter aus-
breitet. Die damit einhergehenden Fol-
gen für die Gesellschaft sind allgegen-
wärtig: Die steigende Ungleichheit
schadet der Gesundheit, erhöht die
Kriminalität, senkt die soziale Durch-
lässigkeit und drosselt die Kaufkraft.
Zudem verweist er darauf, dass sich
die ungleichen Vermögensverhältnisse
durch intergenerationale Transfers im-
mer weiter reproduzieren, ganz nach
dem Motto „Wer hat, dem wird gege-
ben“. Des Weiteren thematisiert Hir-
schel die stagnierende Lohnentwick-
lung in Deutschland und die Ausbrei-
tung von prekären Arbeitsformen – oft-
mals zu einem Niedrig- oder Armuts-
lohn. Die Ursachen der niedrigen Löh-
ne von Frauen und Personen mit Mi-
grationshintergrund werden allerdings
nur sehr kurz angesprochen, obwohl
Deutschland – wie Österreich – eine
traurige Spitzenreiterposition beim
Gender-Pay-Gap in der Europäischen
Union einnimmt. Wesentliche Ursa-
chen für die gravierende soziale Un-
gleichheit sieht Hirschel etwa in der ge-
stärkten Verhandlungsmacht der Kapi-
taleigentümerInnen durch die interna-
tionale Arbeitsteilung, bestehende Mo-
nopole und Internetgiganten wie auch
durch den Wandel der Arbeitswelt im
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Bereich Digitalisierung und den ver-
stärkten Übergang zu einer Dienstleis-
tungsgesellschaft.

Seine Kernbotschaft lautet jedoch:
Politik macht den Unterschied. Er ver-
weist dabei insbesondere auf die Ero-
sion des deutschen Tarifsystems und
die Deregulierung des Arbeitsmarktes
sowie den Umbau der sozialen Siche-
rungssysteme durch die Schröder-Re-
gierung, welche zu einer geschwäch-
ten Verhandlungsposition der deut-
schen Gewerkschaften und der Ab-
nahme von regulären Arbeitsverhält-
nissen führte.

Im Anschluss daran spricht Hirschel
die brennenden Probleme der ökologi-
schen Krise an, welche eng mit der so-
zialen Frage verwoben sind. Wie die
stark steigende Ungleichheit hat auch
der Klimawandel seine Ursachen in
den kapitalistischen Produktions- und
Konsummustern, welche auf grenzen-
loses Wachstum ausgerichtet sind. Der
große ökologische Fußabdruck und
der horrende Ressourcenverbrauch
der Industrieländer und überreichen
Personen, die drohenden ökologi-
schen Kipppunkte und Rebound-Effek-
te sowie der Umstand, dass die
schlimmsten Folgen den ärmsten Län-
dern und Menschen drohen – obwohl
sie am wenigsten dazu beitragen –
sind dabei bekannte Kernthemen. Hir-
schel äußert in seinem Buch berechtig-
te Zweifel, ob der grüne Anstrich des
Kapitalismus bzw. das blinde Vertrau-
en in einen „grünen Markt“ für die Lö-
sung dieser Probleme ausreichend ist,
da Wirtschaftswachstum bisher nicht
hinreichend vom Ressourcenver-
brauch entkoppelt werden konnte. Da-
rüber hinaus sind Märkte keine macht-
freien Räume. Hirschel führt beispiel-
haft große deutsche Konzerne an und
verweist auf deren nach wie vor um-

fangreiche Ausnahmeregelungen und
Verschmutzungsrechte. Da der Klima-
wandel zudem ein internationales Pro-
blem ist, fordert er auch internationales
politisches Handeln. Wie oft diese Ver-
handlungen scheitern und folgenlos
bleiben, zeigt Hirschel anschaulich in
seinem Buch. Die Verfolgung des letz-
ten Klimagipfels in Glasgow lässt Ähn-
liches für die Zukunft erahnen.

Einen weiteren wichtigen Aspekt von
Ungleichheit spricht Hirschel im Rah-
men seiner Bestandsaufnahme im Be-
reich der Demokratie an: „Sozial Be-
nachteiligte und Geringqualifizierte
wenden sich von der Politik ab“. Das
zeigt sich nicht zuletzt darin, dass die-
se Bevölkerungsgruppen immer weni-
ger in politischen Ämtern und Manda-
ten vertreten sind. Hirschel verwendet
in seiner Analyse den vom Politikwis-
senschafter und Soziologen Colin
Crouch geprägten Begriff „Postdemo-
kratie“: ein Zustand hoher ökonomi-
scher Ungleichheit, in dem überreiche
Personen über informelle Wege die po-
litischen Entscheidungen beeinflussen
können und demokratische Institutio-
nen nur noch „leere Hüllen“ sind. Die
daraus resultierenden Ohnmachtsge-
fühle der restlichen Gesellschaft und
insbesondere des unteren und mittle-
ren ArbeitnehmerInnenmilieus verbin-
det er zudem mit einem Erstarken des
Rechtspopulismus und Rechtsextre-
mismus in ganz Europa. Hirschel
beendet den ersten Teil seines Buches
mit einem Überblick über die „Flücht-
lingskrise“ und ihre weitreichenden Ur-
sachen, wie Krieg, Terror, Armut und
die Folgen des Klimawandels. Er spart
dabei nicht mit Kritik an der Rolle
Deutschlands, der Europäischen
Union und der USA, wie etwa in den
Bereichen Waffenexporte, Außenpoli-
tik, erzwungene Handelsliberalisierun-
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gen, Landgrabbing und der Grenz-
schutzagentur Frontex.

Im Anschluss vertieft Hirschel seine
Bestandsaufnahme, indem er zunächst
eine detailreiche Analyse der derzeiti-
gen Form des Kapitalismus liefert, wel-
che er als „Rheinischen Kapitalismus
2.0“ betitelt. Einen besonderen Fokus
legt er auf die Rolle und den Wandel
der Finanzmärkte, den freien Welthan-
del und den digitalen Fortschritt. Seine
Ausführungen sind gut verständlich,
aufgrund der Komplexität dieser The-
menbereiche werden einige Debatten
jedoch nur sehr kurz angerissen.

Es folgt eine ausführliche Betrach-
tung unserer sich stets im Wandel be-
findlichen Gesellschaft. Hirschel kriti-
siert dabei insbesondere das Ver-
schwinden des Klassenbegriffs in den
letzten Jahrzehnten und bedient sich
bei seiner Analyse sowohl der marxisti-
schen Klassentheorie als auch der le-
bensweltlichen Milieus des Soziologen
Pierre Bourdieu. Er postuliert zudem,
dass unter anderem der vom progres-
siven Neoliberalismus propagierte In-
dividualismus und der aktuelle Fokus
der Wissenschaften und parteipolitisch
Linken auf „neue Ungleichheiten“, wie
etwa Geschlecht, Herkunft und sexuel-
le Orientierung, für die Entfremdung
der „einfachen“ ArbeitnehmerInnen
verantwortlich seien. Eine tiefergehen-
de Analyse, warum der Fokus auf die-
sen „neuen Ungleichheiten“ für große
Bevölkerungsgruppen wichtig ist, wäre
durchaus wünschenswert. Nichtsdes-
toweniger fordert Hirschel eine (gleich-
berechtigte) Erweiterung der zentralen
sozialen Frage, um Antworten auf die-
se „neuen Ungleichheiten“ und die
ökologische Krise zu finden. Dies sei in
einer „pluralen Klassengesellschaft“
notwendig, um progressive Mehrheiten
zu finden.

Nach der Analyse des gegenwärti-
gen Wirtschaftssystems und der viel-
schichtigen Facetten unserer Gesell-
schaft widmet sich Hirschel sehr detail-
und kenntnisreich der „Krise der Ge-
genkräfte und Institutionen“. Er fokus-
siert sich insbesondere auf den Verfall
des Sozialstaates, die Herausforderun-
gen der Gewerkschaften, die Schwä-
chung der Sozialdemokratie und das
Erstarken der rechten Parteien. Starke
Kritik wird erneut an der Erosion des
Tarifsystems, den Reformen der Schrö-
der-Regierung und fehlenden Investi-
tionen in Bildung, Infrastruktur und Ge-
sundheit geübt.

Abschließend versucht sich Hirschel
darin, einen Weg aus den derzeitigen
Krisen zu zeichnen. Der Fokus liegt da-
bei sehr stark auf dem Bereich Er-
werbsarbeit und somit primär auf der
erwerbstätigen Bevölkerung. Durch-
aus interessant sind die Beispiele er-
folgreich geführter Gewerkschafts-
kämpfe sowie eine selbstkritische Ab-
handlung, warum Gewerkschaften
Schwierigkeiten haben, neue Zielgrup-
pen wie junge Menschen, Frauen und
Personen mit Migrationshintergrund zu
erreichen. Auch die Problemanalyse
zur SPD fällt sehr detailreich und
selbstkritisch aus und wird gemeinsam
mit dem Aufstieg der Grünen und der
Entwicklung der Linkspartei diskutiert.
Gleichzeitig geht er davon aus, dass
ein sozialdemokratisches Programm
mehrheitsfähig wäre, dafür jedoch
Bündnisse eingegangen werden müs-
sen. Als wertvolle Partner erachtet er
dabei die linken Parteien, Gewerk-
schaften sowie neuere zivilgesell-
schaftliche Umwelt- und Sozialbewe-
gungen, etwa Fridays for Future oder
ATTAC. Hirschel beendet sein Buch
mit einer „realen Utopie“, die zwar eini-
ge interessante Aspekte wie den An-
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satz der Wirtschaftsdemokratie ent-
hält, jedoch für ein Buch, dessen Titel
„Wie wir die Gesellschaft vor einem so-
zial und ökologisch zerstörerischen
Kapitalismus schützen können“ lautet,
mehr Tiefgang hätte erwarten lassen.

Alles in allem ist das Buch sehr ver-
ständlich und kurzweilig geschrieben
und mit vielen Zahlen und detailrei-
chem Wissen im Bereich Erwerbsar-
beit und Gewerkschaften unterlegt.
Hirschel greift dabei immer wieder das
zugrunde liegende Problem des „ent-
fesselten“ Kapitalismus und der daraus
resultierenden Ungleichheiten auf. Er
zeigt sich zudem durchaus (selbst-)kri-
tisch gegenüber der allgemeinen Ent-
wicklung und vergangenen politischen
Entscheidungen seiner Partei und rät
zu einem umfassenden Erneuerungs-

prozess. Der Entwurf einer Vision für
die Zukunft sowie die Beantwortung
mancher angerissenen Fragen hätten
jedoch tiefgreifender und überzeugen-
der ausfallen können. Darüber hinaus
kommt die Perspektive und Lebens-
realität von Frauen, MigrantInnen so-
wie nicht erwerbstätigen Personen –
unter anderem durch den starken Fo-
kus auf Erwerbsarbeit – zu kurz. Das
Buch hätte außerdem von einer (kon-
sequenten) geschlechtergerechten
Sprache profitiert. Mit dem Titel seines
letzten Kapitels trifft Hirschel jedoch ei-
nen wichtigen Punkt in Hinblick auf die
Beantwortung offener Fragen und die
Lösung der derzeitigen riesigen He-
rausforderungen: „Wer, wenn nicht
wir?!“

Eva Six



Die erste industrielle Revolution
in der britischen Textilindustrie
Rezension von: Hahn, Barbara (2020).

Technology in the Industrial Revolution.
Cambridge, Cambridge University Press.

225 Seiten. Taschenbuch. 23,30 EUR.
ISBN 978-1-316-63746-3.

Die Autorin des vorliegenden schlan-
ken Bandes, die US-amerikanische
Historikerin Barbara Hahn, hat sich auf
Unternehmens- und Technikgeschich-
te spezialisiert. Die Leitfrage ihres
Werks lautet: Wie kam der dramati-
sche Produktionsanstieg in der nord-
englischen Baumwollindustrie zwi-
schen 1760 und 1850 zustande? Im
Mittelpunkt ihrer Darstellung stehen die
neuen, revolutionären Maschinen, wel-
che es ermöglichten, dass sich der An-
teil der Baumwollindustrie an der briti-
schen Sachgüterproduktion zwischen
1770 und 1841 von 1% auf 10% erhöh-
te. Das bedeutet keineswegs, dass
sich die Autorin auf die Entstehungsge-
schichte, die technischen Einzelheiten
und Fortschritte und die inkrementellen
Verbesserungen der Spinnmaschinen
und Maschinenwebstühle sowie deren
Effekte auf Produktivität und Produkt-
qualität konzentriert. Im Vordergrund
steht vielmehr die wirtschaftliche, so-
ziale und politische Einbettung des
Prozesses der Mechanisierung und
des Übergangs zum Fabriksystem in
den verschiedenen Sparten der briti-
schen Textilbranche.

Die Autorin befasst sich daher mit
den wichtigsten Voraussetzungen der
Mechanisierung der Baumwollspinne-
rei, v.a. jenen in den Bereichen der glo-
balen Handelsnetze der East India
Company, der merkantilistischen Wirt-

schaftspolitik, der Produktivität der
Landwirtschaft, des privaten Konsums,
des Zunftwesens, der Verkehrsinfra-
struktur usw. Und sie analysiert die
komplexen, vielfältigen und zeitlich va-
riierenden Wechselwirkungen zwi-
schen den Entscheidungen der Textil-
unternehmen für die Mechanisierung
der Herstellung von bestimmten Gar-
nen bzw. Stoffen mit spezifischen Ma-
schinen, für Wasserkraft oder für
Dampfkraft, für Produktion im Heimge-
werbe, in dezentralen Werkstätten
oder in Fabriken sowie ihren Entschei-
dungen über Produktionsstandorte mit
der Entwicklung der Konsumnachfrage
nach Stoffen bestimmter Qualität, den
erwarteten Veränderungen auf den
Absatzmärkten, mit Kapitalbedarf und
Finanzierung, mit den relativen Preisen
und der Verfügbarkeit von Rohmateria-
lien und Energiequellen, mit Arbeits-
marktbedingungen, Lohnniveaus und
Arbeitsbeziehungen sowie anderen
Einflussfaktoren:

„Instead of individual machines con-
ceived by heroic inventors in a flash of
discovery, this is a book about systems
and networks, and the worlds that got
the machines running, and the way the
world changed to make the devices
work. … The relationship between
changing machines and their changing
contexts is the subject this book inves-
tigates“ (1). Aus all diesen Entwicklun-
gen, zeigt die Autorin, resultierte
schließlich eine neue Wirtschaftsord-
nung, der Industriekapitalismus.

Das Werk beschäftigt sich also mit
Aspekten der Technik- und der Indus-
triegeschichte, der Wirtschafts- und der
Globalgeschichte sowie der Arbeits-
und der Sozialgeschichte und den Zu-
sammenhängen zwischen diesen. Das
Buch enthält somit wesentlich mehr,
als der Titel verspricht.

608

Wirtschaft und Gesellschaft 47. Jahrgang (2021), Heft 4



Die Mechanisierung
der Baumwollspinnerei

Seit Ende des 17. Jh. waren Klei-
dung und Textilwaren für die Haus-
haltseinrichtung aus farbig bedruckten,
kostengünstigen Baumwollstoffen aus
Indien bei wohlhabenden Schichten in
England sehr gefragt (sog. Calico Cra-
ze). Je nach Mode variierten Farben
und Muster von Jahr zu Jahr.

Starker politischer Druck von Seiten
des Wollhandels und protoindustrieller
Unternehmen in der Herstellung von
Wollstoffen bewirkte, dass das Parla-
ment in den Calico Acts 1701 den Im-
port und 1721 auch den Verkauf von
bedruckten Stoffen aus reiner Baum-
wolle untersagte. Aufgrund dieser Ver-
bote verschob sich die inländische
Nachfrage v.a. auf Stoffe aus Baum-
woll-Leinen-Mischgewebe (Barchent,
Samt u.a.). Von den Calico Acts gingen
infolgedessen sehr starke Wachstums-
impulse aus, erstens auf das Bedru-
cken von ungefärbten importierten indi-
schen Baumwollstoffen und zweitens
auf die Herstellung von Baumwoll-Lei-
nen-Mischgeweben, d.h. Weberei und
Textildruck, und deren Vorstufen, also
Baumwoll- und Flachsspinnerei. Mer-
kantilistische Maßnahmen zum Schutz
des seit langem dominanten Zweigs
der englischen Textilbranche, der Her-
stellung von Wollstoffen, welche viele
Baumwollprodukte vom englischen
Markt verschwinden lassen sollten,
leisteten somit der Herstellung von
Mischgeweben und schließlich auch
der Erzeugung von reinen Baumwoll-
geweben unbeabsichtigt Vorschub.

Infolge der britisch-französischen
Kolonialkämpfe um die Vorherrschaft
in Indien im Zuge des weltweit geführ-
ten Siebenjährigen Kriegs waren die
Ausfälle beim Import von dortiger Roh-

baumwolle zwischen 1756 und 1763
besonders gravierend. Gleichzeitig
verstärkte sich das Wachstum der Bin-
nennachfrage und jener in den nord-
amerikanischen und westindischen
Kolonien nach Baumwoll- und Bar-
chentprodukten weiter. Diese ange-
bots- und nachfrageseitigen Entwick-
lungen ließen sowohl die Preise von
Rohbaumwolle als auch jene von
Flachs steil ansteigen. Dies und sin-
kende Gewinnmargen boten hohe An-
reize, die Bemühungen zu verstärken,
indische Einfuhren von Baumwollstof-
fen, -kleidung und weiteren -waren zu
ersetzen durch inländische Produkte
vergleichbarer Qualität. Die Bemühun-
gen konzentrierten sich auf die Mecha-
nisierung der Baumwollspinnerei, ver-
sprach sie doch neben Kostensenkun-
gen wesentlich bessere Garnqualität
und folglich bessere Stoffqualität durch
höhere Baumwollanteile an Baumwoll-
Leinen-Mischgeweben oder überhaupt
die Ersetzung von Mischgeweben
durch reine Baumwollgewebe.

Die von dem Handspinner James
Hargreaves erfundene Spinning Jenny
kam in den 1760er-Jahren in Verwen-
dung. Diese mit Muskelkraft betriebene
Spinnmaschine versetzte einen kräfti-
gen und geübten Spinner in die Lage,
mit mehr als einer Spindel zu arbeiten.

Den entscheidenden technischen
Durchbruch in der Mechanisierung der
Baumwollspinnerei brachte 1769 Ri-
chard Arkwrights Waterframe, eine
Baumwollspinnmaschine mit Streck-
walzen zur kontinuierlichen Faserzu-
führung und mit Antrieb durch ein Was-
serrad, die 1775 verbessert und 1790
für Dampfantrieb hergerichtet wurde.
Mit dieser hoch produktiven Spinnma-
schine ließ sich nicht nur sehr kosten-
günstiges, sondern erstmals in Europa
auch qualitativ höherwertiges Ketten-
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garn für die Herstellung von reinen
Baumwollgeweben oder solches für
Mischgewebe erzeugen.

Die Anwendung der wasserradge-
triebenen Spinnmaschinen bedingte
die Umstellung auf Fabrikproduktion
und somit hohe Investitionen in Bau-
ten, Maschinen und Anlagen.

Mit der Waterframe breitete sich die
fabrikmäßige Baumwollspinnerei in
den 1780er- und 1790er-Jahren rasch
aus: 1788 kamen in Großbritannien in
143 Spinnfabriken Waterframes zur
Anwendung und um 1800 bereits in je-
der dritten der insgesamt rund tausend
fabrikmäßigen Spinnereien. Jede der
rd. 300 Waterframe-Spinnereien be-
schäftigte mehr als 50 Arbeitskräfte.
Gleichzeitig war Baumwollspinnerei
mit muskelgetriebenen Jennys im
Heimgewerbe und in Werkstätten im
Rahmen protoindustrieller Verlagssys-
teme nach wie vor weitverbreitet. Man-
che Unternehmer von maschinellen
Baumwollspinnereien lagerten Vorbe-
reitung, Weben und Appretur an das
Heimgewerbe aus.

Samuel Cromptons in den 1770ern
erfundene und in den folgenden Jahr-
zehnten weiterentwickelte Mule war
eine Spinnmaschine, die sich durch
selbsttätige Fadenzuführung über ein
Zylinderstreckwerk sowie fahrbare
Spindelträger auszeichnete und Baum-
wollgarn von bis dahin unerreichter
Glätte, Feinheit und Einheitlichkeit her-
stellte. Die dampfgetriebene Mule konn-
te bis zu tausend Spindeln tragen. Die
Bedienung der Maschine war durch
den abgesetzten Produktionsprozess
außerordentlich kompliziert und ver-
langte von Bedienenden ein besonde-
res Maß an Fingerspitzengefühl, Ge-
schicklichkeit und Kraft. Bei Fehlbedie-
nung rissen gleich Hunderte von Fä-
den. Die Mulespinner bildeten infolge-

dessen vorübergehend die Aristokratie
der Textilarbeiterschaft.

Um 1810 war die Mule sowohl in der
Baumwoll- als auch in der Wollspinne-
rei bereits dominant. Dass in Ersterer
neben der Mule weiterhin die Waterfra-
me und die Jenny in großem Maßstab
zum Einsatz kamen, hatte v.a. damit zu
tun, betont Hahn, dass jeder Maschi-
nentyp Garn mit je spezifischen Merk-
malen erzeugte: „The qualities of the fi-
nished product were just as important
as its price in deciding whether or not
the machine that made it had a chance
of running profitably“ (85). Insbesonde-
re reine Baumwollstoffe aus Mule-Ket-
tengarn und Jenny-Schussgarn waren
glatt und absorbierten Farbe gut, wes-
halb sie sich als optimal fürs Bedru-
cken erwiesen.

Die textilmaschinellen Innovationen
der 1760er- bis 1780er-Jahre, so die
Schlussfolgerung der auf die erste
Phase der ersten industriellen Revolu-
tion spezialisierten Wirtschaftshistori-
kerInnen, zielten auf Produktinnovatio-
nen ab, insbesondere höhere Garn-
und Stoffqualitäten und Vielfalt der
Stoffe, weniger auf die Senkung der
Produktionskosten. Höhere Effizienz
war nicht das Hauptziel der Mechani-
sierung der Spinnerei, sondern eher
ein unbeabsichtigtes Nebenresultat.

Die nordenglische Baumwollspinne-
rei zeichnete sich zwischen 1800 und
1820 also durch eine Vielfalt von Pro-
duktionsweisen aus: Fabriken und ver-
lagsmäßige Heimarbeit; Muskelkraft,
Wasserkraft und Dampfmaschinen;
Jennys, Waterframes und Mules; Ar-
beit von Kindern (Zunftlehrlinge, Ange-
hörige von Arbeitshäusern, Bauernkin-
der usw.), erwachsenen Frauen und
Männern unterschiedlichster Qualifika-
tion.
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Die Revolution im Energiesystem

Der Feinmechaniker James Watt
entwickelte bis 1765 durch Adaption
der atmosphärischen Dampfmaschine
von Newcomen (1712) die erste direkt-
wirkende Niederdruck-Dampfmaschi-
ne mit vom Zylinder getrenntem Kon-
densator, wofür er 1769 ein Patent er-
hielt. 1775 gründete Watt mit dem Un-
ternehmer M. Boulton eine Dampfma-
schinenfabrik in Birmingham, wo er an
der Vervollkommnung der Maschine
arbeitete. Ab 1778 entwickelte er die
doppeltwirkende Niederdruck-Dampf-
maschine, gestaltete einen Transmis-
sionsmechanismus, welcher die trans-
latorische Bewegung auf ein Schwung-
rad überführte, und setzte einen Flieh-
kraftregler mit Drosselklappe ein. Ab
1782 stand eine universell einsetzbare
Dampfmaschine zur Verfügung, wel-
che in der Textilindustrie zum Einsatz
gelangte und in der Folge in Eisen-
bahnlokomotiven, Dampfschiffen und
zahllosen weiteren Bereichen Anwen-
dung fand. Die Brennstoffeffizienz der
Watt’schen Maschine war rund fünfmal
höher als jene von Newcomens Ma-
schine.

In der Baumwollspinnerei wurde die
Watt’sche Dampfmaschine zunächst
v.a. zum Pumpen verwendet, um Was-
serräder zum Maschinenantrieb auf al-
len Stockwerken einer Fabrik mit Was-
ser versorgen zu können. Hingegen
setzte sich die Verwendung von
Dampfmaschinen zum direkten Ma-
schinenantrieb nur langsam durch: Um
1800 wandten in England rund tausend
Baumwollspinnereien Wasserkraft und
nur 34 Dampfkraft zum Maschinenan-
trieb an. Noch in den 1820er-Jahren
setzte die Mehrheit der Textilfabriken
auf Wasserkraft, weil Kohle am jeweili-
gen Standort zu teuer war. Der Tri-

umph der Dampfmaschine in der Tex-
tilindustrie erfolgte erst ab etwa 1825.

Der Nachteil von Wasserkraft be-
stand darin, dass die Energieversor-
gung wegen Hoch- oder Niederwas-
sers unregelmäßig sein konnte – und
als Folge davon auch die Arbeitsmög-
lichkeiten der Beschäftigten und die Er-
träge der Unternehmen.

Standorte von stationären Dampfma-
schinen konnten unabhängig von der
Verfügbarkeit von fließendem Wasser
gewählt werden, sie mussten aller-
dings wegen der hohen Transportkos-
ten bei oder nahe von Kohlefeldern lie-
gen bzw. an einem Kanalnetz, über
das die Versorgung mit Kohle kosten-
günstig möglich war. An Kanalnetzen
waren auch die Transportkosten der
Rohstoffbelieferung und der Distributi-
on der Fertigwaren wesentlich niedri-
ger. Städte, welche eine dieser Stand-
ortbedingungen erfüllten, boten darü-
ber hinaus die Vorteile der Nähe zu ei-
ner großen Zahl von KonsumentInnen
und einer großen Anzahl an Men-
schen, die Lohnarbeit aufnehmen woll-
ten.

Erst Eisenbahn und Dampfschiffe
befreiten die stationären Dampfma-
schinen von den kohlebezogenen
Standortvoraussetzungen.

Wasserkraft blieb freilich an günsti-
gen Standorten für viele Unternehmen
in zahlreichen Industriezweigen bis
Mitte des 19. Jh. die effizientere Lö-
sung. Mit einem Wasserrad konnte im-
merhin eine Leistung von bis zu 300
PS erzielt werden.

Die Jahre um 1825 markieren sowohl
den Übergang im Energiesystem zur
Dominanz der auf der Verbrennung
von Kohle basierenden Dampfmaschi-
ne für den Antrieb von Maschinen in In-
dustrie und Verkehrswesen als auch
die Beschleunigung des gesamtwirt-
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schaftlichen Produktivitätsfortschritts
und den Übergang zu weit höherem
und nachhaltigem Wirtschaftswachs-
tum (siehe unten).

Automatisierung
in der Baumwollspinnerei

Die Rekrutierung, der Aufbau und die
Aufrechterhaltung qualifizierten Perso-
nals für die Bedienung, Wartung und
Reparatur der Textilmaschinen in Fab-
riken erwiesen sich häufig als schwie-
rig, zumal angesichts hohen Arbeits-
kräfteumschlags und weitverbreiteter
Abneigung gegen das strikte Arbeitsre-
gime in Fabriken.

Von den Maschinenbedienern wurde
verlangt, Wartungs- und Reparaturtä-
tigkeiten an laufenden Maschinen
durchzuführen – ein nicht selten ge-
fährliches Unterfangen. Das Hauptpro-
blem der maschinellen Spinnerei war
das häufige Abreißen von Fäden, was
sofortiges Handeln erforderte. Fabrik-
arbeit bedeutete für die Betroffenen
also sehr hohe Arbeitsintensität und
hohes Unfallrisiko.

Die Abhängigkeit von qualifizierten
Arbeitskräften, die infolge der Knapp-
heit über vergleichsweise hohe Ver-
handlungsmacht verfügten und die ef-
fektive Kontrolle der Unternehmer und
deren Aufseher über die Produktions-
prozesse einschränken konnten, und
der hohe Arbeitskräfteumschlag ver-
stärkten in der Baumwollsparte die Be-
mühungen um technische Innovatio-
nen, welche Abhilfe versprachen. Die
Selfaktor-Spinnmaschine war das Re-
sultat derartiger, sehr kostspieliger
Entwicklungsanstrengungen. In der
Folge war der Bedarf an qualifizierten
männlichen Maschinenbedienern weit
geringer. Arbeitssparender techni-
scher Fortschritt war in diesem und in

anderen Fällen auch eine Antwort auf
organisatorische Probleme und die
Verhandlungsmacht von Teilen der Be-
legschaften.

Die Selfaktor-Wagenspinnmaschine
war eine Weiterentwicklung von
Cromptons Mule durch den Techniker
und Erfinder Richard Roberts, Gründer
und Inhaber eines Unternehmens zur
Herstellung von Werkzeugen und Ma-
schinen, in den Jahren ab 1825. Wäh-
rend bei der Mule die Steuerung der
Maschine von Hand erfolgte, beson-
ders schwierig war und nur von qualifi-
zierten Männern geleistet werden
konnte, arbeitete der Selfaktor weitge-
hend automatisch. Die Lösung des
technischen Problems lag in einer ge-
schickten Steuerung sämtlicher aufein-
anderfolgender Bewegungsabläufe der
Maschine durch Zahnradgetriebe und
Kupplungsvorgänge über die antrei-
benden Transmissionen. Im laufenden
Betrieb war lediglich zum Ansetzen der
gebrochenen Fäden und zum Wech-
seln der Spulen (Kopse) Bedienungs-
personal notwendig. Wartung, Einrich-
tung und Pflege mussten allerdings
weiterhin von qualifizierten Männern
vorgenommen werden. 1830 war der
Selfaktor (umgangssprachlich Iron
Man) einsatzbereit.

Je Selfaktor konnten viel mehr Spin-
deln eingesetzt werden als je Mule,
nämlich mehr als 200 (und gegen Ende
des 19. Jh. bis zu 1.300). Ein Selfaktor
konnte sowohl per Wasserrad als auch
per Dampfmaschine betrieben werden.
Im Vergleich zur Mule war der Selfaktor
mit höheren Investitionskosten, der Be-
trieb mit höheren Energiekosten, aber
weit geringeren Arbeitsinputs verbun-
den, und die Arbeitsproduktivität stieg
dramatisch. Allerdings war der Selfak-
tor nur zum Spinnen grober Garne ge-
eignet, und das Spinnen feiner Garne
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erfolgte weiterhin mit Mules oder Jen-
nys.

In der Baumwollspinnerei sank die
Maschinenlaufzeit, die erforderlich war,
um 100 britische Pfund bzw. 45,4 kg
Rohbaumwolle zu spinnen, von durch-
schnittlich 2.000 Stunden unter Ver-
wendung der Mule um 1780 auf 135
unter Verwendung des Selfaktors um
1830 (Bruland 2004, 137).

Die Mechanisierung der Weberei

Weben erfolgte im ersten Viertel des
19. Jh. vorwiegend an Handwebstüh-
len. Deren Zahl und die Beschäftigung
in der Handweberei erreichten jeweils
in den 1820er-Jahren ihren Höchst-
stand. 1829 arbeiteten in England rd.
240.000 Personen an Handwebstühlen.

Die Baumwollsparte zeichnete sich
in diesem Zeitraum somit durch ein
hybrides Produktionssystem aus, be-
stehend aus fabrikmäßiger Spinnerei
und verlagsmäßig organisierter Hand-
weberei im ländlichen Heimgewerbe
und in dezentralen städtischen Werk-
stätten.

Der von Edmund Cartwright ab 1784
entwickelte Maschinenwebstuhl wurde
insbesondere von Richard Roberts,
der sich ja auch um die Mechanisie-
rung des Spinnens verdient gemacht
hatte, Anfang der 1820er-Jahre in
Manchester weiterentwickelt.

Die Zahl der Maschinenwebstühle
stieg zwar steil an, von 2.400 1813 auf
über 14.000 1820 und etwa 60.000
1829, womit einem mechanischen
Webstuhl aber immer noch vier Hand-
webstühle gegenüberstanden. In den
1830er-Jahren erfolgte dann eine sehr
schnelle Ausbreitung der Webmaschi-
nen, von denen schon 1833 etwa
100.000 im Einsatz waren, und dies
bereits zulasten der Handweberei.

Die Verzögerung der Mechanisie-
rung der Webvorgänge ist v.a. darauf
zurückzuführen, dass die Handwebe-
rInnen noch bessere Stoffqualitäten
liefern konnten, insbesondere bei
Baumwolle, Barchent und Seide. Zu-
dem rissen feine Garne häufiger, was
den Maschineneinsatz dort länger un-
rentabel machte.

Die Handweberei behauptete sich
bis in die 1840er-Jahre bei der Verar-
beitung der feinsten Baumwollgarne
und in der Seidenweberei sowie dort,
wo die Anforderungen an die Qualität
der Stoffe und bezüglich der Muster
und Farben besonders hoch waren, die
nachgefragten Mengen aber gering,
und dort, wo es um Einzelfertigungen
nach Kundenvorgaben ging.

Das Qualitätsproblem maschinellen
Webens war weitgehend entschärft,
als der von Roberts optimierte Maschi-
nenwebstuhl zum Weben komplizier-
tester und mehrfarbiger Muster mit der
1805 in Frankreich erfundenen und ab
1833 dort breit angewandten Jac-
quardmaschine verbunden wurde.

Die Mechanisierung des Webens
wurde erstens als Möglichkeit angese-
hen, die altbekannten Probleme der
dezentralen Weberei im Verlagssys-
tem loszuwerden, v.a. mangelnde
Qualitätskontrolle und übermäßigen
Schwund an Rohmaterialien durch Be-
trug: „Observers at the time viewed the
powerloom as a means to control labor
rather than increase efficiency or de-
crease costs“ (158). „Just as in the me-
chanization of spinning, economies of
scale were more a result of powerloom
weaving than its intended aim“ (159).
Zweitens boten Maschinenwebstühle
den großen Vorteil gleichmäßiger
Stoffqualität: „Power-woven cloth was
not always cheaper than that made by
hand, but its output was more predict-
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able and so were its quality and cha-
racteristics“ (167).

Divergierende
Spartenentwicklungen

Die Baumwollsparte war im 18. Jh.
noch ein kleiner Zweig der britischen
Textilbranche. 1770 trug sie noch we-
niger als 6% zur Branchenwertschöp-
fung bei. Ab den 1780er-Jahren wuchs
sie spektakulär, und dies in Bezug auf
Output, Arbeitsproduktivität, Größe der
Unternehmen, Kapitalisierung dersel-
ben und Beitrag zum Nationaleinkom-
men. 1830 war die Baumwollsparte be-
reits der dominante Zweig der Textil-
branche, auf den fast die Hälfte der
Wertschöpfung entfiel. Die hohe und
stark steigende Konsumnachfrage
nach den leichten, farbig bedruckten
und pflegeleichten Stoffen, die Mecha-
nisierung des Spinnens und Webens
sowie das sehr elastische Angebot an
Rohbaumwolle in Bezug auf die rasch
wachsende Nachfrage trotz real fallen-
der Preise ermöglichten dies.

Zu berücksichtigen ist freilich, dass
die britische Textilbranche aus zahlrei-
chen Sparten bestand, in denen je-
weils eine Faserart (Seide, Baumwolle,
Wolle, Leinen usw.) zu einer großen
Breite an Garnen und Stoffen unter-
schiedlicher Qualität verarbeitet wur-
de, wobei der Herstellungsprozess je-
weils viele Produktionsschritte umfass-
te, von der Vorbereitung bis zur Appre-
tur. Der Beginn und die Fortschritte der
Mechanisierung variierten zwischen
Sparten, Produktionsschritten sowie
Garn- und Stoffqualitäten erheblich,
z.T. um Jahrzehnte: Die Mechanisie-
rung des Spinnens war nicht von An-
fang an universell anwendbar. Ark-
wrights Waterframe fand in der Baum-
wollsparte schon in der zweiten Hälfte

der 1770er- und in den 1780er-Jahren
breite Verwendung, in der Herstellung
von Wollgarn und grobem Leinengarn
ab den 1790ern, in der Kammgarnspin-
nerei erst in den 1800er-Jahren und in
der Produktion von feinem Leinengarn
überhaupt erst ab den späten 1820er-
Jahren.

Der von Cartwright in den 1780er-
Jahren erfundene bzw. der von Ro-
berts in den 1820ern verbesserte Ma-
schinenwebstuhl wurde in der Baum-
wollsparte ab den 1810er- bzw. den
1820er-Jahren häufig eingesetzt, in
der Herstellung von Grobleinen und von
Kammgarnstoffen ab den 1820er-Jah-
ren, in der Erzeugung von Wollstoffen
erst vor 1840 und in der Feinleinen-
sparte und der Seidenindustrie gar erst
vor 1850. Bestimmte feine Baumwoll-
stoffe wurden noch in den 1850ern vor-
wiegend an Handwebstühlen gewebt.

Innerhalb der auf die Erzeugung von
Textilien spezialisierten Regionen ver-
schoben sich die Orte der Herstellung
von Garnen und Stoffen zunehmend
vom Land in die Stadt, von Wohnun-
gen und Werkstätten in Fabriken.

Im zweiten Viertel des 19. Jh. ver-
stärkte sich die räumliche Konzentra-
tion der einzelnen Textilsparten: Die
Baumwollsparte konzentrierte sich im
südlichen Lancashire (Manchester,
Bolton, Stockport usw.) sowie in den
angrenzenden Teilen von Yorkshire,
Derbyshire und Cheshire. Im westli-
chen Yorkshire (Leeds, Bradford usf.)
lagen die wichtigsten Standorte der
Kammgarn- und der Wollsparte. Liver-
pool bildete das Handelszentrum die-
ser Textilregionen. Die Herstellung von
Grobleinen siedelte sich um Dundee
an, jene von Feinleinen um Belfast.
Viele Produzenten von Textilmaschi-
nen bevorzugten Standorte in den
Städten der genannten Textilregionen.
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Die Unternehmer erkannten also die
Vorteile eines Produktionsstandortes
in einer regionalen Branchen- oder
Spartenagglomeration bzw. – im Falle
der Textilmaschinenindustrie – einer
branchennahen Agglomeration.

Bei den externen Agglomerationsef-
fekten (Interdependenzen zwischen
Betrieben) lassen sich Lokalisationsef-
fekte – sog. Marshall-Effekte (externe
Effekte zwischen Betrieben einer Bran-
che bzw. Sparte) – und Urbanisations-
effekte (externe Effekte zwischen Be-
trieben verschiedener Branchen) un-
terscheiden.

Lokalisationseffekte, von denen Tex-
tilunternehmen profitierten, waren
technische Externalitäten (Wissens-
Spillovers), Arbeitsmarktexternalitäten
und eine hohe Informationsdichte. Wis-
sen über inkrementelle Verbesserun-
gen an Textilmaschinen etc. war nicht
kodifiziert. Dieses implizite Wissen war
v.a. auch in jenen qualifizierten und
spezialisierten Arbeitskräften verkör-
pert, welche die Wartung und Repara-
tur der Maschinen durchführten. Wa-
ren Firmen räumlich konzentriert, so
konnte implizites Wissen über techni-
sche und organisatorische Prozessin-
novationen sowie Produktinnovationen
(etwa die Geheimnisse verbesserter
Garn- und Stoffqualitäten) von Firma
zu Firma sickern, bspw. durch die Ab-
werbung von Arbeitskräften, die über
das begehrte nicht kodifizierte Wissen
verfügten. Die Vorteile eines regional
konzentrierten branchenspezifischen
Arbeitsmarkts bestanden darin, dass
Unternehmen leichter qualifizierte und
spezialisierte Arbeitskräfte fanden. Die
räumliche Konzentration von Textil-
handelsfirmen bedeutete, dass den
Textilien produzierenden Unterneh-
men verlässliche und rechtzeitige In-
formationen über Ausmaß und Struktur

der Nachfrage zur Verfügung standen,
z.B. über die aktuellen modischen
Trends in Bezug auf Stoffe, Muster und
Farben auf den verschiedenen Absatz-
märkten. Derartige Informationen
konnten für das Gedeihen von Firmen
unter Umständen überlebenswichtig
sein, waren doch übervolle Lager ein
wichtiger Grund für Bankrotte.

Technischer Fortschritt
in weiten Bereichen

Die gesamtwirtschaftliche Durchset-
zung der Dampfmaschine schritt in den
1830er-Jahren sehr rasch voran. Allein
zwischen 1835 und 1837 nahm die in
PS gemessene Dampfmaschinenleis-
tung um rd. 50% zu. Ausschlaggebend
für die enorm schnelle Diffusion waren
u.a. die Tatsache, dass es sich um eine
Universaltechnik handelte, die in zahl-
reichen Branchen zur Anwendung ge-
bracht wurde, das hohe Wachstum der
Anzahl der Maschinen in Sachgüter-
produktion und Verkehrswesen, die
sehr starke Erweiterung des Eisen-
bahnnetzes zum Transport von Roh-
materialien, Zwischenprodukten, Fer-
tigwaren und Personen und die stark
steigende Anzahl von Dampfschiffen,
die auf schiffbaren Flüssen, in Kanälen
und auf See verkehrten.1 Die erste
Dampfeisenbahn der Welt war 1825
zwischen Darlington und Stockton für
den Kohletransport in Betrieb genom-
men worden. Die Eröffnung der Liver-
pool and Manchester Railway 1830 lei-
tete einen wahren Boom im Strecken-
bau ein. Das Eisenbahnnetz wuchs
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von 157 km 1830 sprunghaft auf rd.
9.800 km 1850 (Ville 2004, 305).

Die Entwicklung der Herstellung von
Dampfmaschinen, Lokomotiven und
Dampfschiffen einerseits und jene von
Kapitalgüter erzeugenden Industrie-
branchen andererseits verstärkten ein-
ander wechselseitig (durch technische
Innovationen, Backward Linkages,
Skaleneffekte u.a.) und trugen beide
zur Beschleunigung der Expansion der
Textilbranche und anderer Konsumgü-
terindustrien bei (Forward Linkages).

Textilmaschinen wurden lange Zeit
überwiegend durch größere Textilun-
ternehmen gebaut. Erst im zweiten
Viertel des 19. Jh. erfolgte die Produkti-
on von standardisierten Textilmaschi-
nen in spezialisierten Maschinenbau-
unternehmen durch hoch qualifizierte
und hoch bezahlte Fachkräfte an
dampfgetriebenen Werkzeugmaschi-
nen, v.a. in Lancashire und in London.

Nicht nur im Textil- und im Dampfma-
schinenbau, sondern auch in anderen
Maschinenbaubereichen und im Werk-
zeugmaschinenbau erfolgten bereits
ab den 1760er-Jahren wichtige Inno-
vationen, in Letzterem v.a. Drehma-
schinen (z.B. zum Schraubenschnei-
den bereits in den 1770er-Jahren),
Bohrmaschinen (ab Mitte der 1770er),
Fräsmaschinen (ab den 1800er-Jah-
ren), spezialisierte Maschinen für die
Uhrenherstellung und Bolzenschnei-
demaschinen (in den 1820ern). Die
Präzisionsbohrmaschine von John Wil-
kinson bildete die Voraussetzung für
die Dampfmaschinenproduktion durch
die Firma Boulton & Watt in Birming-
ham ab 1775, weil alle Dampfmaschi-
nenzylinder mit dieser Werkzeugma-
schine gebohrt wurden. Die erstaunli-
chen Fortschritte bezüglich der Band-
breite, Größe und Genauigkeit der
Werkzeugmaschinen waren somit von

grundlegender Bedeutung in vielen
Branchen der Sachgüterproduktion.

Erfindungen und Innovationen –
technische und organisatorische Pro-
zessinnovationen, Produktinnovatio-
nen – beschränkten sich also in der frü-
hen Phase der ersten industriellen Re-
volution keineswegs auf die Leitbran-
chen Textilienerzeugung und Dampf-
maschinenbau, sondern erfolgten in
weiten Bereichen der britischen Wirt-
schaft, wenngleich in unterschiedlicher
Intensität. Die technischen Neuerun-
gen außerhalb der dynamischen Bran-
chen waren anderer Art als in diesen,
weniger spektakulär, oft inkrementeller
Natur. Bruland (2004) weist darauf hin,
dass gerade in weniger dynamischen
Branchen (z.B. Erzeugung von Stein-
gut) wichtige organisatorische Fort-
schritte erfolgten, bspw. im Hinblick auf
vertikale Integration, Arbeitsorganisa-
tion und Vertrieb.

Praktisches und experimentelles
Wissen bildete die Grundlage für viele
der technischen Schlüsselerfindungen
der ersten industriellen Revolution. Sie
hingen nicht von tiefen wissenschaftli-
chen Einsichten, ja nicht einmal von
wissenschaftlicher Methodik ab. We-
sentlich waren die kontinuierlichen
Verbesserungen über den ursprüngli-
chen Durchbruch hinaus. Ausschlag-
gebend für diese Persistenz der techni-
schen Entwicklung in England waren
fundamentale Änderungen in der Wis-
senskultur, die im 17. Jh. dort begon-
nen hatten. Die Wissensrevolution be-
deutete nicht nur, dass technischer
Fortschritt fortwähren konnte, ohne an
eine konzeptionelle Decke zu stoßen.
Sie bedeutete auch, dass fortan zwi-
schen Technik und Wissenschaft posi-
tive, einander gegenseitig verstärken-
de Wechselwirkungen bestanden.
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Vertikal integrierte Fabriken

Für die rapiden Produktivitätsfort-
schritte in der Textilbranche waren ne-
ben technischen Innovationen und Grö-
ßenvorteilen organisatorische Neue-
rungen entscheidend, v.a. jene im Zu-
sammenhang mit dem Übergang von
der Produktion im protoindustriell orga-
nisierten Heimgewerbe zur Produktion
in Fabriken. Diese lassen sich definie-
ren als Orte, wo Arbeitskräfte, Maschi-
nen und Ausrüstungen konzentriert
waren, wo zumindest teilweise nicht
von menschlicher Energie angetriebe-
ne Maschinen zum Einsatz kamen und
wo die Arbeit beaufsichtigt und die ar-
beitsteiligen und immer komplexeren
Produktionsprozesse überwacht wur-
den. Die Diffusion der maschinellen In-
novationen setzte die Kontrolle des Be-
triebs der zunehmend kapitalintensi-
ven und teuren Produktionsmittel vor-
aus, was durch die Konzentration der
Textil- und der Dampfmaschinen an ei-
nem Ort – der Fabrik –, die Beaufsichti-
gung der Arbeitskräfte und die Über-
wachung der Produktionsprozesse
realisiert wurde.

Produktionstechnische Gründe, in
erster Linie die Verfügbarkeit von effi-
zienten Maschinenwebstühlen, veran-
lassten Unternehmen in der Textilindu-
strie schließlich dazu, alle Produktions-
schritte an einzelnen Standorten zu
konzentrieren. Anfang der 1830er-Jah-
re wurden die ersten vertikal integrier-
ten Textilfabriken errichtet, welche alle
Produktionsschritte von der Vorberei-
tung über das Spinnen und Weben bis
zur Appretur, d.h. den verschiedenen
Veredelungsarbeiten an einem Textil-
gut, einschlossen. Selfaktor-Spinnma-
schinen und Maschinenwebstühle ar-
beiteten unter einem Dach, angetrie-
ben von Dampfmaschinen. Die Vorteile

der fabrikmäßigen Produktionsweise
gegenüber dem vorherigen hybriden
Produktionssystem bestanden für die
Unternehmen u.a. in der Erzielung von
Skaleneffekten in der Produktion, der
Verringerung der Transport- und der
Transaktionskosten, der verstärkten
Kontrolle der Arbeitskräfte, der Produk-
tionsprozesse und der Produktqualitä-
ten sowie der Durchsetzung eines ein-
heitlichen Arbeitszeitregimes mit sehr
langen täglichen und wöchentlichen
Arbeitszeiten. Sie erlaubte ferner ra-
schere Reaktion auf neue Moden und
strukturelle Änderungen der Produkt-
nachfrage. Und die räumliche Konzen-
tration von zahlreichen Betrieben einer
Textilsparte in einer Industriestadt bzw.
-region ermöglichte die Realisierung
von externen Agglomerationsvorteilen.

Bereits 1838 erfolgte die Energiever-
sorgung von etwa 80% der Fabriken
der Baumwollsparte in England durch
Dampfmaschinen. 1841 arbeiteten
schon zwei Drittel der Beschäftigten
der Baumwollsparte in Fabriken, in der
Woll- und der Kammgarnsparte jeweils
rund die Hälfte. Im selben Jahr waren
58% der Beschäftigten der Baumwoll-
sparte in Lancashire in integrierten
Fabriken tätig.

Die Errichtung ganz neuer, vertikal
integrierter Fabriken in der Textilindus-
trie erforderte sehr hohe Investitionen
in Bauten, Maschinen und Anlagen –
ein Wesensmerkmal der neuen Wirt-
schaftsordnung, des Industriekapitalis-
mus.

Während Kaufleute, die protoindus-
trielle Produktion im Verlagssystem fi-
nanzierten, organisierten und koordi-
nierten, v.a. in Rohmaterialien inves-
tierten, beschafften industriekapitalisti-
sche Unternehmen nicht nur die erfor-
derlichen Rohmaterialien und Vorpro-
dukte, sondern stellten auch Lohnar-
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beitskräfte ein und investierten in ers-
ter Linie in Bauten, Maschinen und An-
lagen, alles mit der Erwartung, nach ei-
ner längeren Zeit des Betriebs sachgü-
terproduzierender Firmen einen ange-
messenen Ertrag zu erzielen.

Die Ausbreitung der Fabrik in der
Textilbranche ebenso wie in der Sach-
güterproduktion insgesamt erfolgte
freilich je nach Sparte in sehr unter-
schiedlichem Tempo und Ausmaß,
wurde begleitet von der Expansion an-
derer Formen industrieller Organisati-
on, nämlich von Kleinbetrieben, Werk-
stätten von Handwerkern, des Heimge-
werbes, des Verlagswesens und ande-
ren. Die meisten Betriebe blieben klein,
und Familienunternehmen bildeten die
Mehrheit. Bei diesen Produktionswei-
sen handelte es sich also nicht um
langsam absterbende Phänomene aus
vorindustrieller Zeit, sondern um inte-
grale Bestandteile einer modernen in-
dustriellen Ökonomie. In den meisten
Branchen existierte ein breites Spek-
trum von Betriebsgrößen und Organi-
sationsformen.

Gesamtwirtschaftliche Folgen

In der zweiten Phase der ersten in-
dustriellen Revolution ab etwa 1825
spielte die mit Kohle beheizte Dampf-
maschine eine Schlüsselrolle, und dies
aus zahlreichen Gründen. In vielen
Zweigen des sachgüterproduzieren-
den Sektors wurde eine breite und
ständig erweiterte Palette neu entwi-
ckelter und immer wieder verbesserter
Maschinen mit Dampfkraft betrieben,
was in wachsenden Teilbereichen in-
dustrieller Sparten zum Übergang auf
Fabrikproduktion veranlasste. Der sehr
rasche Ausbau des Eisenbahnnetzes
ab den 1830er-Jahren und der Einsatz
von Dampfschiffen auf Flüssen, Kanä-

len und auf See ließen die Transport-
kosten stark fallen, was die Märkte ver-
größerte, Spezialisierung in der Pro-
duktion und räumliche Konzentration in
den einzelnen Industriezweigen be-
günstigte und infolgedessen positive
externe Agglomerationseffekte hervor-
brachte.

Der Einsatz der kohlebefeuerten
Dampfmaschine ermöglichte folglich in
vielen Branchen der Sachgüterproduk-
tion und des Dienstleistungssektors
signifikante, ja z.T. hohe Produktivi-
tätssteigerungen: Die durchschnittliche
jährliche Wachstumsrate der gesamt-
wirtschaftlichen realen Arbeitsprodukti-
vität, die zwischen 1760 und 1800 le-
diglich 0,2% betragen hatte, erhöhte
sich in der Folge sprunghaft, nämlich
auf 0,5% zwischen 1800 und 1830 und
dann sogar auf 1,1% 1830–1850.2 Der
Beitrag von stationären Dampfmaschi-
nen und dampfgetriebenen Lokomoti-
ven und Schiffen zu diesem gesamt-
wirtschaftlichen Produktivitätsfort-
schritt dürfte sich zwischen 1830 und
1850 auf rd. ein Fünftel belaufen ha-
ben.

Erst in der zweiten Phase der ersten
industriellen Revolution erfolgte in
England der Übergang zu hohem und
nachhaltigem Wirtschaftswachstum.
Hatte sich die Wachstumsrate des rea-
len BIP pro Kopf zwischen 1750 und
1820 noch auf 0,2% p.a. belaufen, so
beschleunigte sich dieses Wachstum
zwischen 1820 und 1870 sehr stark auf
1,25% p.a.3 Die Effekte der techni-
schen und organisatorischen Innovat-
ionen zwischen 1760 und 1800 fanden
somit keinen unmittelbaren Nieder-
schlag in der Entwicklung des realen
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gesamtwirtschaftlichen Pro-Kopf-Ein-
kommens, sondern erst mit jahrzehnte-
langer Verzögerung.

Die „Schwäche“ des wirtschaftlichen
Wachstums zwischen 1760 und 1820
ist allerdings zu relativieren. Bei der
Beurteilung ist zu berücksichtigen,
dass Großbritannien in dieser Zeit in
drei Kriege interkontinentalen Ausma-
ßes involviert war, eine Serie von kli-
mabedingten Missernten zu verkraften
hatte und die englische Bevölkerung
sehr rasch wuchs: Innerhalb von 150
Jahren verdreifachte sich die Bevölke-
rung Englands, von 5,2 Mio. 1701 auf
8,6 Mio. 1801 und 17,9 Mio. 1851, mit
den höchsten Zuwächsen in den
1820er- und 1830er-Jahren. Dieser
Bevölkerungsanstieg war ohne Bei-
spiel in der englischen Geschichte.

Extreme klimatische Bedingungen
verursachten zwischen 1790 und 1800
sowie 1811/1812 eine Abfolge gravie-
render Missernten, von denen einige
massive Nahrungsmittelknappheiten
und -preisanstiege sowie Hungersnöte
bewirkten.

Zwischen 1754 und 1815 führte
Großbritannien fast ununterbrochen
Krieg, und zwar Auseinandersetzun-
gen globalen bzw. interkontinentalen
Ausmaßes (French and Indian War
bzw. Siebenjähriger Krieg 1754–1763;
Amerikanischer Unabhängigkeitskrieg
1776–1783; Revolutions- und Na-
poleonische Kriege 1793–1815), in
welchen nicht nur die Position als welt-
weit führende Handelsmacht, sondern
letztlich auch die Unabhängigkeit
selbst auf dem Spiel standen. Wie sehr
diese Kriege v.a. mit dem großen Riva-
len Frankreich die wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Ressourcen Groß-
britanniens beanspruchten, wird an
den außerordentlich hohen Steuerquo-
ten in Relation zum BIP deutlich: Diese

Steuerquote belief sich 1783 und 1815
jeweils auf rd. 23% (Tombs 2014, 356,
426)! Nach den drei global geführten
Kriegen erreichte die Staatsverschul-
dung 1815 etwa 250% des BIP – mehr
als 1918 und 1945 (ebd. 426). Im sel-
ben Jahr erhielten 15% der Bevölke-
rung wegen der Folgen von Krieg und
Missernten öffentliche Unterstützung
im Rahmen des rudimentären sozialen
Netzes, welches auf dem von Königin
Elisabeth I. initiierten Poor Law beruh-
te. (Dieses berücksichtigte nicht nur
absolute Armut, sondern auch relative
Deprivation.)

Dass es unter diesen widrigen Um-
ständen gelang, einen Kollaps des
Lebensstandards der Bevölkerungs-
mehrheit und eine desaströse Zunah-
me der Armut (wie in vielen Teilen
Europas) zu verhindern, zeigt die Stär-
ke, welche die englische Wirtschaft be-
reits erreicht hatte. Das im globalen
Maßstab sehr hohe durchschnittliche
Reallohnniveau konnte zwischen 1760
und 1820 nicht nur gehalten werden,
sondern verzeichnete sogar einen
leichten Zuwachs. Ab 1820 begannen
die Reallöhne stärker zu steigen, und
ab 1850 beschleunigte sich das Real-
lohnwachstum deutlich.

Ein neues Narrativ
über die industrielle Revolution

1846 setzte Premierminister Robert
Peel, ein Exponent des liberalen Flü-
gels der Tories, gegen den Widerstand
der Mehrheit seiner Partei, traditionell
die Interessenvertretung der ländli-
chen Gentry, die Aufhebung der Corn
Laws im Parlament durch. Diese Ent-
scheidung stellte einen Triumph der in-
dustriellen Interessen Nordenglands
dar, der Industrieunternehmerschaft
und der Handelsbourgeoisie. Die Corn
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Laws von 1815, 1822 und 1828 hatten
die Getreidepreise nach dem Ende der
Napoleonischen Kriege im Interesse
der ländlichen Gentry durch Einführzöl-
le und -verbote hoch gehalten. In den
1820er-Jahren hatte die Handelskam-
mer von Manchester die Anti-Corn-
Law-Bewegung initiiert.

In der Folge verbreiteten die Indus-
triellen und ihre Interessenvertreter mit
durchschlagendem Erfolg ein interes-
sengeleitetes Narrativ von den Ursa-
chen der industriellen Revolution.
Demgemäß waren es liberaler Kapita-
lismus, Freihandel und einige geniale
Erfinder, welche die erfolgreiche Indus-
trialisierung (der Begriff „industrielle
Revolution“ kam in England erst in den
1880ern in Umlauf) ermöglicht hatten.
Adam Smith, stilisiert zum Schöpfer
der Doktrin von „political economy“ und
Freihandel, und James Watt wurden
als Väter des industriellen Erfolgs he-
rausgestellt.

Dieses Narrativ erwies sich als poli-
tisch hochwirksam und fand Eingang in
die Schulbücher von Generationen.
„What began as the campaign of a
pressure group became the settled or-
thodoxy of the country until the 1930s
and still influences English attitudes to-
day“, fasst Robert Tombs (2014, 444)
in seinem Standardwerk zur Geschich-
te Englands zusammen.

Das Narrativ vertauschte freilich Ur-
sachen und Wirkungen – Kapitalismus
und Freihandel waren Folgen der In-
dustrialisierung in England und be-
günstigten deren durchschlagenden
und nachhaltigen Erfolg in Großbritan-
nien – und unterschlug die vielfältigen
und komplexen Entwicklungen, welche
zu den verstärkten Innovationsbemü-
hungen veranlasst hatten. „Manches-
ter men … called free market capita-
lism the policies and economic theories

that supported their own economic
interests, and imagined that these con-
ditions that enabled their expansion
had actually started their rise“ (176).

Technischer Fortschritt fiel nicht vom
Himmel; Erfindungen, Innovationen
und deren breite Diffusion waren tat-
sächlich sehr voraussetzungsvoll. Ent-
wicklungen und Strukturen, welche zu
den verstärkten Anstrengungen um
Produkt- und Prozessinnovationen in
der Baumwollspinnerei entscheidende
Anstöße gegeben hatten, waren die
globalen Handelsnetze der East India
Company, die große Nachfrage engli-
scher KonsumentInnen aus den Ober-
und Mittelschichten nach den qualitativ
hochwertigen indischen Baumwollstof-
fen, die merkantilistische Handelspoli-
tik, die Kultur des Experimentierens
und viele andere.4

Hahns Studie über die erste indus-
trielle Revolution in England ist nicht
nur von SpezialistInnen der Industriali-
sierung und WirtschaftshistorikerInnen
mit großem Gewinn zu lesen, sondern
auch von anderen HistorikerInnen und
historich interessierten LeserInnen.
Letzteres vor allem deshalb, weil sich
die Autorin verständlich auszudrücken
versteht und die Erfindungen und Inno-
vationen in der Textilbranche sowie de-
ren Diffusion einbettet in der wirtschaft-
lichen, politischen, sozialen und kultu-
rellen Geschichte Großbritanniens zwi-
schen 1760 und 1850.

Michael Mesch
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Kein Ende der Geschichte
Schumpeter, Joseph A. (2020).
Kapitalismus, Sozialismus und

Demokratie. Mit einer Einführung von
Heinz D. Kurz. 10. ergänzte Aufl.

Stuttgart, UTB. 650 Seiten. Taschenbuch.
37,00 EUR. ISBN 978-3-8252-5317-2

Abgesehen von Zahlenmystik oder
Jubiläumssitten gäbe es wohl wenige
Gründe, die zehnte Auflage eines, wie
die Zahl der Auflagen zeigt, keines-
wegs in Vergessenheit geratenen Wer-
kes gesondert zu besprechen. Im Fall
des von Kurz neu herausgegebenen
Schumpeter-Klassikers „Kapitalismus,
Sozialismus und Demokratie“ (KSD)
kommen allerdings gleich mehrere die-
ser seltenen Gründe zusammen.

Zunächst rechtfertigt die bescheiden
mit „Zur Einführung“ betitelte Darstel-
lung der Entstehungs-, Wirkungs- und
Übersetzungsgeschichte des Werkes
durch den Herausgeber die Neuaufla-
ge. Diese ist in erweiterter Form bereits
vor einem Jahr in dieser Zeitschrift
(Kurz 2020) erschienen. Während die
LeserInnenschaft zur Zeit der ersten
deutschen Ausgaben mit den bespro-
chenen Themen, wie der Debatte über
die Möglichkeiten wirtschaftlicher Pla-
nung und den Diskursen zum adäqua-
ten Übergang in den Sozialismus, ver-
traut war, kann man dies heute nicht
mehr voraussetzen. Auf KSD trifft dies
umso mehr zu, als Schumpeter selbst
sich nicht bemüht hat, sein Werk expli-
zit in die damalige Debatte einzuord-
nen, was am eher dünnen Literaturver-
zeichnis erkennbar ist.

Dann bringt diese Ausgabe auch die
Einbeziehung des bisher nicht über-
setzten fünften Abschnittes „Zur Ge-

schichte der sozialistischen Parteien“,
sie macht diese zehnte Auflage tat-
sächlich zur ersten vollständigen deut-
schen Übersetzung.

Nicht zuletzt rechtfertigt die sorgfälti-
ge editorische Überarbeitung mit Stich-
wortverzeichnis und der Zusammen-
fassung früherer Vorworte die Neuauf-
lage. Sie kann daher nicht nur Neuein-
steigerInnen in Schumpeters Werk
empfohlen werden, sondern qualifiziert
sich vielmehr als neuer Referenzpunkt
für weitere Untersuchungen.

Ein Hinweis aus dem von Kurz ver-
fassten Einleitungsteil muss an dieser
Stelle ebenfalls angeführt werden. Die
Debatte zwischen Sozialismus und Ka-
pitalismus, die Schumpeter hier dar-
stellt, hat wenig bis gar nichts mit dem
Kalten Krieg zu tun. Schumpeter
schreibt im Wesentlichen nicht nur vor
dem Niedergang, sondern auch vor
dem Aufstieg der Sowjetunion.

Die Marx’sche Lehre

Der Historiker Timothy Snyder mein-
te bei einem Vortrag am Institut für die
Wissenschaften vom Menschen, dass
bis 89 von allen Intellektuellen ange-
nommen werden konnte, dass sie eine
Meinung zu Marx haben. Diese konnte
günstig oder ungünstig sein, auf die
Frage zu Marx mit „Zu wem?“ oder
„Groucho?“ zu antworten war bis dahin
aber undenkbar. Auch Schumpeter
geht davon aus, dass die Inhalte im
Wesentlichen bekannt sind. Dies be-
deutet zugleich, dass die Debatte zur
Marx’schen Ökonomie auf dem dama-
ligen Stand stehen geblieben ist, womit
die in einem „Matter of fact“-Ton refe-
rierten Kritikpunkte daran nicht eins zu
eins übernommen werden können.

Die getrennte Betrachtung von Marx
nach seiner Funktion als Prophet, So-
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ziologe, Nationalökonom und Lehrer ist
nach wie vor innovativ und würde sich
in gleicher Weise für andere Ökono-
mInnen eignen. Denn bei aller Bemü-
hung, dies zu verschleiern, besteht
Ökonomie eben auch aus Ideologie,
aber eben nicht nur, und die Aussagen
von politisch gefärbten TheoretikerIn-
nen enthalten empirisch wertvolle Be-
obachtungen und Erkenntnisse.

Schumpeter kritisiert hier die Marx’-
sche Klassentheorie dafür, dass sie
„den unaufhörlichen Aufstieg und Nie-
dergang von einzelnen Familien in die
obere Sphäre hinein und aus ihr he-
raus“ übersieht. Es ist interessant,
dass Schumpeter den offensichtlichen
Unterschied zwischen einer Klassen-
Analyse und einem methodologisch in-
dividualistischen Ansatz, der hier zu
Tage tritt, unkommentiert lässt.

Lobend erwähnt er die Tatsache,
dass Marx „Ausbeutung“ ohne den
Rückgriff auf Betrug, Wucher oder
Ähnliches erklärt und sie auf die Funk-
tionslogik von Gütern und Arbeitsmärk-
ten zurückführt. Schumpeters Ein-
wand, dass Arbeitskraft nicht wie eine
Ware hergestellt werden kann, erinnert
an Karl Polanyis Konzept der fiktiven
Waren, eine Idee, die damals vermut-
lich breiter diskutiert wurde.

Zum Abschluss seiner Auseinander-
setzung mit Marx lobt Schumpeter die
große Synthese an Erklärungen bei
Marx, die historische, soziale und wirt-
schaftliche Bewegungen in einem gro-
ßen Ganzen zusammenfasst. Der Teil
zu Marx in KSD ist mit seinen vielen
Andeutungen und Erwähnungen von
Beteiligten an der Debatte ein brauch-
barer Ausgangspunkt, als Ersteinfüh-
rung aber nicht geeignet. Nicht bol-
schewistische ÖkonomInnen wie die
AustromarxistInnen oder Rosa Luxem-
burg finden hier wahrscheinlich ihre

letzte fachlich wertschätzende Erwäh-
nung in einem Werk, das zumindest
am Rande zum ökonomischen Main-
stream gehört. Für heutige LeserInnen
könnte es hilfreich sein, vor oder statt
des ersten Teils eine leichter zugängli-
che Einführung in den Marxismus zu
lesen, etwa „Die Theorie kapitalisti-
scher Entwicklung“ von Paul Sweezy
(Sweezy 1970), sicherlich einem der
berühmtesten Schumpeter-Schüler,
oder auch den zweiten Teil von Otto
Bauers „Einführung in die Volkswirt-
schaft“ (Bauer et al. 1956), die im Mo-
ment nur mehr antiquarisch zu bekom-
men ist. Schumpeter selbst geht davon
aus, dass die LeserInnen Marx ken-
nen.

Kann der Kapitalismus
weiterleben?

Bereits im Prolog zum zweiten Teil
kommt Schumpeter zum Punkt und be-
antwortet seine Frage „Kann der Kapi-
talismus weiterleben?“ mit „Nein, mei-
nes Erachtens nicht!“.

Zur Enttäuschung eiliger Studieren-
der, die hofften, sich damit die Lektüre
der weiteren 480 Seiten sparen zu kön-
nen, fügt er allerdings hinzu, dass es
wie immer ohnehin auf die Qualität der
Argumentation ankomme und nicht auf
den daraus gezogenen Schluss.

Sein Urteil über die Weiterentwick-
lung des Kapitalismus fußt nicht nur auf
der Beobachtung seiner bisherigen Er-
folge, sondern auch auf einem realisti-
schen Modell seiner weiteren Entwick-
lung.

Aus theoretischer Sicht interessant:
Schumpeter stellt mit Verweis auf die
Arbeiten von Joan Robinson (Robin-
son 1969) oder F.H. Chamberlin
(Chamberlin 1969) fest, dass die übli-
che Form der Marktinteraktion im Kapi-
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talismus nicht die nur theoretisch domi-
nierende vollkommene, sondern die
unvollkommene Konkurrenz ist. Erst
sie ermöglicht es die Selektion der pro-
fitabelsten Unternehmen sowie
Wachstum und Innovation, also die
großen Themen dieses Werkes darzu-
stellen.

Wenn es so etwas wie eine USP für
Schumpeter in der heutigen Zeit gibt,
dann wohl die Idee der schöpferischen
Zerstörung. Schumpeter betont, man
möchte sagen durchaus im Einklang
mit Marx, dass die wesentliche Eigen-
schaft des Kapitalismus die dynami-
sche Überwindung der alten Verfahren
durch neue und bessere ist.

Das Entscheidende an der Creative
Destruction ist der Creative-Teil, nicht
die Destruction.

Die Funktion der UnternehmerInnen
als HeldInnen, die neue Methoden und
Produkte außerhalb des Bestehenden
entwickeln und durchsetzen, wird mit
der Zeit überflüssig, „das Erfinden
selbst ist zur Routinesache geworden“,
und wirtschaftliche Veränderung muss
laut Schumpeter nicht mehr gegen Wi-
derstand durchgesetzt werden, son-
dern wird als Selbstverständlichkeit
hingenommen.

Schumpeter betont, dass die Tren-
nung von Eigentum und Kontrolle die
Institution des freien Eigentums zer-
stört und die Formalisierung und Stan-
dardisierung das freie Vertragsrecht ad
absurdum führt, womit der Kapitalis-
mus seine eigenen institutionellen Fun-
damente untergräbt.

Doch auch ein Intellektueller der
Spitzenklasse wie Schumpeter ist Op-
fer seiner Standesdünkel, wenn er fest-
stellt, dass „der stetig steigende Le-
bensstandard und namentlich die Mu-
ße, die der moderne Kapitalismus dem
vollbeschäftigten Arbeiter bietet ...[,]

das beste Rezept zur Erzeugung so-
zialer Unruhe“ ist. Die Tatsache, dass
er erkennt, dass es sich um das „abge-
droschenste, älteste und unverdau-
lichste aller Argumente“ handelt, und
sein Bedauern, dass „das leider nur zu
wahr ist“, macht die Zweifel an der
Klarheit seiner Analyse nicht geringer.

Er übersieht auch, dass es sich bei
den Bemühungen um soziale und poli-
tische Reformen durch die ArbeiterIn-
nenbewegung um Innovationen, um
kreative Zerstörung dysfunktionaler
gesellschaftlicher Institutionen han-
delt. Dies ist umso bedauerlicher, als er
im nunmehr ebenfalls übersetzten fünf-
ten Teil genau diesen Aspekt mit Be-
zug auf die Fabianer und einige sozial-
demokratische Parteien andeutet.

Schumpeters Analyse über die Rolle
der Intellektuellen in der Krise des Ka-
pitalismus ist vielleicht nicht überzeu-
gend, aber wegen der pointierten Pole-
mik lesenswert.

Der beklagte Untergang einer groß-
bürgerlichen Privilegienwirtschaft, in
der es sich der Patriarch zu Lasten der
Freiheit und Entfaltung der Frauen, der
Lebenschancen der DienstbotInnen
und ihrer Nachkommen wohl sein
lässt, ist einer der Tiefpunkte des Bu-
ches. Dass er auch noch den Bour-
geois zum Hüter der langfristigen Inter-
essen der Gesellschaft macht, die die-
ser im dynastischen Familieninteresse
wahrnimmt, bringt die Erkenntnis um
nichts weiter als das von ihm selbst kri-
tisierte bürgerliche Ammenmärchen
von der Spargesinnung.

Kann der Sozialismus
funktionieren?

Schumpeter greift hier die Markt-ver-
sus-Plan-Diskussionen aus dem Wien
der Zwischenkriegszeit auf. Seine So-
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zialismusdefinition beruht auf dem
Merkmal der Kontrolle der Produk-
tionsmittel durch eine Zentralbehörde,
Modelle wie den Gildensozialismus,
Syndikalismus und andere Typen
schließt er aus.

Die Kriterien für den Sozialismus de-
finieren bei ihm ex negativo ebenso
den Kapitalismus, und bei genauer Be-
trachtung stellt sich durchaus die Fra-
ge, ob nach Schumpeters Definitionen
Länder wie Japan oder Korea, aber
auch das Nachkriegsösterreich in der
Phase forcierter Wirtschaftsentwick-
lung noch einem kapitalistischen
Grundplan folgten.

Im Gegensatz zu Hayek oder Rob-
bins ist Schumpeter nicht der Meinung,
dass die Behörde unter der Komplexi-
tät zusammenbrechen würde. Er geht
davon aus, dass man Prinzipien der
bürgerlichen Ökonomie, wie das
Grenzkostenprinzip, nutzen kann, und
verweist auf mögliche Mechanismen,
wie sie schon von Enrico Barone oder
Oskar Lange entwickelt wurden.

Die sicherlich wichtigste Feststellung
zur Funktionsweise des sozialistischen
Systems ist, dass es jener der Großun-
ternehmen im Kapitalismus deutlich
näher ist als einem System der voll-
kommenen Konkurrenz.

Das sozialistische System kann auf
der Erfahrung der Großunternehmung
aufbauen und muss die bürokratische
Unternehmensführung nicht neu erfin-
den.

Schumpeter macht in einer Fußnote
einen kurzen, auch heute noch interes-
santen Exkurs über die Frage, wie viel
und welche Bereiche der Realität in ei-
nem Modell noch enthalten sein müs-
sen, und nimmt damit einen Teil der
Methodendebatte in der Ökonomie
vorweg.

Die Landwirtschaft würde er aus dem

sozialistischen Plan aussparen. Dies
ist interessant, wenn man bedenkt,
dass es sich heute bei der Landwirt-
schaft wohl um den am stärksten zen-
tral geplanten Sektor handelt.

Die Frage ist, wie „die oberen oder
führenden Schichten eingebunden
werden können“, er meint, dass jeder
vernünftige Sozialist zugeben wird,
dass es notwendig ist, ihre „übernor-
malen“ Fähigkeiten zu nutzen. Schum-
peter stellt die Frage, ob denn andere
als bürgerliche Personen (im Sozialis-
mus) die Cheffunktion übernehmen
können. Man darf anmerken, dass of-
fenbar weder eine gescheiterte Karrie-
re in der Politik noch eine in den Kon-
kurs geführte Bank einen gefestigten
altösterreichischen Standesdünkel er-
schüttern können.

Die für die Planung erforderliche Bü-
rokratie stellt „nicht ein Hindernis der
Demokratie, sondern ihre unvermeidli-
che Ergänzung“ dar, eine Erkenntnis,
die man vielen KommentatorInnen
auch in heutiger Zeit wünschen würde.

Weder in der Bildung ausreichender
Ersparnisse noch in der Aufrechter-
haltung der Disziplin in den Fabriken
sieht er ein unlösbares Problem.

Wesentlich ist für Schumpeter der
Zeitpunkt für den Übergang zum So-
zialismus, abhängig vom Entwick-
lungsstand des Kapitalismus.

Im Zustand der Reife gibt es bürokra-
tische Großunternehmungen und ei-
nen Zinsfuß, der mangels Investitions-
chancen nahe null liegt, in dieser Situa-
tion sieht er wenig Probleme im Über-
gang.

Ganz anders ist die Lage bei einer
Sozialisierung im Zustand der Unreife.
Solange es noch viele Entwicklungs-
chancen im Kapitalismus gibt, werden
diese nicht kampflos aufgegeben wer-
den. Der Übergang kann dann nur mit
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Gewalt erfolgen. So „eine Sozialisie-
rung, die ... [nach] einer nachfolgenden
Schreckensherrschaft verlangt, [ist]
weder kurz- noch langfristig zum Vor-
teil von irgendjemand außer jenen, die
sie durchführen“.

Wenn Schumpeter dann noch am
englischen Beispiel beschreibt, dass
die recht einfache Verstaatlichung von
Banken, Versicherungen, Elektrizitäts-
wirtschaft, Eisenbahn, Kohle und Stahl
nur mehr ein kleiner Schritt ist, kann
man die Frage stellen, ob er das Nach-
kriegsösterreich mit seinen verstaat-
lichten Banken und Industriebetrieben
sowie der staatlichen Pensions- und
Gesundheitsversorgung überhaupt als
kapitalistisches Land gesehen hätte.

Sozialismus und Demokratie

Laut Schumpeter hätte bis 1916 nie-
mand bezweifelt, dass Sozialismus de-
mokratisch ist. Und für die Zeit danach
ist klar, dass die Bolschewiki unter Sta-
lin undemokratisch waren, während die
englischen, schwedischen und deut-
schen SozialdemokratInnen keine Al-
ternative hatten, als demokratisch zu
bleiben. Die österreichischen Sozial-
demokratInnen hielten 1918 und 1919
zur Demokratie, schwankten unter
dem Eindruck Ungarns kurz und kehr-
ten schnell zur Demokratie zurück.

Demokratie ist für Schumpeter eine
Methode, zu Entscheidungen zu kom-
men, und keine Zielvorstellung an sich.

Die gängige Definition von Demokra-
tie als Herrschaft des Volkes ist für ihn
ungenügend, da relevantes Volk und
Form und Umfang der Herrschaft erst
definiert werden müssen.

Die Orientierung am Gemeinwohl lei-
det unter dem Problem, dass es das
wohl definierte „Gemeinwohl“ nicht
gibt. Menschen können unterschiedli-

che Ziele verfolgen, und diese müssen
nicht in Einklang miteinander stehen.
Anders formuliert, Schumpeter nimmt
bereits das Arrow-Paradoxon vorweg.

Wenig überraschend vertritt Schum-
peter die Position, dass die postulierte
Gleichheit in Hinblick auf die tatsächli-
che Fähigkeit der Bürgerschaft, sich
politisch einzubringen, faktisch nicht
gegeben ist. Im Abschnitt über die
menschliche Natur in der Politik be-
klagt Schumpeter die verzerrenden
Kräfte der Massenpsychologie, die
mangelnde Kenntnis der nationalen
Probleme und das Fehlen an Erfah-
rung mit großen Fragestellungen beim
Volk.

Hier muss man dem großen Analyti-
ker leider Blindheit auf mehr als einem
Auge vorwerfen. Zu übersehen, dass
gerade zwei verheerende Weltkriege
von Monarchen und Diktatoren im er-
kennbar elitären, kleinen Kreis be-
schlossen, vom Zaun gebrochen und
verloren wurden, ist schlicht eine
schwache Leistung.

Demokratie besteht aus seiner Sicht
aus dem Konkurrenzkampf „um die
Stimmen des Volkes“. Die Demokratie
bildet einen Rahmen, in dem dieser
Konkurrenzkampf zu führen ist. Ein de-
mokratisches System muss nicht alle
Freiheiten bieten, wohl aber die Frei-
heit, sich um ein demokratisches Amt
zu bewerben, die Wählbarkeit inklu-
diert dabei zugleich die Abwählbarkeit.

Um das Funktionieren der demokra-
tischen Politik zu verstehen, muss man
im Kern vom Kampf um Macht und Amt
ausgehen, so wie man im Wirtschaftli-
chen vom Gewinnmotiv ausgeht. Auch
wenn Schumpeter den Analyseapparat
der Ökonomie auf eine politische Fra-
gestellung anwendet, unterscheidet
sich dieser Ansatz massiv von der spä-
ter populär gewordenen Neuen Politi-
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schen Ökonomie. Denn während Letz-
tere vor allem die Motivationslage poli-
tischer AkteurInnen mit dem Instru-
mentarium des Methodologischen Indi-
vidualismus und der Annahme eines
Nutzen maximierenden Individuums
analysieren will, betrachtet Schumpe-
ter die Bedingungen, unter denen insti-
tutionelle Arrangements stabile, nicht
aber starre Konstellationen bilden kön-
nen.

Zur Frage, ob Sozialismus und De-
mokratie zusammenpassen, stellt er
fest, dass es weder prinzipiellen Wider-
spruch noch notwendige Übereinstim-
mung gibt.

Aber auch im Sozialismus wird es
Umstände geben, die es notwendig
machen, die ArbeiterInnen in den Fab-
riken zu disziplinieren, die Diktatur des
Proletariats wird dann zur Diktatur über
das Proletariat, womit die Demokratie
im Sozialismus vielleicht weniger at-
traktiv und hell sein mag als im utopi-
schen Entwurf.

Eine historische Skizze
der sozialistischen Parteien

Im fünften Teil ordnet Schumpeter
die auf Marx basierenden, man kann
sagen dominanten Strömungen des
Sozialismus theoriegeschichtlich ein.
Schumpeter erkennt bei den utopi-
schen Vorgängern von Marx zwar
ebenfalls Schwächen, teilt aber nicht
den Standpunkt des Altmeisters, der in
der fehlenden Analyse das Kernpro-
blem dieser Autoren sieht.

Bei Morus fehlt Schumpeter die Be-
schreibung des Weges nach Utopia.
Bei Owen gibt es keinen Plan, wer Trä-
ger des Übergangs zum neuen System
sein soll. Die Anarchisten wie Proud-
hon und Bakunin liefern aus seiner
Sicht maximal Vorlagen für „Wahnwit-

zige, Poeten und Verliebte“ und sind
ihm eindeutig zu destruktiv.

Zu Recht betont er, dass bei aller Ra-
tionalität die Triebkraft für sozialisti-
sche Bewegungen nach wie vor aus
den „irrationalen Sehnsüchten der
Seelen“ kommt, sie zu ignorieren wäre
„undankbar gegenüber der Welle“, die
sie trägt.

Der Ausgangspunkt von Marx unter-
scheidet sich in mehrerlei Hinsicht von
allen anderen sowohl englischen als
auch deutschen Sozialisten (z.B. La-
salle). Marx und Engels hatten keine
Aussicht, die ArbeiterInnenmassen
selbst zu organisieren; sie mussten die
Gewerkschaften als Institution zur Or-
ganisation des Klassenbewusstseins
anerkennen, gleichzeitig aber brachten
sie ihnen Misstrauen entgegen, weil
sie ihrer Meinung nach die ArbeiterIn-
nen verbürgerlichten.

Und bis heute liegt hier eine Wurzel
der Antagonismen zwischen Arbeite-
rInnen (Gewerkschaften) und Intellek-
tuellen (Parteien) innerhalb der sozia-
listischen Parteien.

1875 wurde die Sozialdemokratische
Partei Deutschlands als Vereinigung
der Gruppe um Lassalle und jener um
Liebknecht und Bebel gegründet. Sie
stieg zur stimmenstärksten Partei auf
und hielt diese Position bis zum Ende
des Kaiserreichs.

In England dauerte es etwas länger
bis zur Gründung von Independent La-
bour (1893), weil Liberale und Konser-
vative schon vorher Teile der Agenda
aufgenommen hatten.

Daneben entstanden in England
auch die Fabians. Sie waren in der
englischen Elite von Oxbridge inte-
griert und machten sich als Thinktank
nützlich, indem sie vor allem Daten und
Vorschläge für die Politik bereitstellten.
Die MarxistInnen verachteten die Fa-
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bianerInnen. Obwohl sich diese, wie
Schumpeter feststellt, in ihrem Bestre-
ben, „sich im Gleichschritt mit der ge-
sellschaftlichen Entwicklung zu bewe-
gen und das ultimative Ziel sich selbst
zu überlassen“, mehr im Einklang mit
der marxistischen Lehre befanden als
Marx’ eigene Revolutionssehnsucht.

Wenig verspricht er sich vom Vorbild
Russlands. Russland war nicht im Ge-
ringsten bereit für den Übergang zum
Sozialismus. Die englische Zeitschrift
„Marxism Today“ legte Marx in einem
fiktiven Interview in ihrer letzten Ausga-
be 1991 auf die Frage nach seinem fa-
vourite joke sehr pointiert die Antwort
„The world revolution will begin in Rus-
sia“ in den Mund (Marxism Today
1991), womit sie pointiert die selbe
Meinung vertritt.

Von Bedeutung ist natürlich auch,
was Schumpeter zur Entwicklung in
seiner Wahlheimat zu sagen hat, die
sich gerade aufschwang, zum Hege-
mon in der kapitalistischen Welt zu
werden. Im Lauf des 19. bis ins 20.
Jahrhundert, konstatiert er, war die
agrarische Welt der USA in hohem
Maße antisozialistisch.

Während in Russland die wirtschaftli-
che Veränderung für den Eintritt der
Marx’schen Vorhersagen zu langsam
ging, war sie in den USA zu rasant.
Nicht nur konnten die amerikanischen
ArbeiterInnen nach Westen gehen,
wann immer sie mit dem Stand des Ka-
pitalismus unzufrieden waren, dank
des rasanten Fortschritts konnten sie
laut Schumpeter auch weiter in die Zu-
kunft flüchten.

Die französische Entwicklung reicht
länger zurück als jene in anderen Staa-
ten und unterscheidet sich deutlich
vom Fabianismus, aber auch vom mar-
xistischen Sozialismus, der eine einige
ArbeiterInnenbewegung oder zumin-

dest ein einigendes Bekenntnis der In-
tellektuellen erforderte.

In Frankreich dominierte weniger die
Großindustrie, und die Masse der Bau-
ernschaft, HandwerkerInnen und An-
gestellten unterstützte eher mittelstän-
dische Reformen, zudem lehnten die
vielen KatholikInnen, die den Kern der
Unzufriedenen bildeten, den Antikleri-
kalismus der SozialistInnen ab.

Es gab zwar viele Gruppen, von
Blanquisten, die auf das entschlosse-
ne Handeln einiger Männer setzten, bis
Reformisten (Jaurès), und eine marxis-
tische Bewegung unter Lafargue (Parti
ouvrier), sie kamen jedoch nie zu ver-
gleichbarer politischer Bedeutung wie
die SozialdemokratInnen in Deutsch-
land.

Die Entwicklung im deutschsprachi-
gen Raum hatte ebenso ihr spezifi-
sches Gepräge; obwohl es mit dem
Verein für Sozialpolitik (und den Kathe-
dersozialisten) eine den Fabianern
ähnliche Vereinigung gab, folgte die
Entwicklung hier nicht dem britischen
Muster. In Österreich (Cisleithanien)
kam es durch den Entwicklungsrück-
stand erst 1888 beim Hainfelder Partei-
tag unter Victor Adler zur Einigung der
national vielfältigen Parteien. Einige ih-
rer Mitglieder trugen wesentlich zur
Weiterentwicklung der marxistischen
Theorie bei (Otto Bauer, Hilferding …).
Adler hatte die Intellektuellen aller-
dings gut unter Kontrolle und ließ sich
in den Kernbereichen der Parteiorgani-
sation und beim Verfassen eines prag-
matischen Programms nicht dreinpfu-
schen, wie Schumpeter meint.

Am Ende des Ersten Weltkrieges
hatten sich die sozialistischen Parteien
nicht zu sehr kompromittiert, sie waren
weder begeistert mitgelaufen noch hat-
ten sie „ihr Volk“ in der Stunde der Ge-
fahr „im Stich gelassen“.
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Schumpeter sieht in der Situation
nach dem Ersten Weltkrieg eine ein-
malige Chance für die sozialistischen
Parteien. Seiner Meinung nach waren
auch die Spaltungen von Labour sowie
die Abspaltung des Spartakusbundes
im Krieg nicht jene großen Brüche in
der Linken, als die sie später darge-
stellt wurden. Vor allem betonte
Schumpeter, dass Rosa Luxemburg,
wenngleich sie sich mit ihrer Gruppe
von den Sozialdemokraten abspaltete,
eine der „unerbittlichsten Kritikerinnen
der bolschewistischen Praxis“ war.

Nachdem der Krieg und nicht der na-
türliche Lauf der marxistischen Ge-
schichte die SozialistInnen an die
Macht gebrachte hatte, waren sie ge-
zwungen, unter kapitalistischen Ver-
hältnissen zu regieren und auf die „Eu-
thanasie der bürgerlichen Gesell-
schaft“ zu warten. Bis dahin konnten
sie versuchen, soweit möglich die Lage
der ArbeiterInnen zu verbessern.

Nach Schumpeters Meinung war
dies aus damaliger Sicht vermutlich
nicht nur das Beste, was sie tun konn-
ten, sondern mangels einer demokrati-
schen Mehrheit auch das Einzige.

Schumpeter wagt sich dann aufs
glatte Eis der Prognosen, wenn er über
die Konsequenzen des zeitgleich to-
benden Zweiten Weltkriegs und die Zu-
kunft der sozialistischen Parteien
nachdenkt.

Er zieht nur zwei Szenarien in Be-
tracht: das einer vollständigen russi-
schen Dominanz in Europa, die er nicht
weiter behandelt, oder das Entstehen
einer zumindest in Europa dominieren-
den Pax Americana. Diese amerikani-
sche Dominanz könnte sich seiner Ein-
schätzung nach nur auf die sozialde-
mokratischen Parteien als funktionie-
rende politische Organisationen stüt-
zen. Wobei die Veränderungen im

Krieg wie steigende Besteuerung,
wachsende Bürokratie und staatliche
Kontrolle wohl auch in den USA zu ei-
ner verstärkten Entwicklung hin zum
Sozialismus führen würden. Interes-
sant ist außerdem, dass er 1942 sehr
akkurat den Sieg der englischen La-
bour Party nach dem Krieg vorhersagt,
da diese bereits vor dem Krieg auf dem
Weg zur Macht war.

Schumpeter macht sich im 28. Kapi-
tel noch Gedanken über Folgen des
Zweiten Weltkrieges. Er konstatiert,
dass jetzt (Juli 1946) Stalin der Herr
Osteuropas ist und die USA und das
UK den Westen dominieren. Auffallend
sind seiner Meinung nach der indu-
strielle Erfolg der USA und der politi-
sche Erfolg Russlands. Gerade dass er
Ersteres für auffallend hält, zeigt, dass
man die Bedeutung dieser Kriegsperi-
ode und Kriegsanstrengungen für den
Aufstieg der USA zur unumstrittenen
industriellen Führungsmacht aus heuti-
ger Sicht oft unterschätzt.

Auch bezüglich der USA meint
Schumpeter, dass die Möglichkeiten,
Umverteilung durchzusetzen, bisher
unterschätzt wurden. Er verweist dabei
auf einen Beitrag in der AER, der diese
steigende Steuerlast in den USA be-
schreibt (Vegh 1941).

Das privatwirtschaftliche System der
USA könnte sich auch aufgrund seines
„kolossalen industriellen Erfolg[s]“ hal-
ten, da dieser möglicherweise bis hin-
unter zu den Ärmsten Armut und Lei-
den beseitige.

Zuletzt behandelt er noch kurz den
unleugbaren Aufstieg Russlands zur
Großmacht und hält fest, dass er nur
wenig über die Ausbreitung des Sozia-
lismus sagen kann, als dass das Regi-
me nicht sozialistisch ist. Wahrschein-
lich würde er Ähnliches über China sa-
gen.
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Kurz soll noch auf die Rede einge-
gangen werden, die vermutlich vom
letzten öffentlichen Auftritt Schumpe-
ters stammt, betitelt mit „Der Marsch in
den Sozialismus“: Sozialismus ist die
Übernahme der Privatwirtschaft durch
den Staat, dieser kann demokratisch
kontrolliert werden, muss es aber nicht,
er braucht eine große Bürokratie, muss
allerdings nicht notwendig zentralisiert
sein und kann im Sinne von Langer-
Lerner auch Konkurrenz, Konsum und
Berufswahl zulassen.

Hier ist der interessanteste Teil si-
cherlich jener, in dem Schumpeter
über die Frage spricht, wie weit soziale
Tendenzen überhaupt prognostiziert
werden können.

Die SozialökonomInnen heute er-
kennen laut ihm, was Marx übersehen
hat: die Fähigkeit des Kapitalismus,
Massenwohlstand herzustellen.

Schumpeter ist davon überzeugt,
dass der Kapitalismus untergehen
wird, jedenfalls als Wertordnung, Le-
bensstil und Kulturform. Wenn man
Schumpeters nicht ganz so klare Be-
schreibungen des Sozialismus nach
dem Akt zugrunde legt, kann man aus
heutiger Sicht zumindest sagen, dass
wir wohl schon nahe dran waren.

Literatur

Bauer, Otto/Winkler, Ernst/Kautsky, Bene-
dikt (1956). Einführung in die Volkswirt-
schaftslehre. Mit einer Einleitung von
Ernst Winkler und einem Nachwort von
Benedikt Kautsky. Wien, Wiener Volks-
buchhandlung.

Chamberlin, Edward Hastings (1969). The
theory of monopolistic competition. A re-
orientation of the theory of value. 8. Aufl.
Cambridge, Mass., Harvard Univ. Press.

Kurz, Heinz D. (2020). Kapitalismus, Sozia-
lismus und Demokratie: Schumpeters
Entwurf einer histoire raisonnée der Mo-
derne. Wirtschaft und Gesellschaft 46
(4), 559–607. Online verfügbar unter
https://journals.akwien.at/wug/article/
view/34 (abgerufen am 14.12.2021).

Marxism Today (1991). Backpage, Karl
Marx, 64. Online verfügbar unter
http://banmarchive.org.uk/collections/
mt/index_frame.htm (abgerufen am
29.11.2021).

Robinson, Joan (1969). The Economics of
Imperfect Competition. 2. Aufl. London,
Palgrave Macmillan UK; Imprint Pal-
grave Macmillan.

Sweezy, Paul Marlor (1970). The theory of
capitalist development. Principles of
Marxian political economy. New York,
Modern Reader Paperbacks.

Vegh, Imre de (1941). Savings, Investment,
and Consumption. The American Eco-
nomic Review 30 (5), 237–247. Online
verfügbar unter
http://www.jstor.org/stable/1816432
(abgerufen am 14.12.2021).



Mehr als tausend Worte
Rezension von: Schwochow, Jan (2020).
Die Welt verstehen mit 264 Infografiken.
München – London – New York, Prestel.

568 Seiten. Gebundenes Buch.
60,70 EUR. ISBN 978-3-791-38710-9.

Das Informationszeitalter hat auch
die Wissenschaftskommunikation re-
volutioniert. Die grundlegend verein-
fachten Möglichkeiten für das Sam-
meln, Digitalisieren und Weiterverar-
beiten von Daten sowie die durch so-
ziale Medien beschleunigte Verbrei-
tung von Informationen prägen die mo-
derne Wissensgesellschaft. Vor allem
grafisch aufbereitete Informationen
stehen hoch in der Gunst der Wissbe-
gierigen, und sogenannte Infografiken
sind im Journalismus kaum mehr weg-
zudenken. Die Übersetzung von Fak-
ten und komplexen Zusammenhängen
in übersichtliche Darstellungen ist ein
Handwerk, das mittlerweile auch in
zahlreichen Studiengängen erlernt
werden kann. Der Trend heißt Visual
Storytelling: Die Illustrationen sollen
also kein nüchternes Abbild trockener
Statistiken sein, sondern LeserInnen
eine Geschichte vermitteln.

Während der Begriff der Infografik
recht jung ist, debattieren die Fachkrei-
se, ob nicht bereits frühzeitliche Höh-
lenmalereien oder erste Landkarten
dazuzählen. Jedenfalls sorgten Anfang
des 20. Jahrhunderts die gerade ent-
standenen Massenmedien für eine bis
dahin ungewohnte Informationsdichte
und führten zu einem Visualisierungs-
schub. Ein Wegbereiter der modernen
Infografik war der österreichische So-
zialwissenschafter Otto Neurath
(1882–1945) mit seiner Wiener Metho-

de der Bildstatistik. Als einer der wich-
tigsten Köpfe der sozialdemokrati-
schen Bildungs- und Gesellschaftspoli-
tik im Austromarxismus entwickelte er
(gemeinsam mit Gerd Arntz) das soge-
nannte Isotype, eine Bildpädagogik mit
einem Lexikon an Piktogrammen. Der
österreichische „Schöpfer der spre-
chenden Bilder“ war somit ein Pionier
der modernen Infografik, die spätes-
tens mit dem Siegeszug des Compu-
ters in den 1980ern die Wissensver-
mittlung revolutionierte.

Der vorliegende Bildband entspringt
der Feder von über 100 GrafikerInnen
rund um Jan Schwochow, der seit
mehr als 25 Jahren Infografiken produ-
ziert und unter anderem beim deut-
schen Wochenmagazin „Stern“ als
Ressortleiter für Infografiken fungierte.
Der diplomierte Kommunikationsdesig-
ner gründete 2007 mit der Infographics
Group in Berlin seine eigene Agentur
und prägte die deutsche Branche maß-
geblich. Von 2010 bis 2017 gab er
zehn Ausgaben des Magazins „In Gra-
phics“ heraus, das vom bedingungslo-
sen Grundeinkommen über den Unter-
gang der Titanic bis zum Herz von
Schmetterlingen allerlei Wissenswer-
tes illustrierte. Die hier rezensierte
2020 erschienene Sammlung von 264
Infografiken ist eine Mischung aus
überarbeiteten älteren Grafiken und
bisher nicht veröffentlichten Darstel-
lungen.

Eine große Herausforderung von In-
fografiken ist die Nonlinearität. Über
Bilder wird ein schneller Einstieg in
eine Thematik ermöglicht, der ansons-
ten die Lektüre längerer Texte erfor-
dert. Während ein Text jedoch eine li-
neare Geschichte aufbaut, von der Ein-
leitung bis zum Schlusssatz, können
LeserInnen an jeder beliebigen Stelle
in eine Grafik eintauchen. Die Illustra-
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tionen müssen also mehrere Einstiegs-
möglichkeiten bieten und dennoch ei-
nem nachvollziehbaren Aufbau folgen.
Wie auch Texte können Grafiken miss-
verständlich oder unabsichtlich falsch
sein und im schlimmsten Fall sogar
manipulativ. Schwochow nennt in sei-
nem Buch das Beispiel von Infografi-
ken über die Terrorattacken vom 11.
September auf das World Trade Cen-
ter. Zahlreiche GrafikerInnen rund um
den Globus erstellten auf Basis der TV-
Bilder innerhalb weniger Stunden Dar-
stellungen von den schrecklichen Er-
eignissen. Durch irrtümliche Interpreta-
tion der Fernsehaufnahmen entstand
so eine Vielzahl von Grafiken, die die
Einschläge der Flugzeuge in die Türme
aus den unterschiedlichsten Richtun-
gen zeigten.

Eine Rezension über einen Bildband
ist an sich kein einfaches Unterfangen,
noch dazu wenn die 264 Grafiken eine
große thematische Breite aufweisen
und jede für sich eine Geschichte er-
zählt. Es scheint daher zielführender,
diese Vielfalt zu schildern und einige
besonders gelungene Darstellungen
hervorzuheben. Das Buch gliedert sich
in acht Themengebiete: Geschichte,
Politik, Gesellschaft, Wirtschaft, Sport,
Technologie, Kultur und Kunst sowie
Wissenschaft. LeserInnen von „Wirt-
schaft und Gesellschaft“ interessieren
sich wahrscheinlich für mehrere dieser
Disziplinen, im Besonderen aber wohl
für den Bereich Wirtschaft. Das Titel-
bild dieses Abschnitts ziert eines der
ersten Tortendiagramme aus dem Jahr
1805 mit den Flächenanteilen einzel-
ner US-Bundesstaaten an der Gesamt-
fläche der Vereinigten Staaten. Die
Darstellung stammt vom schottischen
Volkswirt William Playfair, der als Erfin-
der der Kreis- und Balkendiagramme
gilt.

Die Qualität und der Detailgrad der
Grafiken in diesem Kapitel sind sehr
unterschiedlich. Sie reichen von einer
simplen und mäßig lehrreichen Dar-
stellung der Verwendungsseite des
Bruttoinlandsprodukts bis zu aufwändi-
gen und feingliedrigen Abbildungen
zum globalen Flugverkehr. Die Mei-
lensteine der Unternehmensgeschich-
ten von Siemens, Zeiss und Nestlé
werden auf Zeitleisten präsentiert, die
auf engstem Raum angesiedelten IT-
Pioniere des Silicon Valley sind auf ei-
ner Landkarte zu bestaunen. Beson-
ders spannend ist eine Darstellung, die
in die Geheimnisse des Supermarkt-
Aufbaus einführt. Warum liegt der Ein-
gang von Lebensmittelmärkten immer
rechts? Weil sich die KundInnen laut
Konsumforschung wohler fühlen, wenn
die Einkaufsrunde gegen den Uhrzei-
gersinn gedreht wird. Die Bereiche mit
den Weinregalen werden oft wie ein ei-
genes Geschäft eingerichtet, denn in
einem „anderen“ Geschäft akzeptieren
die KundInnen auch andere Preise.
Besonders aktuell ist eine höchst infor-
mative Grafik mit dem Titel „Nadelöhr
der Globalisierung“, die die wichtigsten
Schiffskanäle für den internationalen
Handel zeigt. Im März 2021 hatte das
Containerschiff Ever Given für sechs
Tage den Sueskanal blockiert und da-
mit für erhebliche Verzögerungen in
den globalen Lieferketten gesorgt. Die
Grafik zeigt neben den technischen Di-
mensionen auch die Entwicklung von
Frachtvolumen und Schifffahrten für
die drei wichtigsten Wasserstraßen,
den Panamakanal, den Nord-Ostsee-
Kanal und den Sueskanal.

Wussten Sie, dass über Messungen
im Orchester während eines Konzerts
eine ähnlich hohe Stressbelastung
festgestellt wurde wie bei Formel-1-Pi-
loten während eines Rennens? Ken-
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nen Sie die Erfolgsgeschichte der Imp-
fungen, seit 1874 in Deutschland die
erste Pflichtimpfung gegen die Pocken
eingeführt wurde? Oder wussten Sie,
dass bis 1961 Dampfloks als Zugma-
schinen in der Londoner U-Bahn in Be-
trieb waren? Von der Unglücksfahrt der
Titanic bis zur detaillierten Aufstellung
der laut Reinheitsgebot erlaubten In-
haltsstoffe von Bier und von der Ent-
stehung der Glühbirne bis zur Ge-
schichte der modernen Raumfahrt –
man lernt die Welt über viele dieser In-
fografiken tatsächlich etwas besser
kennen. Andere dienen eher der Unter-
haltung und könnten auch in die Kate-
gorie „unnützes Wissen“ fallen. Jeden-
falls bietet jedes Umblättern eine Über-
raschung, denn mangels detaillierter
Inhaltsübersicht (ein Index befindet

sich am Ende des Buches) weiß man
nicht, welche Grafik auf der nächsten
Seite wartet.

Dieses Buch ist allen zu empfehlen,
die Information gerne ästhetisch an-
spruchsvoll genießen, nach Inspiration
für eigene Darstellungen stöbern oder
ein tolles Geschenk für ein universell
interessiertes Familienmitglied su-
chen. Zahlreiche Grafiken lassen sich
aber auch gut im Schulunterricht zur
abwechslungsreichen Wissensvermitt-
lung einsetzen, sei es in Geschichte,
politischer Bildung oder Physik.
Schlussendlich ist diese Lektüre eine
Entdeckungsreise, und so hält der Ein-
band wohl die beste Gebrauchsanlei-
tung für das Buch bereit: „Blättern –
Staunen – Verstehen“.

Matthias Schnetzer
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